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1. EROFFNUNG UND BEGRUSSUNG

Dr. Mehrdad Payandeh, Vorsitzender des DGB-Bezirks
Niedersachsen - Bremen - Sachsen-Anhalt, und
Susanne Wiedemeyer, Landesbeauftragte des DGB
Sachsen-Anhalt und stellvertretende Vorsitzende
des DGB-Bezirks, er6ffnen gemeinsam die 6. Ordent-
liche DGB-Bezirkskonferenz Niedersachsen - Bremen -
Sachsen-Anhalt. Die Bezirkskonferenz findet auf-
grund der Corona-Pandemie als hybride Veran-
staltung statt und wird neben der Durchfiihrung vor
Ort in Hannover zusatzlich als Livestream online
Ubertragen. Die beiden (stellv.) Vorsitzenden begri-
Ren die Delegierten der acht Mitgliedsgewerkschaf-
ten sowie die ehrenamtlichen Vorstande aus den
Kreis- und Stadtverbanden, die Gber MS Teams zur
Bezirkskonferenz zugeschaltet sind. AuRerdem hei-
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Ren sie den DGB-Bundesvorsitzenden Reiner Hoff-
mann vor Ort willkommen. Online zugeschaltet zur
Bezirkskonferenz sind auRerdem die stellvertretende
DGB-Bundesvorsitzende Elke Hannack sowie die bei-
den Mitglieder des DGB-Bundesvorstandes Anja Piel
und Stefan Korzell. Als Gaste aus der Politik begriiRen
sie des Weiteren den Niedersachsischen Ministerpra-
sidenten Stephan Weil, den Bremer Biirgermeister
und Prasidenten des Bremer Senats, Andreas Boven-
schulte, den Minister fur Wirtschaft, Tourismus, Land-
wirtschaft und Forsten des Landes Sachsen-Anhalt,
Sven Schulze, sowie den Oberblrgermeister der nie-
dersachsischen Landeshauptstadt Hannover, Belit
Onay.

skorferen: Hiedersachsen - Bremen - Sachsen-Anhalt
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Die 6. Ordentliche DGB-Bezirkskonferenz Niedersachsen - Bremen - Sachsen-Anhalt beginnt, Foto: Marta Krajinovic¢




2. GRUSSWORT

Belit Onay, Oberblrgermeister der Landeshauptstadt
Hannover, spricht zu Beginn der Bezirkskonferenz ein
Gruflwort an die Teilnehmenden. Die Wirtschaft stehe
vor einem umfassenden Strukturwandel: Vereinbar-
keit von Familie und Beruf, Gleichstellung zwischen
den Geschlechtern, demografischer Wandel, Digitali-
sierung, Klima- und Mobilitatswende seien nur einige
Begriffe, die diesen Umbruch beschreiben. ,Die
Gewerkschaften sind dabei gefordert, sich hier kons-
truktiv einzubringen und nach meinem Eindruck tun
sie das auch sehr aktiv und sehr konstruktiv®, so Belit
Onay. Er sei iiberzeugt, erfolgreichen Wandel gébe es
nur mit und nicht gegen die Beschéftigten. Tarifbin-
dung und Mitbestimmung seien die sozialen Leitplan-
ken fiir den wirtschaftlichen Umbau, denn es gehe um
eine sozial-okologische Wende. Die Kommunen wer-
den sich hierbei als belastbare Partnerinnen fiir die
Gewerkschaften zeigen. ,Wir rechnen mit euch! Nicht
nur, wenn es um die Gestaltung der Arbeitswelt von
Morgen, sondern auch wenn es um den Zusammen-
halt der Gesellschaft geht!“, betont Belit Onay und
macht die unverzichtbare Rolle der Gewerkschaften
fur die Demokratie deutlich. Abschliefend wiinscht
er allen Teilnehmenden eine spannende und erfolg-
reiche Bezirkskonferenz.
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Oberbiirgermeister Belit Onay bei seinem GruBwort,

Foto: Marta Krajinovi¢




3. OPENING TALK
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Aufdem Podium: Sven Schulze, Reiner Hoffmann, Sophia Michaelis, Stephan Weil und Andreas Bovenschulte (v. l. n. r.),

Foto: Marta Krajinovic

Sophia Michaelis (DGB-Bezirk Niedersachsen - Bre-
men - Sachsen-Anhalt) moderiert den Opening-Talk
zur gemeinsamen Zusammenarbeit von Gewerk-
schaften und Politik in Niedersachsen, Bremen und
Sachsen-Anhalt. Die Talkgaste sind Andreas Boven-
schulte, Reiner Hoffmann, Sven Schulze und Stephan
Weil.

Als ein personliches Highlight in der Zusammenar-
beit mit dem DGB hebt Andreas Bovenschulte das
Landesmindestlohngesetz in Bremen hervor. Als er
2010 Landesvorsitzender wurde, sei dies noch eine
neue Idee gewesen, die auf viel Skepsis gestofRen
sei. Doch der DGB und seine Einzelgewerkschaften
hatten politischen Druck gemacht und so gemein-
sam das erste Landesmindestlohngesetz in einem
Bundesland umsetzen kénnen. Die bisher intensivste
Zeit der Zusammenarbeit sei allerdings die aktuelle
Corona-Pandemie. Die regelmafigen Sozialpartner-
runden seien wichtig gewesen, um die Pandemiepo-
litik und die konkreten Auswirkungen auf Wirtschaft

und Beschaftigung zu besprechen. ,Das war natir-
lich nicht gerade das Aufbruchthema, hat uns aber
deutlich zusammengeschweil3t“, so Andreas Boven-
schulte. Aktuell stehe auf der Agenda, die Allgemein-
verbindlichkeit von Tarifvertragen zu erleichtern und
das Tarifvertragsgesetz in Bremen zu dndern. Damit
wolle er gemeinsam mit den Gewerkschaften ein
deutliches Signal Richtung Tarifbindung setzen und
einen guten Rechtsrahmen schaffen, um gewerk-
schaftliche Organisation zu stérken.

Stephan Weil sieht als wichtiges Thema fir die
gewerkschaftliche Zusammenarbeit der letzten
Jahre die Investitionspolitik. ,lch habe noch nie in
der Fankurve der Schuldenbremse gestanden, sie
ist aber auf bedauerliche Weise ins Grundgesetz
gelangt. Das macht uns das Leben ziemlich schwer*,
so Stephan Weil. Das gemeinsame Positionspapier
zwischen der niedersachsischen SPD und dem DGB
Niedersachsen zur aktiven Investitionspolitik sei fir
ihn ein absolutes Highlight. Ein weiteres Beispiel fiir




die gute Zusammenarbeit sei auflerdem das Biindnis

»Niedersachsen packt an“, das 2015 als gemeinsame
Initiative des Deutschen Gewerkschaftsbundes, der
beiden christlichen Kirchen, der Unternehmerver-
bande Niedersachsen und der Niedersachsischen
Landesregierung initiiert wurde. Das Bilindnis setze
ein Zeichen fiir ein gutes Zusammenleben aller und
eine klare Haltung gegen Rassismus und die Spaltung
unserer Gesellschaft.

Auch Sven Schulze hilt fest, dass ein guter und enger
Kontakt mit den Gewerkschaften fiir die Politik wich-
tig sei. Zu den groRten Themen gehoére in Sachsen-
Anhalt der Strukturwandel: Im Siden des Landes
sei der Kohleausstieg von grofem Interesse, da nicht
nur die Beschéftigten direkt in der Kohleindustrie
davon betroffen seien, sondern auch die Arbeitneh-
menden in energieintensiven Industrien. Es sei ent-
scheidend, dass an der aktuellen Gesetzgebung nicht
gerittelt werde, um den Menschen Sicherheit zu
geben. Auch in der Automobilzulieferindustrie gabe
es viele Beschéftigte in Sachsen-Anhalt, die stark
davon betroffen seien, wie die Zukunft der Antriebs-
technik gestaltet werde. Da brauche die Politik starke
Partner auf der Gewerkschaftsseite, um gemeinsam
Uber diese Themen zu diskutieren.

Reiner Hoffmann erklart, dass sich der DGB-Bundes-
kongress vor vier Jahren zum Ziel gesetzt habe, den
DGB mit seinen Kreis- und Stadtverbanden zum Ort
von strategischen Debatten zu machen. Der DGB-
Bezirk Niedersachsen - Bremen - Sachsen-Anhalt
habe sowohl vor als auch wahrend der Pandemie
groRartige Arbeit geleistet, um diesen Zukunftsdialog
lebendig zu halten. Durch neue Aktionsformen sei es
dem DGB gelungen, in der Offentlichkeit Themen zu
setzen. Es sei eine grolRe Herausforderung, aktuelle
Megatrends wie die Dekarbonisierung unserer Wirt-
schaft, die Digitalisierung unserer Gesellschaft und
den voranschreitenden demografischen Wandel im
Sinne von Guter Arbeit zu transformieren. ,Wir brau-
chen eine hohere Tarifbindung in Deutschland und
Europa, wenn wir den Strukturwandel im Interesse
der Menschen erfolgreich gestalten wollen®, so Rei-
ner Hoffmann weiter.

Erganzend dazu betont Sven Schulze, dass im Koali-
tionsvertrag in Sachsen-Anhalt das Thema Tariftreue-
und Vergabegesetz aufgenommen wurde. Es sei
eines der Gesetzesvorhaben, das er in den ersten
Monaten 2022 auf den Weg bringen mochte. Es bein-
halte auRerdem eine Regelung, dass Unternehmen,
die betriebliche Mitbestimmung verhindert haben
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und dafiir verurteilt wurden, von staatlicher Forde-
rung ausgeschlossen werden sollen.

Angesprochen auf die pragenden Themen der kom-
menden Jahre in Niedersachsen weist Stephan
Weil darauf hin, dass die Belastungen der Pandemie
auch 2022 noch nicht vorbei seien. Gewerkschaften
und Politik missten bei der Auseinandersetzung
mit Rechten und Querdenkern zusammenstehen.
Der wirtschaftliche Aufschwung nach der Pandemie
dirfe nicht fiir Sozialabbau und weitere Tarifflucht
genutzt werden.

Die Transformation der Bremer Industrie in Richtung
Klimaneutralitat birgt fir Andreas Bovenschulte
enorme Chancen, aber auch Herausforderungen.
Zwar konne ein Teil der Investitionskosten durch Mit-
tel des Bundes oder der EU geférdert werden. Den-
noch stehen den Landeshaushalten groRe finanzi-
elle Belastungen bevor. Die gerechte Verteilung der
Fordermittel zwischen allen Wirtschaftsstandorten
sei daher eine Voraussetzung, um die gleichwerti-
gen Lebensverhaltnisse in Deutschland zu erhalten.
Er setze stark auf die Unterstiitzung durch den DGB
und seine Einzelgewerkschaften. ,Das ist eine soli-
darische, nationale Kraftanstrengung - genauso wie
die Bewaltigung der Pandemie®, so Andreas Boven-
schulte.

Reiner Hoffmann betont abschlieRend, dass Tarif-
bindung und Mitbestimmung dabei helfen, Krisen
besser zu stemmen - das habe die Corona-Pande-
mie erneut gezeigt. Die Menschen in Unternehmen
mit Betriebsraten und Tarifvertragen seien besser
durch die Pandemie gekommen, weil es dort verlass-
liche Regelungen und einen sozialen Ausgleich gege-
ben habe. Mitbestimmung und Tarifbindung wiirden
auch dabei helfen, die Zustimmung zu rechten Posi-
tionen und Parteien gering zu halten. ,Feinde der
Demokratie haben in unseren Parlamenten nichts
zu suchen®, so Reiner Hoffmann weiter. Wir miissten
daher gemeinsam dafiir sorgen, dass rechte Parteien
bei den anstehenden Wahlen nicht in die Landtage
einziehen werden.

Nach dem Opening Talk ibernehmen Mehrdad Pay-
andeh und Susanne Wiedemeyer die Moderation der
Konferenz. In einem Moment der Stille gedenken sie
gemeinsam mit allen Teilnehmenden der verstorbe-
nen Kolleg*innen und erinnern an alle Gewerkschaf-
ter*innen, die weltweit von Verfolgung, Inhaftierung
und Folter betroffen sind.
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Sven Schulze und Reiner Hoffmann auf dem Podium, Moderation Sophia Michaelis (v. [. n. r.), Foto: Marta Krajinovic¢

Stephan Weil und Andreas Bovenschulte beim Opening Talk (v. l. n. r.), Foto: Marta Krajinovi¢




4. KONSTITUIERUNG

G DGB-Beri i
- Tk e . S

3.2: Beschluss der Geschifts- und Wahlordnung

/ ZUKUNFT
GESTALTEN

Konstituierung der hybriden Bezirkskonferenz, Foto: Marta Krajinovic¢

Susanne Wiedemeyer leitet die Konstituierung der
Bezirkskonferenz.

a) Wahl des Prasidiums
Vom DGB-Bezirksvorstand sind folgende Personen
zur Wahl des Présidiums vorgeschlagen:

® Andreas Kirsch, NGG
@® Bettina Unger, ver.di
@® Malte Stahlhut, IG Metall
@® KaiSchwabe, IG BAU

Ohne Enthaltungen und Gegenstimmen wird das
Prasidium fir die Bezirkskonferenz einstimmig
gewahlt. Andreas Kirsch ibernimmt die Sitzungslei-
tung.
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b) Beschlussfassung iiber die Geschiafts- und
Wahlordnung

Die Geschafts- und Wahlordnung wird einstimmig
beschlossen. Darin ist festgelegt, dass Initiativ- und
Anderungsantrage bis spatestens um 11 Uhr beim
Prasidium abgegeben werden miissen.

c) Beschluss der Tagesordnung

Aufgrund der digitalen Durchfiihrung der Konferenz
wurde die Tagesordnung auf Beschluss des Bezirks-
vorstandes geandert. Die gednderte Tagesordnung
wird mit einer Enthaltung und ohne Gegenstimmen
einstimmig beschlossen.

d) Bestatigung der Antragsberatungskommission
Die Antragsberatungskommission wurde auf Be-
schluss des DGB-Bezirksvorstandes eingesetzt und
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hat bereits ihre Arbeit aufgenommen. Die Mitglieder
sind

Andrea Timmermann, GdP
Christina-Natalie Domm, ver.di
Dirk Bohlmann, EVG

Florian Urban, NGG

Marion Hackenthal, IG BCE
Stephanie Wlodarski, IG BAU
Thomas Miiller, IG Metall

Die Antragsberatungskommission wird einstimmig
bestatigt.

e) Wahl der Mandatspriifungs- und
Wahlkommission

Vom DGB-Bezirksvorstand sind folgende Personen
zur Wahl der Mandatsprifungs- und Wahlkommission
vorgeschlagen:

Sabine Asendorf, ver.di
Britta Delique, GEW

Sybille Hanke, EVG

Petra Minde, IG BCE
Yasemin Rosenau, IG Metall
Peggy Seimert, NGG

Die Mandatspriifungs- und Wahlkommission wird ein-
stimmig bestatigt.

f) Wahl der Schriftfiihrer*innen

Janina Mink und Dr. Eva Clasen (DGB-Bezirk) sind vom
DGB-Bezirksvorstand fiir diese Aufgabe vorgeschla-
gen und werden mit zwei Enthaltungen und ohne
Gegenstimmen einstimmig gewahlt.

Das Prdsidium leitet die Bezirkskonferenz vor Ort und digital. Foto: Marta Krajinovic¢




Mit gentigend Abstand verfolgen die Teilnehmenden vor Ort die hybride Bezirkskonferenz. Foto: Marta Krajinovic¢

Die Teilnehmenden vor Ort und zu Hause kénnen der Konferenz liber OpenSlides folgen. Foto: Marta Krajinovic¢
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5. GESCHAFTS- UND KASSENBERICHT

Fir den mindlichen Geschaftsbericht wird ein
Video eingespielt. Die visuelle Reise zeigt die Arbeit,
Aktionen und Themen des DGB-Bezirks der letzten
vier Jahre. Aus allen Regionen werden kurze State-
ments von Gewerkschafterinnen und Gewerkschaf-
tern eingeblendet. Mehrdad Payandeh bedankt sich
im Anschluss herzlich bei den ehren- und hauptamt-
lichen Kolleg*innen fiir ihren engagierten Einsatz im
gesamten DGB-Bezirk.

In seinem politischen Bericht betont er noch einmal
die Erfolge, die der DGB-Bezirk und seine Einzelge-
werkschaften in den vergangen vier Jahren erreicht
haben. So habe sich der DGB beispielsweise stark
gemacht fur eine Ausbildungsplatzgarantie, wir-
kungsvolle Tariftreue- und Vergabegesetze, eine Auf-
wertung der systemrelevanten Berufe und ein Trans-
formationskurzarbeitergeld.

Die zunehmende Tarifflucht der Arbeitgeber demon-
tiere die Tarifautonomie. Daher richtet er sich mit
einem klaren Appell an die Arbeitgeberverbande:
,Wer ernsthaft an der Tarifautonomie interessiert ist,
starkt die Tarifbindung, starkt die Mitbestimmung,
starkt die Sozialpartnerschaft! Das tun die Arbeitge-
berverbande nicht. Wer lieber Tarifflucht betreibt, der
muss sich nicht wundern, wenn der Staat die Spielre-
geln am Markt allein bestimmt.“ AbschlieRend betont
Mehrdad Payandeh nochmal den wichtigen Kampf
gegen Rassismus, Antisemitismus und Ausgrenzung:
»lch bin stolz, dass wir Gewerkschaften oft als Erste
die Initiative in die Hand genommen und Tausende
mobilisiert haben - in der Flache, in den Stadten, am
1. Mai oder am Antikriegstag. Das werden wir immer
wieder tun, um den braunen Hetzern entgegenzutre-
ten!®

= - Saghsen-Anhalt

acsenbericht

TOP4* Geschafts— und Ki

/ ZUKUNFT
| GESTALTEN

Riickblick der letzten vier Jahre im DGB-Bezirk. Foto: Marta Krajinovi¢




6. BERICHT DER
REVISIONSKOMMISSION

Als Sprecher der Revisionskommission berichtet Hin-
rich Witte, dass in den Jahren 2018 und 2019 jeweils
vier, in den Jahren 2020 und 2021 jeweils drei Revisi-
onen durchgefiihrt wurden. Die Revisionen ergaben
nur kleinere Beanstandungen, die umgehend mit den
beteiligten Personen geklart und ausgeraumt wer-
den konnten. Die Biicher und Kassen wurden ordent-
lich gefiihrt und verwaltet. Die Revisionskommission
empfiehlt den Delegierten, bei der Wahl der neuen
Revisionskommission mindestens zwei Ersatzmit-
glieder zu wéhlen. Im Namen der Revisionskommis-
sion bedankt sich Hinrich Witte fiir die gute Zusam-
menarbeit und Unterstiitzung bei allen Beteiligten.

Hinrich Witte berichtet von den Ergebnissen der
Revisionskommission. Foto: Marta Krajinovic¢
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7. AUSSPRACHE

Prdsidium der Bezirkskonferenz. Foto: Marta Krajinovic¢

Kay Schwabe leitet die Sitzung. Es liegen keine Wortmeldungen vor.




8. BERICHT DER MANDATSPRUFUNGS-
UND WAHLKOMMISSION

Die Sprecherin der Mandatsprifungs- und Wahlkom-  Die Mandatspriifungskommission hat die Stimm-

mission, Sybille Hanke, berichtet, dass 100 Delegierte ~ berechtigung der Anwesenden geprift und schlagt

eingeladen waren. Der Einladung gefolgt sind 97 vor, allen 97 Delegierten fiir die 6. Ordentliche

Delegierte, 46 Frauen und 51 Manner. DGB-Bezirkskonferenz Niedersachsen - Bremen -
Sachsen-Anhalt das Stimmrecht zu erteilen. Dies wird
mit einer Enthaltung einstimmig beschlossen.

Sprecherin der Mandatspriifungskommission Sybille Hanke. Foto: Marta Krajinovic¢

9. ENTLASTUNG

In einem gemeinsamen Wahlgang stimmen die sachsen-Mitte, Nord-Ost-Niedersachsen, Oldenburg-
Delegierten der Entlastung des Bezirksvorstandes  Ostfriesland, Osnabriick-Emsland-Grafschaft Bentheim,
sowie der Geschaftsfiihrungen der Regionen Altmark- Sudniedersachsen-Harz und SidOstNiedersachsen
Borde-Harz, Bremen-Elbe-Weser, Halle-Dessau, Nieder-  ohne Enthaltungen und Gegenstimmen zu.
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10. WAHLEN

DGB-Bezirksvorsitzender Mehrdad Payandeh. Foto: Marta Krajinovic

Bettina Unger ubernimmt die Sitzungsleitung und
leitet die Wahlen ein.

a) Bezirksvorsitzender

Der DGB-Bundesvorstand hat in Abstimmung mit
dem DGB-Bezirksvorstand Niedersachsen - Bremen -
Sachsen-Anhalt Mehrdad Payandeh als Kandidaten
fur den Bezirksvorsitz vorgeschlagen. Mehrdad Pay-
andehist bereit zu kandidieren und wird von Eckhard
Stoermer, IG BAU und Mitglied des Bezirksvorstan-
des, vorgestellt. Eine personliche Vorstellung des
Kandidaten wird nicht gewlnscht. Der Wahlgang zur
Wahl des DGB-Bezirksvorsitzenden findet online iber
OpenSlides in geheimer Abstimmung statt.

Mehrdad Payandeh wird mit 88 Ja-Stimmen, zwei
Nein-Stimmen und einer Enthaltung zum Vorsit-

Adersachsen - Bre

zenden des DGB-Bezirks Niedersachsen - Bremen -
Sachsen-Anhalt wiedergewahlt. Er nimmt die Wahl an.

b) Wahl der stellvertretenden DGB-Bezirksvorsit-
zenden

Der DGB-Bundesvorstand hat in Abstimmung mit
dem DGB-Bezirksvorstand Niedersachsen - Bremen -
Sachsen-Anhalt Susanne Wiedemeyer als stellvertre-
tende DGB-Bezirksvorsitzende vorgeschlagen. Sie ist
bereit zu kandidieren und wird von Eckhard Stoer-
mer, IG BAU und Mitglied des Bezirksvorstandes, vor-
gestellt. Eine personliche Vorstellung der Kandidatin
wird nicht gewlnscht. Der Wahlgang zur Wahl der
stellvertretenden DGB-Bezirksvorsitzenden findet
online liber OpenSlides in geheimer Abstimmung
statt.




Susanne Wiedemeyer wird mit 85 Ja-Stimmen, zwei
Nein-Stimmen und drei Enthaltungen als stellvertre-
tende Vorsitzende des DGB-Bezirks Niedersachsen -
Bremen - Sachsen-Anhalt wiedergewahlt. Sie nimmt
die Wahl an.

c) Regionsgeschiftsfiihrer*innen

Nach der glltigen DGB-Satzung ist es Aufgabe der
Bezirkskonferenz, die Geschaftsflihrer*innen fiir die
neun Regionen des Bezirks zu wahlen. Vom DGB-
Bezirksvorstand vorgeschlagen und zur Kandidatur
bereit sind Torsten Hannig (Niedersachsen-Mitte), Dr.
Ernesto Harder (Bremen-Elbe-Weser), Michael Kleber
(StidOstNiedersachsen), Dorothee Koch (Oldenburg-
Ostfriesland), Karsten Priedemann (Halle-Dessau), Dr.
Matthias Richter-Steinke (Nord-Ost-Niedersachsen),
Katrin Skirlo (Altmark-Boérde-Harz), Nicole Verlage
(Osnabriick-Emsland-Grafschaft Bentheim) und
Agnieszka Zimowska (Sidniedersachsen-Harz).

Eine personliche Vorstellung der Kandidat*innen
wird nicht gewiinscht. Die Wahl findet online Gber
OpenSlides in geheimer Abstimmung statt. Die Wahl-
ergebnisse:

Torsten Hannig (Niedersachsen-Mitte):
91 Ja-Stimmen, eine Nein-Stimme,
zwei Enthaltungen

Ernesto Harder (Bremen-Elbe-Weser):
94 Ja-Stimmen, keine Nein-Stimmen,
keine Enthaltungen

Michael Kleber (StidOstNiedersachsen):
92 Ja-Stimmen, keine Nein-Stimmen,
zwei Enthaltungen

Dorothee Koch (Oldenburg-Ostfriesland):
90 Ja-Stimmen, eine Nein-Stimme, eine Enthaltung

Karsten Priedemann (Halle-Dessau):
87 Ja-Stimmen, eine Nein-Stimme, vier Enthaltungen

Matthias Richter-Steinke
(Nord-Ost-Niedersachsen):

89 Ja-Stimmen, keine Nein-Stimmen,
finf Enthaltungen

Katrin Skirlo (Altmark-Borde-Harz):
88 Ja-Stimmen, eine Nein-Stimme,
drei Enthaltungen

Nicole Verlage
(Osnabriick-Emsland-Grafschaft Bentheim):
90 Ja-Stimmen, eine Nein-Stimme,

zwei Enthaltungen

Agnieszka Zimowska (Stidniedersachsen-Harz):
89 Ja-Stimmen, keine Nein-Stimmen,
funf Enthaltungen

Die Regionsgeschaftsfihrer*innen nehmen ihre Wahl
einzeln an. Mit groRem Dank verabschiedet Mehrdad
Payandeh die drei ausscheidenden Regionsge-
schaftsfiihrer*innen Petra Tiesmeyer, DGB-Region

Stellvertretende DGB-Bezirksvorsitzende Susanne Wiedemeyer. Foto: Marta Krajinovic¢
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Regionsgeschdftsfiihrer*innen des DGB-Bezirks: Agnieszka Zimowska, Ernesto Harder, Torsten Hannig, Michael Kleber, Matthias Rich-
ter-Steinke, Katrin Skirlo, Nicole Verlage, Karsten Priedemann und Dorothee Koch (v. l. n. r.). Foto: Marta Krajinovi¢

Osnabriick-Emsland-Grafschaft Bentheim, Johannes  d) Revisor*innen
Krause, DGB-Region Halle-Dessau, sowie Annette Esfolgt nun die Wahl der aus drei Personen bestehen-
Diiring, DGB-Region Bremen-Elbe-Weser. den Revisionskommission. Der DGB-Bezirksvorstand
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-Bezirk Nied

Der DGB-Bezirk bedankt sich herzlich bei Johannes Krause (links), Petra Tiesmeyer (Mitte) und Annette Diiring (nicht im Bild, da digital
zugeschaltet) fiir ihre Arbeit als Regionsgeschdftsfiihrer*innen. Foto: Marta Krajinovic¢




Annette Diiring wird digital zugeschaltet. Foto: Marta Krajinovic¢

hat vorgeschlagen: Manfred Ahlbrecht (IG BCE), Elvira
GroRer (IG BAU) und Jens Thader (IG Metall).

Die Vorgeschlagenen sind bereit zu kandidieren.
Eine personliche Vorstellung wird nicht gewlinscht.
Die Wahl findet online {iber OpenSlides in geheimer
Abstimmung statt. Die Wahlergebnisse:

Sachsen-Anhalt

1A

J.
) )
N o

————— S e

Manfred Ahlbrecht, IG BCE: 83 Ja-Stimmen,
drei Nein-Stimmen, eine Enthaltung

Elvira GroBer, IG BAU: 82 Ja-Stimmen,
eine Nein-Stimme, zwei Enthaltungen

Jens Thader, |G Metall: 85 Ja-Stimmen,
eine Nein-Stimme, eine Enthaltung

ied achsen en

Thorsten Gréger, Kai Schwabe, Mehrdad Payandeh, Dietmar Schilff, Ralf Becker, Detlef Ahting, Sabine Kiel,
Joachim Plank und Susanne Wiedemeyer (v. L. n. r.). Foto: Marta Krajinovic¢
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Die Revisor*innen nehmen ihre Wahl an.

Im Anschluss folgt die Wahl der Stellvertretungen
der Revisionskommission. Der DGB-Bezirksvorstand
hat vorgeschlagen: Helmut Baudach (NGG), Ursula
HaRelbring (NGG), Johannes Waldmann (IG BCE) und
Hinrich Witte (IG BAU).

Die Vorgeschlagenen sind bereit zu kandidieren.
Eine personliche Vorstellung wird nicht gewtiinscht.
Die Wahl findet online Giber OpenSlides in geheimer
Abstimmung statt. Die Wahlergebnisse:

Helmut Baudach, NGG: 83 Ja-Stimmen,
drei Nein-Stimmen, eine Enthaltung

Ursula HaBelbring, NGG: 85 Ja-Stimmen,
eine Nein-Stimme, zwei Enthaltungen

Johannes Waldmann, IG BCE: 84 Ja-Stimmen,
drei Nein-Stimmen, keine Enthaltungen

Hinrich Witte, IG BAU: 85 Ja-Stimmen,
zwei Nein-Stimmen, eine Enthaltung

e) Bekanntgabe der Bezirksvorstandsmitglieder
In den Konferenzunterlagen sind die von den Gewerk-
schaften und Personengruppen benannten Mitglie-
der des Bezirksvorstandes aufgefiihrt. Die Mitglieder
Detlef Ahting (ver.di), Ralf Becker (IG BCE), Thorsten
Groger (IG Metall), Sabine Kiel (GEW, kommissarisch),
Mehrdad Payandeh (DGB-Bezirksvorsitzender), Finn
Petersen (NGG), Joachim Plank (EVG), Dietmar Schilff
(GdP), Jonas Schmidt (Bezirksjugendausschuss),
Eckhard Stoermer (IG BAU), Holger Westphal (GEW,
kommissarisch) und Susanne Wiedemeyer (stellver-
tretende DGB-Bezirksvorsitzende) werden bekannt-
gegeben.

Im Hintergrund sorgt das Technik-Team fiir den reibungslosen Ablauf der hybriden Bezirkskonferenz. Foto: Marta Krajinovic¢
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Susanne Wiedemeyer liberreicht Mehrdad Payandeh Blumen zur Wiederwahl. Foto: Marta Krajinovic¢

Mehrdad Payandeh (links) und Reiner Hoffmann. Foto: Marta Krajinovic
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11. ANTRAGSBERATUNG

Die Antragsberatungskommission. Foto: Marta Krajinovic

Die Delegierten beraten und beschlieffen unter Leitung von Malte Stahlhut 56 Antrage.
Die Ergebnisse befinden sich im Anhang.




ZUKUNFT

GESTALTEN

Delegierte werden fiir Wortmeldungen
live zur Bezirkskonferenz geschaltet.
Foto: Marta Krajinovi¢

ZUKUNI 28 | o ‘zukoner |
7

Ernesto Harder gibt ein Interview als neu
gewdhlter Geschdftsfiihrer der DGB-Region
Bremen-Elbe-Weser. Foto: Marta Krajinovic¢

DGB-Bezirk Niede

Mehrdad Payandeh. Foto: Marta Krajinovic¢
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Die ehemalige Geschdftsfiihrerin der
DGB-Region Osnabriick-Emsland-Graf-
schaft Bentheim, Petra Tiesmeyer (links),
mit ihrer Nachfolgerin Nicole Verlage.
Foto: Werner Musterer
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Ralf Becker (links) und Dietmar Schilff. e : n= sucis alt
Foto: Werner Musterer s

Ralf Becker, Mehrdad Payandeh, Nicole
Bremer und Dietmar Schilff (v. [. n. r.).
Foto: Werner Musterer
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Torsten Schwarze und Danny Schnur (links).
Foto: Werner Musterer

DGB-Beuirk

Mehrdad Payandeh. Foto: Werner Musterer
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DGB-Bezirk Niedersac hsen

Susanne Wiedemeyer. Foto: Werner Musterer
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Malte Stahlhut, Andreas Kirsch, Kai
Schwabe und Bettina Unger (v. l. n.r.).
Foto: Werner Musterer
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Heike Robrahn (links) und Ruben Eick.
Foto: Werner Musterer

Das Orga-Team der DGB-Bezirksverwaltung:
Eva Clasen, Ruben Eick, Sophia Michaelis, Heike
Robrahn, Christoph Lokotsch-Schmidt (v. l. n. r.
vorne), Johannes Grabbe, Martin Ahrens,
Sebastian Meise, Riidiger Hornbostel, Nicole
Bremer, Lars Niggemeyer, Martin Bender, Antje
Hemmer und Janina Mink (v. I. n. r. hinten).
Foto: Marta Krajinovic
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12. SCHLUSSWORT

In seinem Schlusswort bedankt sich der DGB-Bezirks-
vorsitzende Mehrdad Payandeh bei allen Teilnehmen-
den. Die Konferenz habe mit den gefassten Beschlus-
seneinegute Grundlagefiirdie Arbeitdes DGB-Bezirks
Niedersachsen - Bremen - Sachsen-Anhalt in den
nachsten vier Jahren gelegt. Der Bezirksvorstand
werde sich mit den Antragsbegehren auseinander-
setzen und diese als Richtschnur fiir die kommen-
den Jahre nutzen. Ein besonderer Dank gebiihre den
Gasten, die mit ihrer Teilnahme an der Konferenz
ihre Wertschatzung gegeniiber den Gewerkschaften
zum Ausdruck gebracht haben. AuRerdem bedankt
sich Mehrdad Payandeh herzlich bei den Delegier-

ten, dem Prasidium und den Kommissionen, allen
beteiligten Kolleg*innen aus der Bezirksverwaltung
und den Regionen, der DGB-Bundesvorstandsver-
waltung, dem Technik-Team vor Ort sowie den Kol-
leg*innen des Maritim Hotels fiir ihre Unterstltzung
und gute Arbeit, die zum Gelingen der Konferenz
beigetragen haben. Er freue sich sehr darauf, in den
kommenden Jahren dieses Programm gemeinsam
mit den ehrenamtlichen Kreis- und Stadtverbanden
umzusetzen und die Forderungen auf die StraRe zu
bringen. Mehrdad Payandeh schlieRt die Konferenz
und wiinscht allen frohe Festtage und ein gesundes
neues Jahr.

ki gestaten wit Srvchrstmitum,

TOP 12 - Schlusswort
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Mehrdad Payandeh beendet die Konferenz mit dem Schlusswort. Foto: Marta Krajinovic¢
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ANTRAGAO01: WIR GESTALTEN DIE ZUKUNFT!

Antragstellerin:

Status: angenommen

Empfehlung der ABK: Annahme

Sachgebiet: A - Leitantrage

Nach Jahren des wirtschaftlichen Wachstums steht
unser Bezirk an einem historischen Scheideweg. Die
Corona-Pandemie hat weitreichende Konsequenzen
fur die Menschen, den Wohlstand und das Sozialge-
fiige in unserem Bezirk. Die sozialen und wirtschaftli-
chen Folgen sind enorm und die Langfristwirkungen
fur die Menschen lassen sich in ihren verschiedenen
Dimensionen noch gar nicht verlasslich abschatzen.
Doch auch bereits vor der Corona-Krise war unser
Bezirk mit unterschiedlichen, weitreichenden Her-
ausforderungen konfrontiert, die durch die Pande-
mie womoglich kurzfristig aus dem Fokus der 6ffent-
lichen Diskussion geraten sind, aber keinesfalls an
Dringlichkeit oder gar Bedeutung verloren haben. Die
fortschreitende Globalisierung der Wirtschaft, der di-
gitale Kapitalismus, demografischer Wandel und die
Klimaveranderung mit all ihren Konsequenzen fir
Mensch und Natur machen unmissverstandlich klar,
dass es keinen Kurs des ,Weiter so“ geben kann, son-
dern dass es nie so wichtig war wie jetzt, beherzt und
weitsichtig zu handeln, um die Zukunft zu gestalten.

Diese Herausforderungen verlangen nach Lésungen,
um Wohlstand, Wertschopfung und Beschaftigung
nachhaltig in unserem Bezirk zu sichern. Gleichzeitig
haben sich verschiedene gesellschaftliche Problemla-
gen in der jingeren Vergangenheit weiter verscharft.
Die Ungleichheit hat schon vor Corona zugenommen
und wurde durch die Pandemie weiter verscharft.
Wahrend es einer kleinen Minderheit immer besser
geht, sind viel zu viele Menschen in Bremen (24,9 %),
Sachsen-Anhalt (19,5%) und Niedersachsen (17,1%)
einem Armutsrisiko ausgesetzt. Durch Tarifflucht und
Zunahme prekdrer Beschéftigung schitzt auch die
Erwerbstatigkeit nicht mehr zuverldssig vor Armut.
Armut und Ungleichheit gefahrden den sozialen Zu-
sammenhalt und die Zukunftschancen der kommen-
den Genrationen. Kinder aus armeren Verhaltnissen
haben es schwerer, erfolgreiche Schulabschlisse zu
erzielen und gut in die Arbeitswelt zu starten. Die co-
ronabedingte SchlieRBung von Kitas, (Hoch-)Schulen
und Jugendfreizeiteinrichtungen hat die Situation zu-
satzlich verscharft.

Durch die Pandemie ist auch mehr als deutlich gewor-
den, dass die 6ffentliche Daseinsvorsorge und der 6f-

DGB-Bezirksvorstand Niedersachsen - Bremen - Sachsen-Anhalt (DGB)

fentliche Dienst gestarkt werden miissen. In Kranken-
hausern und Gesundheitsamtern fehlt es an Personal
und Ausstattung. Die Digitalisierung ist - insbeson-
dere im Schulbereich - mehr Wunsch als Wirklichkeit.
Nicht zuletzt der groRe offentliche Investitionsstau
hat schon vor der Corona-Pandemie gezeigt, dass die
Handlungsfahigkeit des Staates dringend gestarkt
werden muss. Doch die ideologisch motivierte Schul-
denbremse wirkt als fatale Zukunftsbremse, die die
notwendigen Investitionen verhindert. Dadurch le-
ben wir auf Verschleil’ zu Lasten der nachriickenden
Generation, der wir einen maroden, veralteten und
klimafeindlichen &ffentlichen Kapitalstock hinterlas-
sen.

Gleichzeitig zeigt ein Blick auf den Arbeitsmarkt wei-
terhin eine diffizile Situation. Durch Kurzarbeitergeld
und Wirtschaftshilfen konnten in der Krise viele Ar-
beitspldtze vorerst gerettet werden, eine Schieflage
ist aber klar und deutlich zu erkennen: Je geringer
das Einkommen, desto haufiger sind Menschen emp-
findlich von finanziellen EinbuRen betroffen. Oftmals
kamen offene Fragen beim Arbeits- und Gesundheits-
schutz dazu. Wahrend viele Menschen in Kurzarbeit
waren, mussten in anderen Bereichen massive Uber-
stunden geleistet werden. Dabei haben sich auch
bestehende strukturelle Ungleichheiten zwischen
Frauen und Manner deutlich verstarkt, da Frauen
von den Auswirkungen der Pandemie in besonderer
Weise betroffen sind. Darliber hinaus ist die Arbeitslo-
sigkeit in Folge der Krise in unserem Bezirk angestie-
gen. Besonders schwierig ist ohnehin die Lage fiir die-
jenigen, die schon seit einem Jahr oder langer ohne
Arbeit sind - die so genannten Langzeitarbeitslosen.
Die Grundsicherung, die sie erhalten, ist beschdmend
niedrig. lhre ohnehin oft geringe Chance, wieder in
Beschéftigung zu kommen ist mit der Corona-Krise
noch schlechter geworden. Neoliberale Arbeitsmark-
treformen habenin den letzten Jahrzehnten zu einem
gespaltenen Arbeitsmarkt und einer gespaltenen Ge-
sellschaft gefiihrt: Gut bezahlten und tariflich gesi-
cherten Arbeitsplatzen stehen immer mehr prekar
Beschéftigte im Niedriglohnsektor gegeniiber. In Bre-
men sind 57 %, in Niedersachsen 54% und in Sach-
sen-Anhalt nur noch 45% der Beschéftigten durch
einen Tarifvertrag geschiitzt. Die Gewerkschaften in
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unserem Bezirk haben den Kampf fiir mehr Tarifbin-
dung aufgenommen - mit grofRer Wirkung. Die erfolg-
reichen Tarifauseinandersetzungen der letzten Jahre
belegen dies deutlich. Der Kampf fiir eine flachende-
ckende Tarifbindung muss allerdings auch rechtlich
flankiert werden. Dies ist auch deshalb wichtig, weil
es Tarifvertrage braucht,um gleichwertige Lebens-
verhaltnisse in allen Landesteilen zu schaffen und die
Angleichung zwischen Ost und West etwa bei Entgelt,
Arbeitsbedingungen und Arbeitszeit sicherzustellen.
Und obwohl hinlanglich bekannt ist, dass Betriebe
mit einem Betriebsrat innovativer, produktiver und
profitabler sind sowie mehr fiir den Klimaschutz ma-
chen, werden insgesamt nur 46% der Beschéftigten
in der Privatwirtschaft durch Arbeitnehmervertre-
tungen reprasentiert. Die Mitbestimmung ist deshalb
dringend zu starken. Mit Blick auf die Zukunft ist auch
die Situation auf dem Ausbildungsmarkt schwierig fiir
junge Menschen. Das betriebliche Ausbildungsplatz-
angebot muss stabilisiert und ausgeweitet werden.
Es mangelte sowieso an Ausbildungsplatzen in unse-
rem Bezirk, nun ist in 2020 in Folge der Corona-Krise
die Anzahl der abgeschlossenen Ausbildungsvertrage
in Sachsen-Anhalt (-7,4%), Bremen (-10,4%)- und
Niedersachsen (- 13,7 %) nochmal deutlich eingebro-
chen.

Solidarischer Aufbruch in die Zukunft!

Diese Ausgangssituation zeigt: Wir mlssen heute mu-
tig und aktiv handeln, um unsere Zukunft zu gestal-
ten. Fir die Herausforderungen der Gegenwart - die
unsere Zukunft bestimmen - brauchen wir sozial ge-
rechte und nachhaltige Losungsstrategien und einen
ganzheitlichen, solidarischen Aufbruch! Denn auch
das hat die Pandemie gezeigt: Wenn die gesamte Ge-
sellschaft anpackt und flireinander einsteht, kann sie
viel erreichen. Gemeinsam und verbunden mit einem
sozialen Ausgleich werden wir die Spaltung der Ge-
sellschaft Uberwinden, unsere Demokratie starken
und den notwendigen sozial-6kologischen Struktur-
wandel fair gestalten. Dazu brauchen wir eine opti-
mistische, beherzte und zukunftsgewandte Politik,
die aus dem kurzfristigen Krisenmodus rauskommt
und sich wieder mit voller Kraft den grofRen Zukunfts-
aufgaben in unserem Bezirk widmet. Die Menschen in
unserem Bezirk brauchen dringend ein Aufbruchssi-
gnal!

Wir als Gewerkschaften stehen fiir diesen Aufbruch,
denn wir gestalten die Zukunft! Solidaritat ist unser
Markenkern als Zusammenschluss der Gewerkschaf-
ten.

6. Ordentliche DGB-Bezirkskonferenz Niedersachsen — Bremen - Sachsen-Anhalt

Grundpfeiler einer solidarischen Zukunft

Wir setzen auf eine Wirtschaft, die Gute Arbeit und
Mitbestimmung bietet sowie die Tarifbindung starkt.

Vollbeschaftigung und Gute Arbeit sind die Grundla-
gen flir mehr Wohlstand fiir alle. Dazu gehort eine ge-
starkte Mitbestimmung in allen Bereichen der Wirt-
schaft und Gesellschaft. Beschaftigte kommen dort
besser durch die Krise, wo sich viele in Gewerkschaf-
ten organisieren. Auflerdem missen die Beschaf-
tigten einen gerechten Anteil an der Wertschopfung
erhalten - schlief3lich wird sie auch von ihnen erwirt-
schaftet. Fir dauerhaft hohere Lohne ist die Tarifbin-
dung zu starken.Von den Vorteilen eines Tarifvertrags
profitieren nicht nur die einzelnen Arbeitnehmer*in-
nen, sondern auch die gesamte Gesellschaft: Hohere
Lohne bedeuten héhere Einnahmen bei der Einkom-
menssteuer und den Sozialversicherungen. Und na-
tlrlich miissen Vermogen, Kapitalertrage und Spitze-
neinkommen starker als bisher an der Finanzierung
des Gemeinwesens beteiligt werden. Dies ist auch
eine obligatorische Voraussetzung fiir einen starken
Sozialstaat, der uns nicht nur durch die Corona-Krise
hilft,sondern Garanteinersolidarischen und sozial ge-
rechten Gesellschaft ist. Deswegen gilt es mehr denn
je, ihn zu starken und auszubauen. Unsere Systeme
der sozialen Sicherung miissen allen ausreichenden
Schutz bieten: Erwachsenen, Kindern, Alt und Jung,
Mannern und Frauen, Menschen mit und ohne Migra-
tionshintergrund - kurzum unabhéangig der sozialen,
ethnischen und religiosen Herkunft, unabhangig des
Geschlechts und der sexuellen Orientierung. Alle Biir-
ger*innen - ob grof% oder klein - sollen gute und qua-
litativ hochwertige Bildung genieflen kdnnen und die
fur sie notwendige Unterstiitzung bekommen. Eine
aktive Arbeitsmarktpolitik muss dringend die Situa-
tion fir arbeitslose Menschen verbessern. Eine gute
o6ffentliche Daseinsvorsorge, einen zuverlassigen bir-
gernahen 6ffentlichen Dienst, Sicherheit flr alle - das
erwarten die Menschen in Niedersachsen, Bremen
und Sachsen-Anhalt zu Recht. Dazu brauchen wir ei-
nen handlungsfahigen Staat, der die gesamte Gesell-
schaftin den Blick nimmt.

Investitionen in Gegenwart und Zukunft

Von nichts kommt nichts. Nur wenn wir in unsere Zu-
kunft investieren, kdnnen wir sie gestalten. Es mus-
sen endlich mehr Ressourcen eingesetzt werden, um
unseren Bezirk zu modernisieren - fiir Infrastruktur,
Bildung, Soziales, Digitalisierung, bezahlbares Woh-
nen, nachhaltige Mobilitat. Solche Investitionen loh-
nen sich doppelt, da sie nicht nur die Lebensbedin-
gungen der Menschen direkt verbessern, sondern
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auch die Wirtschaft unmittelbar in Schwung bringen.
Eine Investitionsoffensive ist damit die beste Strate-
gie, um die Corona-Krise zu Uiberwinden. Ein solcher
Politikansatz ist allerdings mit einer Kiirzungspolitik
nicht vereinbar. Als Gewerkschaften werden wir uns
gegen Kurzungsrunden in unseren Landern entschie-
den wehren, denn wir setzen auf nachhaltiges Wachs-
tum statt auf die schwarze Null. Nur mit sinnvollen
Investitionen kann auch der Staat dauerhaft mehr
Einnahmen erzielen und seine Haushalte stabilisie-
ren.

Zukunftsfahige Wirtschaft

Wir wollen eine Wirtschaft, die die natirlichen Le-
bensgrundlagen nachhaltig bewahrt und in der alle
Menschen ein freies und selbstbestimmtes Leben fiih-
ren kdnnen. Arbeitsplatze und unseren Wohlstand zu
sichern sowie soziale Chancen gerecht zu verteilen,
kann nur gelingen, wenn wir den Weg der sozial-6ko-
logischen Transformation, der Nachhaltigkeit und der
Klimaneutralitat gehen. Wir unterstitzen die interna-
tionalen und nationalen Klimaziele. Obligatorischer
Teil einer ambitionierten Klimapolitik muss aller-
dings ein sozial-gerechter Ubergang (Just Transition)
sein, damit niemand zurtlickgelassen wird. Fiir unse-
ren Bezirk bergen die Herausforderungen von Digi-
talisierung bis Dekarbonisierung nicht nur Risiken,
sondern beinhalten massive Chancen fiir zukiinftiges
Wachstum und die Arbeitsplatze von morgen. Wenn
irgendwo die sozial-6kologische Transformation ge-
lingen kann, dann in unserem Bezirk, denn wir haben
alle Potentiale und Moglichkeiten. Durch die unmit-
telbare und drangende Notwendigkeit zum Wandel
besteht gleichzeitig die einzigartige Gelegenheit aus
der Corona-Krise herauszukommen und durchzu-
starten. Dazu mussen wir durch eine Ausweitung der
privaten und offentlichen Investitionen, durch ziel-
gerichtete Innovationen und nachhaltige Geschafts-
modelle unseren Wirtschaftsstandort zukunftsfahig
aufstellen. Als Gewerkschaften haben wir grofte Er-
fahrungen mit Strukturwandelprozessen. Wir werden
uns voll einbringen und zum Treiber der Transforma-
tion werden, damit die Wertschépfung und Beschéf-
tigung der Zukunft heute in unserem Bezirk entsteht.
Und in diesem Sinne wollen wir die Zukunft unserer
hoch entwickelten Industrie- und Dienstleistungsge-
sellschaft gestalten.

Wir gestalten die Zukunft solidarisch
Solidaritat ist das Gegenteil von Hetze und Spaltung,

sie verhindert die Ausgrenzung von Menschen und
nimmt Menschen die Angst, zurlickgelassen zu wer-

den. Sie ist das Mittel der Wahl gegen extreme Rechte
und Rechtspopulismus, Verschwoérungsideologien
und Querdenker*innen. Diese machen mobil gegen
unsere Demokratie und schlieffen systematisch ver-
meintlich Andere aus. Wir aber treten fir eine demo-
kratische und offene Gesellschaft in Deutschland und
Europa ein. Wir missen unsere gesellschaftliche Wi-
derstandskraft starken, um diesen Demokratiefein-
den die Stirn zu bieten. Den besten Schutz unseres
demokratischen Systems erreichen wir durch eine
gerechte und demokratische Gestaltung aller Le-
bensverhaltnisse.

Als Gewerkschaften stehen wir dafiir, das Gemeinwe-
sen aktiv mitzugestalten und voranzubringen. Politi-
sches und ehrenamtliches Engagement ist dabei ein
wesentliches Fundament unseres Gemeinwesens
und hat eine lange und erfolgreiche Tradition in un-
serem Bezirk. Insbesondere durch das Ehrenamt wird
nicht nur der Gemeinsinn geférdert, weit dartiber hi-
nausgehend erfillt das Ehrenamt viele gesellschafts-
politische Aufgaben. Deshalb miissen die Rahmenbe-
dingungen fiir ehrenamtliches Engagement optimal
gestaltet werden.

Eine Demokratie braucht gesellschaftliche Anker-
punkte. Als Gewerkschaften stehen wir fir Grund-
werte, die dieses gesellschaftliche Fundament bilden.
Gleichzeitig lebt eine Gesellschaft auf verschiedenen
Ebenen von ihrer Diversitat und Toleranz. Deshalb
brauchen wir kritische, unabhangige Medien und
eine lebendige, kulturelle Vielfalt. Eine demokrati-
sche Gesellschaft basiert auf gleichen Rechten, auf
Offenheit, Teilhabe aller, Schutz fir Minderheiten und
Solidaritat insbesondere auch mit den Schwacheren
und Benachteiligten. Rassismus, Ausgrenzung und
Hassparolen gegen Fremde wie Andersdenkende leh-
nen der DGB und seine Mitgliedsgewerkschaften ve-
hement ab. Das bedeutet auch: Wer in Frage stellt,
dass alle Menschen, egal welcher Herkunft, welchen
Geschlechts und welchen Glaubens, die gleichen
Grundrechte in unserem Land haben, der hat in Ge-
werkschaften keinen Platz. Wir fiihlen uns verpflich-
tet, unsere Stimme gegen alle Krafte zu erheben, die
unsere Demokratie und Parlamente fiir ihre Politik
der Spaltung, Verachtung und Ausgrenzung miss-
brauchen. Gewerkschafter*innen kdmpften immer in
der vordersten Reihe fiir Demokratie, Solidaritat und
eine offene Gesellschaft.

Denn wir gestalten die Zukunft solidarisch!
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Die Corona-Krise trifft alle, aber nicht alle gleicher-
mafen. Die 6komischen und sozialen Folgen der
Pandemie verstdrken die schon vorhandene Un-
gleichheit. Vor allem drmere Haushalte mussten und
mussen finanziellen EinbufRen durch Arbeitslosigkeit,
Arbeitszeitverkiirzung oder Kurzarbeit tragen. In der
Krise gibt es aber auch Gewinner. So belegen aktuelle
Zahlen, dass sich das private Vermogen hierzulande
auf einem Allzeithoch bewegt. Gleichzeitig haben die
Schulschliefungen und der damit verbundene Weg-
fall des Prasenzunterrichts die soziale Schere im Bil-
dungssystem noch weiter ge6ffnet. Durch die anhal-
tend hohen Wohnkosten tragt auch dieser Bereich
zur Verschérfung der Ungleichheit bei. Denn wahrend
viele Menschen in der Corona-Krise enorme Einkom-
menseinbuflen hinnehmen mussten, blieben ihre
Mieten weiterhin auf sehr hohem Niveau.

Auf diese drangenden Probleme gibt es nur eine
Antwort: Die Grundpfeiler unserer Gesellschaft -
Gute Arbeit, ein starker Sozialstaat, hochwertige Bil-
dung und ein zukunftsfahiger offentlicher Dienst -
mussen verstarkt werden. Nur mit einer solidarischen
Arbeitsmarkt-, Sozial- und Bildungspolitik kénnen
Niedersachsen, Bremen und Sachsen-Anhalt eine le-
benswerte Zukunft fir alle Birger*innen gestalten.

Gute Arbeit durch Tarifbindung und sichere
Beschiftigung fiir alle

Gute Arbeits- und Einkommensbedingungen gibt es
nur mit guten Tarifvertragen. Das hat auch die Co-
rona- Krise noch einmal gezeigt. Denn das Ziel von
Politik darf nicht Arbeit um jeden Preis sein sondern
es muss lauten: Gute Arbeit furr alle. Tarifvertrage sind
unverzichtbare Instrumente, um fir alle Beschaftig-
ten einer Branche gute Arbeitsbedingungen zu errei-
chen. Ohne geltende Tarifvertrage sind der Ausbeu-
tung der Beschaftigten Tir und Tor gedffnet. Doch
seit zwei Jahrzehnten lasst sich beobachten, dassim-
mer weniger Beschaftigte ein tarifvertraglich abge-
sichertes Arbeitsverhéltnis haben. Als unmittelbare
Folge wird der Wettbewerb haufig nicht mehr tber
Produktivitdt und innovative Ideen, sondern liber
Lohndumping ausgetragen. Die Zeche dafiir miissen
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GRUNDPFEILER EINER SOLIDARISCHEN ZUKUNFT

DGB-Bezirksvorstand Niedersachsen - Bremen - Sachsen-Anhalt (DGB)

die Beschéftigten und alle fairen Arbeitgeber, die sich
an Tarifvertrage halten, gleichermalien zahlen.

Tarifflucht schadigt die Allgemeinheit, da dem Staat
enorme Einnahmen entgehen. Die Mindereinnahmen
durch den Verlust bei der Einkommensteuer fiir Bund,
Land und Kommunen insgesamt summieren sich in
Niedersachsen auf 1,8 Mrd. Euro, in Bremen auf 126
Mio. Euro und in Sachsen-Anhalt auf 1 Mrd. Euro.
Die Mindereinnahmen der Sozialversicherungen be-
tragen in Niedersachsen 2,9 Mrd. Euro, in Bremen 201
Mio. Euro und in Sachsen-Anhalt 1,7 Mrd. Euro. Zu-
dem: Waren alle Arbeitnehmer*innen tarifgebunden,
wirde sich ihre Kaufkraft in Niedersachsen um 4 Mrd.
Euro, in Bremen um 208 Mio. Euro und in Sachsen-An-
halt um 2,4 Mrd. Euro steigern - Jahr fiir Jahr.

Hinzu kommt: Prekdre Beschaftigungsformen wie
Leiharbeit, Werkvertrdage und Befristungen sind vom
Rand- zum Massenphanomen geworden. Die Arbeits-
losigkeit ist in Folge der Corona-Krise stark ange-
wachsen: In unseren drei Landern sind insgesamt - in
der umfassenden Definition der Bundesagentur fir
Arbeit - rund 500.000 Menschen von Arbeitslosigkeit
betroffen. Gleichzeitig sind nur rund 100.000 freie
Stellen gemeldet. Auch wenn es in einigen Berufsfel-
derninzwischen zu einem Fachkrafteengpass gekom-
men ist, gibt es somit insgesamt aber deutlich mehr
Berufe mit einem Mangel an Arbeitsstellen als mit ei-
nem Mangel an Fachkréften.

Wir wollen dies nicht tatenlos hinnehmen! Wir wollen
Niedersachsen, Bremen und Sachsen-Anhalt zu Lan-
dern der Guten Arbeit fur alle machen! Gute Arbeit
war und ist der Grundpfeiler der erfolgreichen Ent-
wicklung Deutschlands nach 1945. Wir werden uns
daher mit aller Kraft daflir einsetzen, Tarifbindung
und Mitbestimmung nachhaltig zu starken und pre-
kare Beschaftigung und Arbeitslosigkeit zu liberwin-
den.

Tarifvertrage miissen die Norm sein: Uber
Allgemeinverbindlichkeitserklarungen (AVE) kann die
Geltungskraft von Tarifvertragen auf Unternehmen
und Beschéftigte einer Branche ausgeweitet wer-
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den, auch wenn diese nicht tarifgebunden sind. Das
Instrument der AVE muss gesetzlich so ausgestaltet
werden, dass der Abstimmungsmodus im Tarifaus-
schuss verandert wird, so dass ein gemeinsam von
den zusténdigen Tarifparteien aus einer betroffenen
Branche eingebrachter Tarifvertrag automatisch fiir
allgemeinverbindlich erklart wird, wenn er nicht von
einer Mehrheit im Tarifausschluss abgelehnt wird.
Das starkt die Tarifautonomie strukturell und macht
die Tarifflucht immer weniger attraktiv.

Offentliche Gelder nur an tarifgebundene Unter-
nehmen: Zusammen geben Bund, Lander und Kom-
munen ca. 450 Mrd. € pro Jahr fiir die 6ffentliche Be-
schaffung von Gutern und Dienstleitungen aus. Eine
Tariftreue in der offentlichen Vergabe hatte eine
enorme Impulswirkung fur die gesamte Wirtschaft.
Grundsatzlich diirfen 6ffentliche Auftrage nur zu Ta-
rifbedingungen vergeben werden, um Gute Arbeit zu
garantieren und die Wirtschaft vor Dumping-Konkur-
renz zu schitzen. Mit der neuen europdischen Ent-
senderichtlinie ist ein entsprechendes umfassendes
Tariftreuegesetz auch auf Landesebene wieder mog-
lich. Dieses muss reprasentative Tarifvertrage in allen
Branchen zur Grundlage der Vergabe machen und au-
Rerdem eine Landeskontrollstelle fiir faire Vergabe
einrichten, welche die Kommunen bei der Uberwa-
chung des Gesetzes entlastet. Subunternehmerket-
ten missen strikt begrenzt werden. Gute Arbeit muss
aulRerdem vollumfanglich zur obligatorischen Bedin-
gung gemacht werden, wenn 6ffentliche Férdermittel
vergeben werden. Es diirfen nur noch Unternehmen
Gelder erhalten, die sich an den jeweiligen Branchen-
tarifvertrag halten.

Mindestlohn armutsfest machen: Die Einflihrung
des flachendeckenden, gesetzlichen Mindestlohns
war ein grofRer Erfolg. Sie hat die Einkommen von
Millionen Menschen verbessert. Darauf gilt es aufzu-
bauen, damit Niedriglohne der Vergangenheit ange-
horen. Der Mindestlohn muss dauerhaft auf ein Ni-
veau oberhalb der Niedriglohnschwelle angehoben
werden, aktuell sind das 12 Euro. Solange eine ent-
sprechende Regelung auf Bundesebene nicht in Kraft
ist, muss dieser Mindestlohn in den Vergabegesetzen
der Lander fur Branchen ohne reprasentative Tarif-
vertrage verankert werden.

Kontrollen starken: Beste Tarifvertrage und gesetz-
liche Regeln helfen nicht, wenn sie nicht eingehalten
werden. Die Zahl der Betriebsbesichtigungen durch
die zustandigen Behdrden ist aber langfristig stark
ricklaufig. Deshalb muss die Personalausstattung
der Gewerbeaufsichtsamter durch die Lander deut-

lich verbessert werden, damit diese ihren gesetzlich
zugewiesenen Kontrollfunktionen nachkommen kon-
nen. Darliber hinaus muss der Bund mehr Personal
fur die Finanzkontrolle Schwarzarbeit zur Verfigung
stellen.

Demokratie am Arbeitsplatz ausbauen: Die Uber-
wachungderEinhaltungvon Tarifvertragenist gesetz-
liche Aufgabe von Betriebs- und Personalraten. Mit-
bestimmung und Tarifbindung héngen deshalb eng
zusammen. Wo Betriebsrate existieren, besteht eine
hohere Tarifbindung. Mitbestimmte Unternehmen
sind auferdem produktiver und investieren langfris-
tiger. Der gesetzliche Rahmen zur Mitbestimmung
muss deshalb verbessert werden. Betriebsratswah-
len sind zu erleichtern und die Kandidat*innen besser
zu schiitzen. Mitspracherechte von Betriebs- und Per-
sonalraten sowie Arbeitnehmervertreter*innen im
Aufsichtsrat sind auszubauen. Rechtliche Licken im
deutschen Mitbestimmungsrecht sind zu schliefRen,
damit sich Kapitalgesellschaften nicht mehr der Un-
ternehmensmitbestimmung entziehen kdnnen. Die
Regeln der Montanbestimmung sollten auf alle Bran-
chen ausgeweitet werden. Die Bundeslander unseres
Bezirkes sollen im Bundesrate sich flir entsprechende
Verbesserungen einsetzen.

Prekdre Beschiftigung iiberwinden: Prekdre Be-
schéftigung muss wirksam bekdampft werden. Da-
her muss die Leiharbeit endlich wirksam reguliert
werden - durch eine Gleichstellung mit der Stamm-
belegschaft ab dem ersten Einsatztag, die Wieder-
einfiihrung des Synchronisationsverbotes und eine
arbeitsplatzbezogene Hochstiiberlassungsdauer. Mit
der sachgrundlosen Befristung von Arbeitsverhaltnis-
sen muss Schluss sein, der Missbrauch von Werkver-
tragen und Solo-Selbststandigkeit wirksam bekampft
werden. Hierzu braucht es einen klaren gesetzlichen
Kriterienkatalog zur Abgrenzung von Werkvertragen
und abhangiger Beschaftigung sowie Mitbestim-
mungsrechte fiir Betriebsrate. Fir geringfligige Be-
schaftigung muss die Sozialversicherungspflicht ab
dem ersten Euro gelten.

Eine geschlechtergerechte Arbeitswelt schaffen:
In unseren drei Bundeslandern gibt es historisch
gewachsen deutliche Unterschiede in der Arbeits-
marktsituation von Frauen. Dennoch gilt weiterhin,
dass Frauen durchschnittlich pro Stunde weniger ver-
dienen als Manner und dass sie haufiger in Teilzeit
oder gar Minijobs arbeiten. Bund und Lander mis-
sen sich fur die Aufwertung frauendominierter Be-
rufe und personennaher Dienstleistungen - vor al-
lem durch entsprechende Tarifvertrage -einsetzen,
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damit die Lohne und Gehalter in diesen Berufen stei-
gen. Eine partnerschaftliche Arbeitszeitverteilung
winscht sich die Mehrheit der Mitter und Vater. Ar-
beitsverhaltnisse in kurzer Vollzeit - zum Beispiel 30
Stunden - miissen daher geférdert werden. Die von
Arbeitgebern geforderte Abschaffung des 8-Stun-
den-Tages und der gesetzlichen Ruhezeiten von 11
Stunden lehnen wir ab.

Qualifizierung fiir Erwerbslose zur Regel ma-
chen: Im SGB Il dominieren zur Zeit kurze MafRnah-
men zur Aktivierung und beruflichen Eingliederung.
MaRnahmen der beruflichen Bildung hingegen sind
sehr selten und solche, die zu einem Abschluss fiih-
ren, werden nahezu gar nicht geférdert. Erwerbslose
brauchen in Zukunft ein Recht auf Weiterbildung: Ist
eine Qualifizierung notwendig, um einen neuen Ar-
beitsplatz zu finden, dann sollte auch ein Anspruch
auf eine entsprechende FérdermaRnahme bestehen.
Bei der Vergabe von Bildungsmafinahmen muss zu-
kiinftig die Qualitat entscheidend sein. Die tarifliche
Bezahlung der Beschéftigten muss refinanziert wer-
den.

Arbeit statt Arbeitslosigkeit finanzieren: Fir Lang-
zeitarbeitslose gibt es nurwenig Chancen auf regulare
Beschéftigung im ersten Arbeitsmarkt. Flr diese Ziel-
gruppe brauchen wir auRer Qualifizierung auch ei-
nen offentlichen Beschaftigungssektor mit fairen Be-
dingungen. Es gibt enorme gesellschaftliche Bedarfe
zur Verbesserung der sozialen Infrastruktur. Das neue
Teilhabechancengesetz erdffnet viele Moglichkeiten
zur verstarkten Beschaftigung von Langzeitarbeits-
losen. Die Lander als grofie Arbeitgeber sollten diese
auch selbst nutzen und eine grofere Zahl von Lang-
zeitarbeitslosen beschéftigen. AuRerdem braucht es
landesweite Forderprogramme zur Erganzung des
Teilhabechancengesetzes fiir gemeinnltzige Trager
und Kommunen. lhnen fehlen oft die erforderlichen
Mittel, um den im Gesetz vorgesehenen Eigenanteil
zu leisten. Auf Bundesebene brauchen wir ein Recht
auf Arbeit: Unser Ziel ist, dass jedem Langzeitarbeits-
losen nach spatestens 24 Monaten eine gemeinnit-
zige, zusatzliche und sozialversicherungspflichtige
Arbeit angeboten wird.

Mobile Beschiftige schiitzen: In unseren drei Bun-
deslandern arbeiten engagierte Beratungsstellen,
die so genannte mobile Beschaftigte - Giberwiegend
Menschen aus Osteuropa, die nur zeitlich befristet in
Deutschland arbeiten - bei der Durchsetzung ihrer
Rechte unterstiitzen. Dabei geht es um den Kampf ge-
gen ausbeuterische und gesundheitsgefahrdende Ar-
beitsbedingungen, Mindestlohnbetrug und inakzep-

6. Ordentliche DGB-Bezirkskonferenz Niedersachsen — Bremen - Sachsen-Anhalt

table Wohnverhaltnisse. Wir setzen uns ein fir eine
nachhaltige Finanzierung dieser Beratungsstellen.
AuRerdem ist es dringend erforderlich, dauerhafte
Schwerpunktstaatsanwaltschaften und polizeiliche
Sonderermittlungseinheiten zur Verfolgung der Aus-
beutung von Beschéftigten einzurichten.

Soziale Sicherheit durch einen starken Sozial-
staat

Sicherheitim Alter, bei Krankheit, Pflegebeddrftigkeit
und Erwerbslosigkeit sowie das Recht auf eine Woh-
nung sind Grundvoraussetzungen eines humanen
Zusammenlebens. Dies kann nur durch einen starken
und solidari-schen Sozialstaat gewahrleistet werden.
Markte alleine sorgen weder fiir sozialen Ausgleich
noch fir die Teil-habe aller Menschen am sozialen
und kulturellen Leben. Aber mittlerweile leben in Nie-
dersachsen, Bremen und Sachsen-Anhalt deutlich
mehr Menschen in Armut als friher. Die Leistungen
der Sozialversicherungen wurden in vielen Feldern
verschlechtert. Dies ist eines reichen Landes unwir-
dig Es gibt hier auch keinen Gegensatz zwischen so-
zialer Sicherheit und Freiheit. Freiheit heifst immer
auch die Freiheit von wirtschaftlicher Not, Obdachlo-
sigkeit und Angst vor dem sozialen Absturz. Deshalb
treten wir fiir eine umfassende Renaissance des So-
zialstaats ein. Er ist ein unverzichtbarer Grundpfeiler
von Gesellschaft insgesamt.

Fiir ein Alter in Wiirde: Die Absenkung des Renten-
niveaus sorgt dafiir, dass die Lebensstandardsiche-
rung im Alter durch die gesetzliche Rente nicht mehr
gewahrleistet werden kann, wahrend die Riester-
rente als Kompensationsmittel versagt hat. Es ist so-
mit kein Zufall, dass die Armut von Rentnerinnen und
Rentnern seit Jahren ansteigt. Esist ein Erfolg der Ge-
werkschaften, dass zumindest bis 2025 das Renten-
niveau nicht weiter sinkt. Das reicht aber nicht aus:
Das Rentenniveau muss lber 2025 hinaus dauerhaft
stabilisiert und auch wieder angehoben werden. Die
Rente mit 67 wird von vielen Arbeitnehmer*innen
mit korperlich stark belastenden Berufen tiberhaupt
nicht erreicht. Eine Senkung des Renteneintrittsal-
ters auf 65 Jahre, wie in den meisten européischen
Landern, ist daher angemessen.

Gesundheit und Pflege diirfen keine Ware sein:
Die Corona-Krise hat Schwachpunkte der Daseins-
vorsorge schonungslos offengelegt. Schon seit mehr
als einer Dekade herrscht in Krankenhausern wie
Pflegeheimen ein pflegerischer Notstand. Mit der
Herausnahme des Pflegepersonals aus den Fallpau-
schalen und der Vorgabe von personellen Mindest-
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besetzungsstarken in kritischen Bereichen wie der
Intensivmedizin hat die Politik erste richtige Schritte
eingeleitet. Das reicht aber bei weitem nicht aus: Es
muss durch ein angemessenes Verfahren der Per-
sonalbemessung, das sich am pflegerischen Bedarf
und nicht am wirtschaftlichen Benchmark orientiert
fir eine gute Personalausstattung gesorgt werden,
so dass das Personal nach anerkannten fachlichen
Standards arbeiten kann. Gemeinsam mit dem Deut-
schem Pflegerat (DPR) und der Deutschen Kranken-
hausgesellschaft (DKG) hat ver.di am 13. August 2019
Eckpunkte fur die Entwicklung eines Instruments zur
Pflegepersonalbemessung im Krankenhaus vorge-
legt. Diese mussen umgesetzt werden. Die Lander
miissen zudem endlich ihrer Aufgabe der vollstandi-
gen Investitionsforderung von Krankenhausern nach-
kommen. Aktuell liegen die Gesamtfordervolumen
deutlich unterhalb des Notwendigen.

Durch einen allgemeinverbindlichen Tarifvertrag
mussen gerade in der Altenpflege die Arbeitsbedin-
gungen dauerhaft verbessert werden. Als ersten
Schritt hierhin missen die Lander bei der Investi-
tionskostenforderung fiir alle Einrichtungen eine Bin-
dung an Tarifvertrage vorschreiben. Notig ist auch
eine Verpflichtung der Kostentrager, Tarifvertrage in
vollem Umfang zu refinanzieren. Kurzfristig ist eine
wirksame Begrenzung der Eigenanteile der Pflegebe-
durftigen bei den pflegebedingten Kosten zwingend
notwendig, damit die Interessen der Pflegekrafte
nicht weiter gegen die der Bewohner*innen sowie
ihrer Angehorigen ausgespielt werden konnen. Im
nachsten Schritt muss eine umfassende Reform der
Pflegeversicherung durchgefiihrt werden, um ihre
Finanzierungsbasis entsprechend abzusichern, dass
ausnahmslos alle Kosten im Pflegefall Gbernommen
werden. Zudem muss auch in der Altenpflege ein
wirksames Personalbemessungsinstrument entwi-
ckelt werden.

Im Gesundheits- und Sozialwesen wurde viel zu lange
das Leitprinzip der Gewinnorientierung absolut ge-
setzt. Ein Krankenhaus ist allerdings kein Hotel und
kann daher auch nicht wie ein Hotel nach maximaler
Bettenauslastung gesteuert werden. Deshalb muss
die fortschreitende Okonomisierung riickgangig ge-
macht und soweit wie moglich eine Rekommunali-
sierung von Krankenhdusern und Pflegeheimen mit
Unterstiitzung von Landern und Bund eingeleitet
werden.

Dies ist notwendig, um eine hochwertige Versorgung
und tragbare Finanzierung fiir alle Menschen zu ge-
wahrleisten. Gesundheit darf keine Ware sein!

Armutsfeste Grundsicherung statt Hartz IV: Die
bestehenden Hartz IV Regelsatze bedeuten bei fast
allen Haushaltskonstellationen ein Leistungsniveau
unterhalb der Armutsgrenze. Das ist vollkommen in-
akzeptabel. Wir brauchen eine Kehrtwende und ein
ganz neues Berechnungsverfahren anhand von qua-
litativen Kriterien, die sicherstellen, dass fiir jeden
Menschen eine akzeptable Versorgung und soziale
Teilhabe moglich ist. Die Vermittlung in Arbeit muss
die nachhaltige Uberwindung von Armut zum Ziel ha-
ben. Daher darf nicht mehr die schnelle Vermittlung
in prekdre Beschaftigung - vor allem Leiharbeit - im
Vordergrund stehen.

Jeder Mensch braucht ein bezahlbares Zuhause:
In den letzten Jahren sind in vielen Stadten die Mie-
ten explodiert; fir Normalverdiener wird es immer
schwieriger, die steigenden Mietkosten zu tragen. Die
Zahl der Sozialwohnungen verringert sich von Jahr zu
Jahr, weil immer mehr Wohnungen aus der Bindung
fallen und kaum neue geschaffen werden. Wir brau-
chen daher eine umfassende Renaissance des sozi-
alen Wohnungsbaus, damit der Bestand an Sozial-
wohnungen wieder deutlich angehoben wird. Diese
Wohnungen sollten vorzugsweise im Landes- und
Kommunalbesitz verbleiben. Um bezahlbaren Wohn-
raum zu schaffen, sollte der 6ffentliche Wohnungs-
sektor gestarkt werden, in Niedersachsen sollte hier-
fir eine Landeswohnungsbaugesellschaft mit dem
Aufbau und Erhalt eines umfassenden Bestandes an
landeseigenen Wohnungen beauftragt werden. Zu-
dem ist die Schaffung eines 6ffentlichen Bodenfonds
zur Unterstltzung von Kommunen bei der Mobilisie-
rung und Rekommunalisierung von Bauland erfor-
derlich. Diese Unterstiitzung sollte vor allem nicht ge-
winnorientierten Genossenschaften und offentlichen
Wohnbaugesellschaften zuteilwerden. Mieter*innen
missen vor Ubermafigen Mieterh6hungen durch
eine Scharfung der Mietpreisbremse geschitzt wer-
den. Besorgniserregend ist die wachsende Obdach-
losigkeit. Um hier schnell zu helfen, sollte in Zukunft
auf das Konzept ,,Housing first“ gesetzt werden: Hier
ziehen Obdachlose sofort in die eigene Wohnung, sie
bekommen einen Mietvertrag und aktivierende Be-
treuung angeboten.

Hochwertige Bildung fiir alle

Bildung ist der Grundpfeiler fur eine aktive kultu-
relle, demokratische und soziale Teilhabe an unserer
Gesellschaft und ein Menschenrecht. Eine ungleiche
Verteilung von Bildungschancen und mangelhafte
Durchlassigkeit im Bildungssystem verhindert diese
Teilhabe durch den erschwerten Zugang zu Berufs-
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ausbildungen und Arbeitsverhaltnissen und erhoht
das Risiko fur Arbeitslosigkeit und prekare Beschafti-
gung. Dies bedeutet eine Manifestation der Ausgren-
zung aus der Gesellschaft. Das widerspricht unserer
Auffassung des solidarischen und diskriminierungs-
freien Miteinanders. Die Corona-Pandemie hat viele
Schwachstellen im Bildungssystem offengelegt. Es
ist daher eine bessere finanzielle Ausstattung des ge-
samten Bildungssystems notig. Investitionen in Bil-
dung sind Investitionen in unsere Zukunft.

Die soziale Auslese ist eine grofle Schwachstelle
des deutschen Bildungssystems. Die Herkunft und
der Wohnort bestimmt viel zu héufig tiber Bildungs-
karrieren. Der Zugang zu guter Bildung muss fir alle
sichergestellt werden und zwar inklusiv und gebiih-
renfrei.

Die Herausforderungen fir uns als Gesellschaft sind
die Digitalisierung, die Zukunft unserer Demokratie,
die sozial-6kologische Transformation und der demo-
grafische Wandel. Dazu brauchen wir ein hochwerti-
ges Bildungssystem, das politische Bildung als zent-
ral erachtet. Es nimmt alle Menschen gleichermalien
mit und bemiiht Chancengerechtigkeit nicht nur auf
dem Papier, sondern setzt sie auch in die Realitat um.

Frithkindliche Bildung braucht gute Arbeitsbe-
dingungen: Um dem Bildungsauftrag in den Krip-
pen und Kindertagesstatten gerecht zu werden, sind
Fachkraft-Kind-Schlissel und Standards zu Gruppen-
grolRe sowie raumlicher und sachlicher Ausstattung
notwendig, die dies auch in einer guten Qualitat er-
moglichen! Die Finanzierung fir diese Standards
muss bereitgestellt werden. Der Fachkraftemangel
im padagogischen Bereich muss multiperspektivisch
angegangen werden: Ausweitung der Ausbildungs-
kapazitaten, Verbesserung der Arbeitsbedingungen,
Riickgewinnung von Fachkraften, die das Berufsfeld
verlassen haben. Nur so kann der Beruf der Erzie-
her*innen angemessen aufgewertet werden.

Inklusion im gesamten Bildungssystem: Die Rati-
fizierung der UN-Behindertenrechtskonvention aus
2009 durch die Bundesregierung muss auch im Bil-
dungssystem in Niedersachsen, Bremen und Sach-
sen-Anhalt an-kommen. Wir fordern eine inklusive
und diskriminierungsfreie Ausrichtung aller Berei-
che des gesellschaftlichen Lebens, im Bildungssys-
tem also einen Rechtsanspruch auf einen inklusiven/
integrativen Platz in einer Kindertagesstatte oder an
Schulen. Die Abschaffung der Parallelstrukturen von
Forder- und inklusiven Schulen ist noch nicht voll-
standig absolviert. Wir fordern ein inklusives Lern-
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und Lehrumfeld fiir alle. Das betrifft die Ausstattung
der Schulgebaude in baulicher und technischer Hin-
sicht sowie den Einsatz multiprofessioneller Teams.
Der Ausbau und die Erweiterung multiprofessionel-
ler Teams sind dabei systemorientiert fiir alle Kitas,
allgemeinbildenden und berufsbildenden Schulen
in die entsprechenden Erlasse und Verordnungen
auf-zunehmen. Die regionale Ausgeglichenheit der
Kita- und Schulstandorte sollte dabei berticksichtigt
werden.

Ganztagsschulen ausbauen: Der Rechtsanspruch
auf Ganztagsbetreuung im Grundschulalter ist ein
entscheidender Schritt, um die Voraussetzungen ei-
ner gelungenen Vereinbarkeit von Familie und Beruf
infrastrukturell sicherzustellen. Es muss allen Grund-
schulen ermdglicht werden, die Ganztagsbetreuung
auch umzusetzen, fiir die Ubergangszeit muss die
Nachmittagsbetreuung der Kinder durch Horte si-
chergestellt werden. Ganztagsbetreuung muss dabei
bedeuten, dass padagogisch ineinander greifende,
umfassende Ganztagskonzepte umgesetzt werden.
Bauliche Anpassungen und ggf. Erweiterungen der
Schulgebaude sind daflir unabdingbar. Multiprofessi-
onelle Teams aus Schulsozialarbeiter*innen und pad-
agogischen Fachkraften sind als integraler Bestand-
teil an den Schulen zu etablieren. Diese missen in
einem Beschéftigungsverhaltnis zum Land stehen.
AuRerdem bedarf es der Einrichtung multiprofessio-
neller Beratungs- und Unterstiitzungsteams auf regi-
onaler Ebene.

Berufsschulen starken: Die Unterrichtsversorgung
an den berufshildenden Schulen ist in den letzten
Jahren leicht besser geworden, erreicht aber noch
immer nicht 100%. Es braucht mehr Lehrerstellen.
Das Studium des Lehramts an berufsbildenden Schu-
len muss ausgebaut und attraktiver werden. Die
Ausstattung vieler berufsbildender Schulen ist nicht
mehr zeitgemal, insbesondere im Hinblick auf Digi-
talisierung und die Anforderungen einer Arbeitswelt
4.0. Wir setzen uns fur Pakte fiir Berufsschulen ein,
die diese Probleme in Niedersachsen, Bremen und
Sachsen-Anhalt mit allen Beteiligten anzugehen.

Umlagefinanzierte Ausbildungsplatzgarantie ein-
filhren - Keiner darf verloren gehen: Jahr fir Jahr
finden viele Schulabganger*innen keinen Ausbil-
dungsplatz. Das Angebot an Ausbildungsstellen reicht
seit Jahren bei Weitem nicht aus, um allen jungen
Menschen eine individuell passende berufliche Per-
spektive zu bieten. Dafiir ist eine Angebots-Nachfra-
ge-Relation von mindestens 112 Ausbildungsplatzen
auf 100 Bewerber*innen nétig. Kein Bundesland in
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unserem Bezirk erreicht diese Relation (Bremen 89,3;
Niedersachsen 91,6; Sachsen-Anhalt 101,5)! Durch die
Corona-Pandemie ist ein Riickgang der Ausbildungs-
zahlen eingetreten. Junge Menschen brauchen eine
Ausbildungsplatzgarantie, die Sicherheit und Per-
spektive gibt, unabhangig von der Konjunkturlage.
Eine Branchenumlage sichert die Ausbildungsgaran-
tie ab und entlastet Betriebe, die ausbilden und somit
ihrer sozialpolitischen Verantwortung gerecht wer-
den. Zugleich soll als zweite Saule der Ausbildungsga-
rantie die Verbund- und Auftragsausbildung gestarkt
werden und die aullerbetriebliche Ausbildung analog
des Osterreichischen Modells eingefiihrt werden. Ein
moglichst schneller Wechsel in das regulare System
der Berufsausbildung bleibt dabei das vorrangige
Ziel. Falls Schiiler*innen wahrend bzw. nach Ablauf
des Berufsfachschuljahres der Sprung in eine regu-
lare Ausbildung nicht gelingt, miissen sie die begon-
nene Ausbildung weiterfiihren und abschlielen kon-
nen. Die betriebliche Ausbildung hat im System der
umlagefinanzierten Ausbildungsplatzgarantie abso-
luten Vorrang.

Recht auf Weiterbildung: Der Blick auf aktuelle Un-
tersuchungen zeigt, dass die Weiterbildungsbeteili-
gung stagniert. Besonders problematisch ist die Un-
gleichheit der Teilnahmechancen: Menschen ohne
eine abgeschlossene Berufsausbildung und Men-
schen mit Migrationshintergrund nehmen deutlich
seltener an Weiterbildung teil und bleiben somit ,,ab-
gehangt“. Mit der sozial-6kologischen und digitalen
Transformation der Arbeitswelt kommen betrachtli-
che Anforderungen auf die Beschaftigen zu. Fiir das
lebenslange Lernen fordern wir einen gesetzlichen
Rahmen, der ein Recht auf Weiterbildungsfreistellung
mit Entgeltfortzahlung und Beratung festschreibt,
eine sichere Finanzierung garantiert, eine bessere
und nachhaltige Qualitat der Weiterbildungsange-
bote und Mindeststandards fiir Beschaftigte in der
Weiterbildung inklusive Mitbestimmungsrechte si-
cherstellt.

Hochschulen zukunftsfest aufstellen: Die demo-
kratische und soziale Hochschule ist unser Leitbild.
Wir wollen Wissenschaft demokratisieren, Hochschu-
len fir alle 6ffnen, Qualitdt von Forschung und Lehre
entwickeln sowie Arbeits- und Studienbedingungen
verbessern. Dafiir fordern wir eine konjunkturun-
abhéngige Finanzierung fir Forschung und Lehre
mit einer breit gefacherten Themenvielfalt und die
Ermoglichung kritischer Wissenschaft. Die digitale
Transformation muss gelingen ohne grundstandige
Studienfacher und ihre Methoden in Konkurrenz zu
technischen und digitalisierten Studiengédngen zu

stellen. Befristungsquoten von lber 80% im wissen-
schaftlichen Mittelbau und von Uber 15% im Tech-
nik- und Verwaltungsbereich sind nicht tragbar! Der
DGB-Bezirk Niedersachsen-Bremen- Sachsen-Anhalt
fordert ein Umdenken in der Befristungspolitik der
Arbeitsverhaltnisse in den Hochschulen: Wir brau-
chen Dauerstellen fiir Daueraufgaben. Die Mitbe-
stimmungsrechte der Beschaftigten und Studieren-
den miissen gestarkt werden. Wir fordern deswegen
die Einflihrung einer Viertelparitat in den hochschu-
lischen Mitbestimmungsgremien. Hochschul- und
Stiftungsrate sind als Instrumente der Hochschul-
steuerung mit ihrer derzeitigen Besetzung und dem
Aufgabenspektrum nicht geeignet. Wir fordern au-
Rerdem die Starkung der Senate als demokratisches
Entscheidungsgremium an Hochschulen. Wir fordern
ebenso eine tarifvertragliche Losung flr die studenti-
schen Hilfskrafte.

Wir setzen uns dafiir ein, dass es mehr Menschen ohne
reguldre Hochschulberechtigung ermoglicht werden
muss, ein Studium zu beginnen und auch erfolgreich
abschlieRen zu kénnen. Die gesetzlichen Rahmenbe-
dingungen der ,,Offenen Hochschule® miissenin allen
drei Bundeslandern geschaffen bzw. durch MaRnah-
men erganzt werden, die die Bedingungen in Betrie-
ben und an den Hochschulen an die Bediirfnisse von
Berufstétigen starker anpassen. Dazu gehéren in aus-
reichender Zahl Angebote berufsbegleitender und
Teilzeitstudiengdnge und entsprechende Anderun-
gen der Curricula, sowie eine bessere und leichtere
Anerkennung beruflich erworbener Fahigkeiten als
Prufungsleistungen.

Die Kooperationsstellen Hochschulen und Gewerk-
schaften sind ein wichtiger Teil der Hochschulinfra-
struktur und des Wissenstransfers. Sie befdérdern
den Austausch zwischen Wissenschaft, Wirtschaft
und Gesellschaft und regen so die o6ffentliche Dis-
kussion etwa Uber Gute Arbeit, Arbeitsgestaltung,
Nachhaltigkeit, soziale Gerechtigkeit und Folgen der
Digitalisierung an. Gleichzeitig befruchtet die gesell-
schaftliche Debatte ihrerseits die Wissenschaft. Der
DGB-Bezirk Niedersachsen - Bremen - Sachsen-An-
halt setzt sich dafiir ein, dass in allen drei Bundeslan-
dern Kooperationsstellen dauerhaft erhalten bzw. ge-
schaffen werden.

Duales Studium regeln: Das Angebot von und die
Nachfrage nach dualen Studiengdngen steigt konti-
nuierlich. Die Situation der dual Studierenden muss
verbessert werden. Darum fordern wir die Aufnahme
des dualen Studiums in das Berufsbildungsgesetz.
Wir erwarten von Bund und Landern, Mindeststan-
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dards fiir die Verzahnung der Lernorte und die Breite
und Tiefe der Qualifikationen zu formulieren sowie
die Aufgaben- und Zustandigkeitsbereiche von Be-
trieb, Berufsschule und Hochschule eindeutig zu kla-
ren: Vertragliche Absicherung und Vergltung, Par-
tizipation an der betrieblichen Mitbestimmung und
Arbeitszeitregelungen sind nur einige Stichworte.

Offentlichen Dienst zukunftsfihig aufstellen

Effizient handelnde, biirgernahe Verwaltungen so-
wie ein breites Angebot an 6ffentlichen Dienstleistun-
gen sind ein Grundpfeiler fiir eine hohe Lebensquali-
tat der Burger*innen. Bund, Lander und Kommunen
sind nur dann in der Lage effektiv zu handeln, wenn
sie sich auf gut ausgebildete, motivierte Beschaftigte
stiitzen konnen.

Politisch motivierte Kiirzungen und Privatisierungen
im offentlichen Dienst in unseren drei Bundesldn-
dern haben dazu gefiihrt, dass vielerorts die Perso-
naldecke ausgediinnt wurde. Die Belastungen fiir die
verbliebenen Beschaftigten sind deutlich angestie-
gen - in den &ffentlichen Amtern, bei der Kinder- und
Krankenbetreuung, den Bildungsstatten oder den
Polizeidienststellen. Verscharft wurde die Situation
durch Verschlechterungen bei Besoldung und Ver-
sorgung, die eine Tatigkeit im Offentlichen Dienst im
Vergleich zur privaten Wirtschaft als weniger attraktiv
erscheinen lassen. Ziel muss ein handlungsfahiger 6f-
fentlicher Dienst sein, der auch in Krisensituationen
seine Aufgaben erfiillen kann. Die Corona-Pandemie
hat deutlich gemacht, wie schnell bisher vernachlas-
sigte Bereiche plétzlich eine gesellschaftliche Schlis-
selposition zukommen kann. Die Beschaftigten brau-
chen gute und attraktive Arbeitsbedingungen und
Arbeitgeber, die Wertschatzung fiir geleistete Arbeit
splren lassen.

Mehr Personal gewinnen und einstellen: Der Of-
fentliche Dienst in Niedersachsen, Bremen und
Sachsen- Anhalt braucht eine bessere Personalaus-
stattung, wenn er seine Aufgaben sachgerecht wahr-
nehmen und gute Dienstleistungen erbringen soll.
Nahezu alle Bereiche des 6ffentlichen Dienstes brau-
chen eine Ausbildungs- und Einstellungsoffensive.
Dabei ist eine Beteiligung der Beschaftigten auf ,,Au-
genhohe“ erforderlich.

Die Lander und Kommunen sind als Arbeitgeber ge-
fordert, zukilinftig starker selbst auszubilden. Qua-
lifizierter Nachwuchs wird aufgrund der demografi-
schen Entwicklung dringend gebraucht, auferdem
haben die Lander bei der Qualifizierung junger Men-
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schen eine Vorbildfunktion. Dieser Prozess muss
nachhaltig und strategisch angelegt sein, auf aussa-
gekraftigen Personalstrukturanalysen basieren und
darf nicht von Finanzengpdssen gesteuert werden.
Der offentliche Dienst ist der Bereich, in dem im Ver-
gleich zur Wirtschaft deutlich mehr Beschaftigte be-
fristet eingestellt werden. Das muss ein Ende finden.

Beamt*innen angemessen besolden: In Fragen
von Besoldung, Versorgung und Laufbahnrecht drif-
ten die einzelnen Bundeslander seit der Foderalis-
musreform immer weiter auseinander. Von gleichen
Arbeitsbedingungen bei gleichen Tatigkeiten kann
keine Rede mehr sein, das ist verheerend. Das Bun-
desverfassungsgericht hat in mehreren Entscheidun-
gen Kriterien flr eine amtsangemessene Hohe der
Beamtenbesoldung aufgestellt. Die Lander sind nun
aufgefordert, die Besoldung ihrer Beamtinnen und
Beamten entsprechend nachzubessern. Der Beforde-
rungsstau muss aufgelost werden.

»Besoldung folgt Tarif* bedeutet: Tarifergebnisse
sind in allen drei Bundeslandern zeit- und wirkungs-
gleich auf die Beamt*innen sowie die Versorgungs-
empfanger*innen zu Ubertragen. Die im Rahmen der
Tarifverhandlungen gefundenen Einigungen miissen
MaRstab fur die Anpassung der Besoldung und Ver-
sorgung sein. Die Besoldungsstruktur darf sich nicht
an der Haushaltssituation orientieren, sondern muss
den Anforderungen im jeweiligen Amt entsprechen.
Dies gilt auch fir die Sonderzahlungen und erstreckt
sich auch auf die Ruhegehaltsfahigkeit von Zulagen.

Wahlmoglichkeiten durch eine pauschale Beihilfe
starken: Beamt*innen, die sich freiwillig in der ge-
setzlichen Krankenversicherung versichern, missen
bisher sowohl den Arbeitgeber- als auch den Arbeit-
nehmer*innenbeitrag selbst tragen. Eine Erstattung
von Beitragen durch die Beihilfe erfolgt nicht, weder
fur die freiwillig gesetzlich Versicherten noch fiir de-
ren Angehorige. Mit einer pauschalen Beihilfe vom
Dienstherrn in Hohe der Halfte des nachgewiesenen
Krankenversicherungsbeitrages konnte Abhilfe ge-
schaffen werden. Bremen hat dies bereits eingefiihrt,
in Niedersachsen und Sachsen-Anhalt steht die pau-
schale Beihilfe noch aus.

Gemeinsam Digitalisierung meistern: Die Zukunft
ist digital, das gilt auch die 6ffentliche Verwaltung.
Wir brauchen in Niedersachsen, Bremen und Sach-
sen-Anhalt deshalb eine digitale Offensive fur den
offentlichen Dienst, die eine funktionierende Infra-
struktur auf- und ausbaut, aber auch die Beschaftig-
ten qualifiziert und deren Qualifikationen starkt. Bei
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der konkreten Ausgestaltung der Digitalisierung mus-
sen die Beschaftigten intensiv einbezogen werden.
Dabei bedeutet Digitalisierung von Prozessen und
Vorgangen erst einmal Mehrarbeit, dies muss sich in
Beschéftigungszahlen widerspiegeln.

Mitbestimmung stdrken: Auch die Beschaftigten
im offentlichen Dienst mussen die Moglichkeit ha-
ben, ihre Arbeitsbedingungen und ihre Arbeitswelt
aktiv mitzugestalten. Die Gesetzgebungskompetenz
fur die betriebliche Mitbestimmung im offentlichen
Dienst des Landes, der Kommunen und in zahlrei-
chen offentlichen Unternehmen und Korperschaften
liegt bei den Landern. Die Rechte der Personalrate
zur Mitbestimmung sind von den Regierungen in Nie-
dersachsen, Bremen und Sachsen-Anhalt daher zu
starken und auszubauen.

Beschiftigte vor Gewalt schiitzen: Die Gewalt ge-
gen Beschaftigte des 6ffentlichen Dienstes nimmt im-
mer mehr zu. Die Gewerkschaften erwarten, dass von
den offentlichen Arbeitgebern und Dienstherren ge-
eignete Mallnahmen getroffen werden, um dem Pro-
blem zu begegnen. Hierzu gehoren beispielsweise
einheitliche Kriterien fiir Meldungen und statistische
Erhebungen zu Gewaltvorfallen, der Zugang zu Bera-
tungs- und Schulungsangeboten, die Schaffung von
Schwerpunkt-Staatsanwaltschaften und der Schutz
personlicher Daten der Beschaftigten. Beschaftigte
vor Gewalt zu schiitzen bedeutet auch, dass Parla-
mentarier*innen sowie die Landesregierungen als
Dienstherren sich offentlich zum Beispiel mit 6ffent-
lichkeitswirksamen Kampagnen vor die Beschaftig-
ten stellen und fir einen funktionierenden offentli-
chen Dienst einsetzen.

Rekommunalisierung vorantreiben: In den vergan-
genen Jahrzehnten wurden groRe Teile der 6ffent-
lichen Daseinsvorsorge privatisiert, teilprivatisiert
oder ausgelagert. Bei Burger*innen wachst aber der
Wunsch nach uberschaubaren Strukturen und Mitbe-
stimmungsméglichkeiten. Sie haben einen Anspruch
auf gute offentliche Leistungen, wollen besser infor-
miert und verstarkt in Entscheidungen einbezogen
werden. Deshalb ist es an der Zeit, dass Bund, Lander
und Kommunen ihren Einfluss zurlickgewinnen und
Einrichtungen der Daseinsvorsorge zuriick zur 6ffent-
lichen Hand kommen.

ANHANG



ANTRAG A 03:

Antragstellerin:

Status: angenommen

Empfehlung der ABK: Annahme

Sachgebiet: A - Leitantrage

Um die Zukunft unserer Bundeslander zu gestalten,
miissen wir mehr in sie investieren. Offentliche Inves-
titionen bilden die Grundlage fiir einen handlungsfa-
higen Staat, der die Rahmenbedingungen fiir ein gu-
tes Leben und eine erfolgreiche Wirtschaft und damit
eine sichere Zukunft fiir die Menschen in unserem Be-
zirk schafft. Dies sieht auch ein liberwaltigender Teil
der Bevolkerung so: In einer reprasentativen Umfrage
gaben 88 Prozent an, dass der Staat mehr Geld fir In-
vestitionen in beispielsweise Klimaschutz, moderne
Schulen und Universitaten oder Mobilitat in die Hand
nehmen musse. Dieser starke Rickhalt in der Bevol-
kerung fiir einen aktiven und gestaltenden Staat hat
gute Griinde, da Zukunftsinvestitionen flr die weitere
Entwicklung entscheidend sind:

Offentliche Investitionen stiitzen den sozialen
Zusammenhalt unserer Gesellschaft!

Eine sozial gerechte und integrative Gesellschaft
hangt direkt von einer gut ausgebauten Infrastruktur
und einem modernen &ffentlichen Dienst ab. Offent-
liche Investitionen schaffen die Voraussetzung fir
wichtige staatliche Aufgaben in Bereichen wie Ver-
sorgung, Bildung, Kultur, Sicherheit oder Gesundheit.
Das Niveau der offentlichen Daseinsvorsorge steht
damit in einem direkten Zusammenhang zur 6ffent-
lichen Investitionstatigkeit, womit Fragen des gesell-
schaftlichen Ausgleichs, der Teilhabe und sozialen
Gerechtigkeit verbunden sind. Denn vor allem untere
und mittlere Einkommensgruppen sind starker auf
offentliche Dienstleistungen und Infrastruktur ange-
wiesen. Eine staatliche Unterversorgung trifft diese
deshalb harter und steigert die gesellschaftliche Un-
gleichheit. Zudem kénnen die zentralen Herausforde-
rungen der Gegenwart - allen voran die Transforma-
tion zu einer klimaneutralen Gesellschaft - nur durch
mehr oOffentliche Investitionen in jeder Dimension
nachhaltig und ausgleichend gestaltet werden. Nicht
zuletzt sind die Modernisierung und der Ausbau des
offentlichen Kapitalstocks eine Frage der Generati-
onengerechtigkeit. Verantwortungsvoll gegenilber
den nachfolgenden Generationen ist, die 6ffentliche
Infrastruktur in einem durchweg gut erhaltenen und
ausgebauten Zustand zu Ubergeben, statt sie zu ver-
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ZUKUNFTSINVESTITIONEN JETZT!
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schleiffen und damit auf den Kosten unserer Kinder
zu leben.

Offentliche Investitionensind wirtschaftlich
sinnvoll!

Offentliche Investitionen sind vor dem Hintergrund
der Corona-Krise besonders wichtig, da sie die Wirt-
schaft beleben und damit Beschéftigung und Einkom-
men sichern. Gleichzeitig schaffen die Investitionen
die Rahmenbedingungen fir zukiinftiges Wachstum,
indem sie den Wirtschaftsstandort starken und kri-
senfester aufstellen. Zudem geht von der 6ffentlichen
Investitionstatigkeit ein Impuls in Richtung privater
Investitionen aus: Erfahrungsgemaf zieht jeder Euro,
der in 6ffentliche Investitionen fliel3t, eine Steigerung
des BIP um 1,3 bis 1,8 Euro nach sich. Durch diesen
Multiplikatoreffekt Ubersteigen die Wohlstandsge-
winne offentlicher Investitionen die Kosten bereits
nach wenigen Jahren. Eine durchdachte Investitions-
politik gehort zu jeder nachhaltigen Haushaltspoli-
tik, da sich die Investitionen fiir den Staat sowohl auf
der Einnahmenseite (mehr Einnahmen durch Steuern
und Sozialversicherungsbeitrage) wie auf der Ausga-
benseite (weniger Kosten flir Transferleistungen) loh-
nen.

Fehlende Investitionen gefahrdet die Zukunfts-
fahigkeit der Lander

Ein Blick in die Bundeslander unseres Bezirks macht
deutlich, dass die offentliche Investitionstatigkeit
den berechtigten Bedarfen und Anforderungen nicht
oder nur teilweise nachkommt. Unser 6ffentlicher Ka-
pitalstock ist vielerorts veraltet. Die Infrastruktur in
unserem Bezirk braucht nicht nur einen frischen An-
strich, sondern muss grundsaniert und klimafreund-
lich modernisiert werden.

Niedersachsen: Die Investitionsquote des Landes
Niedersachsen ist mit 6,6 Prozent dramatisch nied-
rig, obwohl sie sich durch die Corona-MaRRnahmen
zuletzt sogar leicht erhoht hat. Im Jahr 2001 war sie
mit 12,1 Prozent noch fast doppelt so hoch. In seiner
Mittelfristigen Finanzplanung plant das Land die In-
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vestitionsquote bis zum Jahr 2024 sogar noch wei-
ter - auf dann 4,5 Prozent - abzuschmelzen. Dabei
sind wesentliche Investitionsbedarfe auszumachen:
Das Land steckt als starker Industrie- und Dienstleis-
tungsstandort mitten in wichtigen Strukturwandel-
und Transformationsprozessen. Niedersachsen will
Land der erneuerbaren Energien werden und Wachs-
tumsfelder wie etwa die griine Wasserstoffwirtschaft
oder die E-Mobilitat erschliefien. Es gibt groRRe Be-
darfein allen Bereichen der 6ffentlichen Infrastruktur
beispielsweise im Bereich der Mobilitatswende (Aus-
bau von OPNV, Schienennetz und Wasserstoff- und
E-Mobilitat), der Digitalisierungsinfrastruktur oder
der Bildungsinfrastruktur. Alleine fiir den Hochschul-
bau errechnet sich ein Bedarf von 4,34 Milliarden
Euro. In Niedersachsens GroRstadten fehlen 110.000
bezahlbare Wohnungen, es sind kaum Gebaude im
Altbestand energetisch saniert. Zudem muss wesent-
lich mehr Geld fuir die Sicherung der 6ffentlichen Leis-
tungen bereitgestellt werden. Beispielsweise muss
das Investitionsvolumen des Landes fiir Kranken-
hausinfrastruktur dringend auf 550 Mio. Euro jahrlich
verdoppelt werden. Andere Bundeslander hangen
Niedersachsen mit Ihrer Investitionstatigkeit immer
weiter ab. So war Niedersachsen bei den Investitio-
nen von Land und Kommunen in Relation zur Bevol-
kerungszahlim Bundeslandervergleich Vorletzter.

Bremen: Als Stadtstaat weist Bremen im Vergleich
zu Flachenlandern hoéhere Investitionsquoten aus.
Allerdings waren die Pro-Kopf-Investitionen in Bre-
men zuletzt nicht mal halb so hoch wie im Stadtstaat
Hamburg. Zudem ist auch in Bremen ein Riickgang
der Investitionsquote zu verzeichnen. So lag diese
in Bremen im Jahr 2019 bei rund 7,8 Prozent, im Jahr
2000 waren es 18,6 Prozent. Auch Bremen steckt mit-
ten in einem Strukturwandel, der die Unterstutzung
durch zielgerichtete Investitionen braucht. Das Land
steht vor Herausforderungen im Bereich der Digitali-
sierung und der sozial-6kologischen Transformation.
Der Umbau zu einer klimaneutralen Produktion und
Energieversorgung kann Risiken fiir die betroffenen
Beschéftigten beinhalten, fir die Perspektiven ge-
schaffen werden miissen. Diese miissen durch zielge-
richtete Weiterbildungsprogramme unterstutzt wer-
den, um die Transformation liberhaupt moglich zu
machen. Fir die dringend notwendige Ausfinanzie-
rung des Wissenschaftsplanes fehlen jedoch immer
noch mehrere Millionen. Der Bestand an Sozialwoh-
nungen in Bremen sinkt seit Jahren, im Gesundheits-
sektor sind die Investitionen um knapp 35 Prozent zu-
rickgegangen. Zwar wurde mit dem Bremen-Fonds
vieles richtig gemacht, um Investitionen anzustoRen.
Jetzt muss es jedoch darum gehen, diesen Weg zu

verstetigen. In Bremen werden dabei die Spielrdaume
durch die gegenwartige Schuldenbremse dramatisch
eingeschrankt, denn in Bremen sind Auslagerungen
auf landeseigene Investitionsgesellschaften aufler-
halb von Krisenzeiten nicht moglich.

Sachsen-Anhalt: Zwar weist das Land im Bundeslan-
dervergleich eine Giberdurchschnittliche Investitions-
quote aus, allerdings gibt es auch in Sachsen-Anhalt
grol3e Investitionsbedarfe, die dringend angegangen
werden mussen. Bei der Digitalisierung ist Grundver-
sorgung zwar weitgehend gewéhrleistet, aber bei
schnellerem Internet liegt Sachsen-Anhalt im Lan-
dervergleich deutlich abgeschlagen auf dem letzten
Platz. Keine guten Zukunftsaussichten fiir ein Bun-
desland mit viel landlichem Raum, einer (noch) hoch-
effizienten Landwirtschaft und dringendem Moder-
nisierungsbedarf in der Zulieferindustrie. Auch die
Kommunen melden enormen Investitionsbedarf.
Beispielsweise missen fir die dringend notwendigen
Briickensanierungen 650 Mio. Euro veranschlagt wer-
den und fir die Kreisstraften sogar insgesamt 1 Mrd.
Euro. Zudem ist Sachsen-Anhalt absolutes Schluss-
licht bei den Landesinvestitionen in Krankenhauser.
Um auf den Bundesschnitt bei den Krankenhausin-
vestitionen zu kommen, waren zusatzlich 40 Mio.
Euro pro Jahr erforderlich. Sachsen-Anhalt gehort
zu den Kohleausstiegslandern. Im sachsen-anhal-
tischen Teil des Mitteldeutschen Reviers sind 5.000
Beschiéftigte der Kohlewirtschaft direkt und indirekt
betroffen sowie 15.600 Beschaftigte in energieinten-
siven Betrieben. In einem Land mit Gberdurchschnitt-
lich grofRem Niedriglohnsektor wiegt der Verlust gut
bezahlter, mitbestimmter und tariflich geschiitzter
Industriearbeitsplatze schwer. Deshalb muss sich der
Einsatz der mit dem Kohleausstieg verbundenen For-
dermittel auf Investitionen in Gute Arbeit und hoch-
wertige Industriearbeitsplatze konzentrieren. Die
von den Gewerkschaften mit erkdmpften Férdermit-
tel fur einen sozial gerechten Strukturwandel geben
der Region Gestaltungsspielraume fiir Zukunftsinves-
titionen. Das ist aber nur eine Seite der Medaille: Er-
fahrungen aus anderen Forderprogrammen wie dem
Europaischen Regionalfonds zeigen Uberdeutlich,
dass die Kommunen nur mit besserer Personalaus-
stattung in der Lage sind, die mit den Fordermitteln
verbundenen Planungs-, Kontroll- und Abrechnungs-
aufgaben zu erledigen.

Investitions- und Modernisierungsstrategien
der Lander

Es ist eindeutig: Die drei Lander unseres Bezirks
brauchen langfristig angelegte Investitionspfade, die
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zu einer durchdachten Ausweitung, einer verlassli-
chen Planung und ziigigen Durchfiihrung von 6ffent-
lichen Investition flihren. Vor diesem Hintergrund
fordern wir die Lander unseres Bezirks auf, Investi-
tions- und Modernisierungsstrategien zu entwickeln
und umzusetzen, die den regionalen Bedarfen und
Potentialen Rechnung tragen. Teil dieser Investitions-
und Modernisierungsstrategien missen sein:

Eine ambitionierte Investitionspolitik: Die Lander
und Kommunen missen den Schalter umlegen und
mehr Geld fiir Investitionen in die Hand nehmen. Dies
bedingt einen politischen Paradigmenwechsel. Eine
ambitionierte Investitionspolitik ist mit einer Spar-
politik zementiert durch Schuldenbremse und Fis-
kalpakt nicht vereinbar. Es ist ein historischer Fehler,
dass sich die Bundeslander mit der Schuldenbremse
vollstandig ihrer fiskalpolitischen Gestaltungsfa-
higkeit beraubt haben und auf Zukunftsinvestitio-
nen verzichten, um die rein ideologisch motivierte
schwarze Null zu halten.Insbesondere in der aktuel-
lenNiedrigzinsphase ist es 6konomisch sinnvoll, In-
vestitionen Uber Kredite zu finanzieren. Dies streckt
die Finanzierung uber die Nutzungsdauer ohne nen-
nenswerte Mehrkosten (bei Negativzinsen sogar mit
zusatzlichen Einnahmen) und schafft damit mehr
Spielrdume in den laufenden Haushalten flir andere
offentliche Aufgaben. Die Lander unseres Bezirks
sind deshalb aufgefordert, Mallnahmen zu ergreifen,
um ihre vollstandige haushaltspolitische Handlungs-
fahigkeit wiederherzustellen. Sie miissen sich vehe-
ment fiir die Abschaffung der Verschuldungsregeln
einsetzen und kurzfristig mindestens fiir die dringend
notwendige Flexibilisierung der Regelungen sorgen.

Landesinvestitionsprogramme: Die Lander missen
den Bedarfen entsprechend Programme zur Auswei-
tung ihrer Investitionen aufstellen - auch als unmit-
telbare Antwort auf die Corona-Krise.

Zukunftsinvestitionen, die bereits vor der Coro-
na-Krise geplant waren, miissen durch diese Pro-
gramme vorgezogen werden. Durch die so entstehen-
den Vorzieheffekte stellen sich die Lander unseres
Bezirks nachhaltiger auf und setzen gleichzeitig einen
wirkungsvollen Impuls zur Belebung der Wirtschaft.
Deshalb missen die wirtschaftspolitischen MaRnah-
men zur Uberwindung der Corona-Krise zunehmen-
dinvestiv ausgerichtet werden. Nur durch Investitio-
nen fillen sich die Auftragsbiicher der Unternehmen,
stabilisieren sich Umsatze und Beschaftigung nach-
haltig. Nur durch Wachstum erholen sich die 6ffent-
lichen Haushalte. Gleichzeitig legen 6kologisch, 6ko-
nomisch und sozial nachhaltige Investitionen die

6. Ordentliche DGB-Bezirkskonferenz Niedersachsen — Bremen - Sachsen-Anhalt

Grundlage fur unser zukiinftiges Wirtschaften. MaRk-
nahmen wie der Bremen-Fonds sind Schritte, die die
Konjunktur im Land merklich stabilisieren. Diese Mit-
tel missen jedoch liber die Krise hinaus verstetigt
werden und getatigte Investitionen abgesichert wer-
den.

Landeseigene Investitionsfonds: Die Grenzen der
laufenden Haushalte diirfen Zukunftsinvestitionen
weder verhindern noch verschleppen. Dies gilt umso
mehr, wenn sich im Zuge der Corona-Krise die Spiel-
rdume in den Landern und Kommunen unseres Bezir-
kes verkleinern sollten. Deshalb missen die Lander
kurzfristig landeseigene Investitionsfonds auflegen,
mit denen Investitionen effizient, transparent und
schuldenbremsenkonform finanzierbar sind. Die
Fonds werden durch die Lander mit Eigenkapital aus-
gestattet und nehmen weiteres Kapital zu den his-
torisch niedrigen Zinskonditionen der offentlichen
Hand auf, um Zukunftsinvestitionen zu finanzieren.
Uber spezifische landeseigene Investitionsgesell-
schaften werden die jeweiligen Vorhaben dann um-
gesetzt. Beispiele fir solche Gesellschaften sind eine
Landeswohnungsbaugesellschaft, eine Hochschul-
entwicklungsgesellschaft oder Gesellschaften fir
Energiewende- und Klimainvestitionen oder fiir die
Bildungsinfrastruktur (Kita und Schulen). Obligato-
rische Voraussetzungen missen dabei Tarifbindung,
Mitbestimmung und Kriterien Guter Arbeit sein. Uber
Konzessionen, Mieten und Nutzungsentgelten wer-
den die Investitionsgesellschaften und -fonds mit ei-
genen Einnahmen (Cashflow) ausgestattet, die die
Refinanzierung der Investitionen sicherstellen. Die
Hebelwirkung einer geplanten und kontrollierten
Kapitalaufnahme wird also genutzt, eine unkontrol-
lierte Verschuldung ist gleichzeitig ausgeschlossen,
zumal jeder Investition reale Vermogenswerte gegen-
Uberstehen. Um die landeseigenen Investitionsfonds
mit Kapital zu versorgen, miissen die landeseigenen
Forderbanken - beispielsweise die NBank - zu schlag-
kraftigen Infrastrukturbanken ausgebaut werden.
Ausgestattet mit den notigen Banklizenzen kdnnen
sie Kredite fiur eine zukunftsfahige Infrastruktur auf-
nehmen. Durch ein solches landeseigenes Instrumen-
tarium ist eine langfristige Planungssicherheit fir In-
vestitionen garantiert - Gberjahrig und unabhangig
von Konjunktur- und Haushaltsschwankungen. Zu-
dem ergeben sich groRe Mdglichkeiten durch Offent-
lich-Offentliche Partnerschaften (OOP) insbesondere
auch fur die Kommunen bzw. deren Eigenbetriebe.
Dies ist auch deshalb entscheidend, um nachteil-
hafte Privatisierungen und Offentlich-Private-Part-
nerschaften (OPP) zu verhindern. Aufgrund des Ren-
ditestrebens der Privaten sind Privatisierungen und
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OPP unsicherer, teurer und qualitativ schlechter, als
wenn der Staat selbst tatig wird. Die Landesinvesti-
tionsfonds und ihre Investitionsgesellschaften sind
deshalb im unverauRerlichen Landesbesitz und or-
ganisieren Investitionen in voller Verantwortung der
offentlichen Hand.

Eine Stabilisierung der kommunalen Investitions-
tatigkeit: Traditionell findet ein Grof3teil der 6ffentli-
chen Investitionen in den Kommunen statt. Zu Beginn
der90er Jahre entfielen noch rund zwei Drittel der 6f-
fentlichen Bauinvestitionen auf kommunale Tréger.
Diese sind zu Beginn der 2000er aber regelrecht ein-
gebrochen. Bundesweit sind seit 2002 die Abschrei-
bungen in den Kommunen insgesamt héher als die
Investitionen. Das heilt: Unsere Kommunen leben
auf VerschleiR. Der kommunale Investitionsstau ist
entsprechend gigantisch. Das KfW-Kommunalpanel
beziffert ihn bundesweit auf rund 147 Mrd. Euro! Auch
in unserem Bezirk muss die kommunale Investitions-
tatigkeit gestarkt werden, zumal die Corona-Krise
viele Kommunen stark belastet. Kurzfristig muss des-
halb ein Corona-Rettungsschirm die Handlungsfahig-
keit der Kommunen absichern. Davon unabhangig
mussen die Kommunen unseres Bezirkes dauerhaft
in die Lage versetzt werden, entlang gesellschaftli-
cher Bedarfe zu investieren und personelle Kapazi-
taten aufzubauen. Deshalb ist die Gewerbesteuer als
wichtigste Gemeindesteuer zu starken und zu einer
umfassenden Gemeindewirtschaftssteuer weiterzu-
entwickeln, in die alle Gewerbebetriebe, Selbstan-
dige und Freiberufler einbezogen werden. Dariiber
hinaus mussen hoch verschuldete Kommunen uber
einen Altschuldentilgungsfonds, der vor allem Bund
und Lander in die Pflicht nimmt, entschuldet werden.

Zudem brauchen die Kommunen in unserem Bezirk
geeignete Angebote durch die Lander, um durch 6f-
fentlich-o6ffentliche Partnerschaften die Investitionen
auszuweiten.

Eine Starkung der Einnahmen: Nur durch eine
starke und gerechte Einnahmebasis kdnnen die Lan-
der und Kommunen in unserem Bezirk nachhaltig ge-
stalten und die strukturelle Unterfinanzierung der
offentlichen Haushalte beenden. Gleichzeitig bietet
unser Steuersystem grofte Moglichkeiten den immen-
sen Wohlstand in unserem Land gerecht umzuvertei-
len und leistet damit einen zentralen Beitrag fur eine
solidarische und sozial gerechte Gesellschaft. Des-
halb missen sich die Bundeslander in unserem Be-
zirk fir eine solidarische Steuerpolitik stark machen:
GrolRe Vermogen, Erbschaften, Kapitaleinkiinfte und
hohe Einkommen miissen wirksamer besteuert wer-

den. Ein gerechter Einkommensteuertarif entlas-
tet zahlreiche private Haushalte und stltzt damit
die Binnennachfrage.Der DGB hat ein entsprechen-
des Steuerkonzept vorgelegt, die Lander in unserem
Bezirk miissen nun auf seine Umsetzung dringen -
schon im eigenen Interesse. Denn das DGB-Steuer-
konzept wiirde den Landern signifikant héhere Ein-
nahmen ermdéglichen und zwar in Niedersachsen von
3,77 Mrd. Euro, in Bremen von 440 Mio. Euro und in
Sachsen-Anhalt von 970 Mio. Euro.

Investitionen in einen modernen offentlichen
Dienst: Investitionen in Infrastruktur, Gebdude und
Anlagen funktionieren nur mit mehr, gut bezahltem
offentlichen Personal. Offentliche Investitionen brau-
chen einen starken offentlichen Dienst. Zudem ist
eine effektive Steuerverwaltung Grundbedingung ei-
ner gerechten Steuerpolitik. Das stabil hohe Niveau
der Steuerselbstanzeigen und die Erfolge der Steuer-
fahndungin unseren Landern zeigen, dass Steuerhin-
terziehung weiterhin ein groRes Problem ist. Deshalb
muss der Steuervollzug in unserem Bezirk gestarkt
werden, indem der Personalstand im Bereich der
Steuer- und Finanzverwaltung deutlich erh6ht wird.
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ANTRAG A 04: ZUKUNFTSFAHIGE WIRTSCHAFT: STRUKTURWANDEL UND SOZIAL-
OKOLOGISCHE TRANSFORMATION GESTALTEN

Antragsteller*in:
Status:
Empfehlung der ABK:

angenommen
Annahme

Sachgebiet: A - Leitantrage

Die Wirtschaft in unserem Bezirk ist insbesondere in
ihren Schwerpunktbranchen durch einen Struktur-
wandel gefordert. Der Klimawandel, die technolo-
gische Entwicklung, die Digitalisierung und Globali-
sierungsprozesse sind Herausforderungen, mit der
Unternehmen und Beschaftigte bereits vor der Coro-
na-Pandemie konfrontiert waren. Die Corona-Krise
hat nochmal unterstrichen, dass wir unsere Wirt-
schaft krisenfester, nachhaltiger und zukunftsfahiger
aufstellen missen. Folgende Herausforderungen der
Gegenwart sind dabei flr die Zukunft unseres Bezirks
besonders entscheidend.

Dekarbonisierung: Die Begrenzung des Klimawan-
dels ist die herausragende Aufgabe unserer Zeit. Um
unkontrollierbare Schaden zu vermeiden, ist die Errei-
chung der Klimaziele von Paris dringend notwendig.
Unserem Bezirk kommt als bedeutender Standort fiir
Industrie, Dienstleistungen und Energieerzeugung
dabei eine besondere Rolle und Verantwortung zu.
Fir uns als Gewerkschaften ist eindeutig, dass eine
ambitionierte und progressive Klimapolitik mit Wert-
schopfung, Wohlstand und Beschéftigung vereinbar
ist und sein muss. Eng verbunden mit der Dekarboni-
sierung von Wirtschaft und Gesellschaft sind sowohl
die Mobilitéts- als auch die Energiewende.

Energiewende: Fir die Zukunftsfahigkeit des Wirt-
schaftsstandorts ist eine sichere und wettbewerbs-
fahige Energieversorgung die Grundvoraussetzung.
Gleichzeitig hat unser Bezirk alle notwendigen Poten-
tiale fiir eine erfolgreiche Energiewende sowohl bei
der Erzeugung durch erneuerbare Energien als auch
im Verbrauch. Allerdings muss dabei eine zuverlas-
sige, bezahlbare, klimaneutrale Energieversorgung
mit Guter Arbeit und Beschaftigungssicherung ein-
hergehen.

Mobilitdtswende: Eine zukunftsfahige Mobilitat ist
die Grundlage fir arbeitsteiliges Wirtschaften und
Basis flir eine leistungsstarke Wirtschaft, die Arbeits-
platze und Wohlstand sichert. Daflir bedarf es einer
Mobilitatswende, die die Bediirfnisse der Menschen
mit den Erfordernissen des Klimaschutzes vereint, fiir
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mehr soziale Gerechtigkeit und Lebensqualitat sorgt
und weder zu wirtschaftlichen noch sozialen Briichen
fihrt. Damit die sozial-6kologische Mobilitdtswende
gelingt, brauchen die Lander unseres Bezirks attrak-
tive und klimafreundliche Mobilitdtskonzepte, einen
zukunfts- und leistungsfahigen OPNV und eine mo-
derne Verkehrsinfrastruktur von den Hafen und Was-
serwegen bis zu den Schienen und StraRRen.

Digitalisierung: Gleichzeitig verandert der digitale
Wandel in allen Bereichen der Volkswirtschaft Ab-
ldufe und Prozesse, internetgestiitzte Geschaftsmo-
delle nehmen zu. Risiken etwa beim Datenschutz,
der Zunahme von prekarer Beschaftigung oder durch
Arbeitsverdichtung stehen Chancen durch neue Ar-
beitspldtze oder Verbesserungen der Arbeitsbedin-
gungen gegeniber. Entscheidend wird deshalb sein,
die digitale Arbeitswelt im Sinne von Guter Arbeit und
Mitbestimmung zu gestalten.

Aus diesen Herausforderungen ergibt sich eine un-
mittelbare Notwendigkeit zum Wandel. Es kommt
nun darauf an, den Umbauprozess von Technologien,
Prozessen, Standorten, Produkten, Geschaftsmodel-
len und Wertschopfung nicht zu verhindern, sondern
aktiv zu gestalten, um Beschaftigung und Gute Arbeit
zu sichern. Die Chancen und Risiken fiir Beschaftigte,
Unternehmen und ganze Branchen liegen in diesem
Prozess eng beieinander. Mit der sozial-6kologischen
Transformation kann fur den Wirtschaftsstandort
unseres Bezirks eine Jahrhundertchance verbun-
den sein, da Wachstumschancen fiir innovative Un-
ternehmen und Branchen entstehen. Durch eine er-
folgreiche Transformation stellt sich der gesamte
Wirtschaftsstandort nachhaltig auf, Arbeitsplatze
entstehen, Wertschopfungsketten bleiben erhalten
und Wohlstand wird gesichert. Das zentrale Ziel muss
dabei ein gerechter, sozialvertraglicher Wandel (Just
Transition) hin zu einem nachhaltigen Gesellschafts-
und Wirtschaftssystem sein.
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Eine aktive Dienstleistungs- und Industriepoli-
tik als Grundlage der Transformation

Basis der sozial-6kologischen Transformation muss
eine progressive, beschaftigtenorientierte Dienstleis-
tungs- und Industriepolitik in den Landern unseres
Bezirks sein, die den Wirtschaftsstandort im Sinne
der Nachhaltigkeit weiterentwickelt und damit die
Arbeitsplatze der Zukunft sichert. Leistungsfahige in-
dustrielle Kerne, gute 6ffentliche wie private Dienst-
leistungen und ein starkes Handwerk: Das sind die
Stiitzen der Wertschépfung in unserem Bezirk. Ins-
besondere Schliisselbranchen wie die Chemieindus-
trie, der Maschinenbau oder die Automobilindustrie
missen flankiert durch eine durchdachte, nachhal-
tige und innovative Industriepolitik weiterentwickelt
werden. Fir die sozial-0kologische Transformation
braucht es in unserem Bezirk ein starkes verarbei-
tendes Gewerbe von einer fortschrittlichen Stahl-
produktion bis zu einer vitalen Windkraftbranche,
die als industrielles Riickgrat erhalten und gefordert
werden mussen. Eine nachhaltige Struktur-, Ener-
gie- und Industriepolitik sichert die Arbeitsplatze in
diesen Branchen insbesondere dann, wenn sie an
den gesellschaftlichen Bedarfen, einer klimaneut-
ralen Modernisierung der Wirtschaft und Guter Ar-
beit ausgerichtet ist. Insgesamt missen die Lander
die notwendigen Rahmenbedingungen schaffen, um
die Chancen und Potentiale der sozial-6kologischen
Transformation fiir den Wirtschaftsstandort zu rea-
lisieren. Zum Beispiel miissen die Moglichkeiten der
Raumplanung auf Ebene der Lander und Kommu-
nen ausgeschopft werden, um die notwendigen Fla-
chenausweisungen flir den Ausbau der erneuerbaren
Energien zu ermdglichen. Dort, wo die Zustandigkeit
der Lander verlassen wird, miissen die Lander auf die
zustandigen Ebenen einwirken und vor allem gegen-
Uber Bund und EU notwendige Gesetzesanderungen
und MaRnahmen einfordern. Fiir die Kommunen un-
seres Bezirks mussen die Lander zielgerichtete Ange-
bote schaffen und sie bei den wichtigen lokalen und
regionalen Transformationsprozessen unterstiitzen.

Bei allen Chancen ist auch klar, dass die Transforma-
tion unseren Bezirk vor grofle Herausforderungen
stellen wird. Deshalb muss der Grundsatz gelten, dass
niemand ins Bergfreie fallen darf. Die betroffenen Be-
schéftigten und Regionen - etwa in den Kohleabbau-
gebieten - brauchen Sicherheit und Perspektiven
auch mittels entsprechender Strukturhilfen. Gleiches
gilt auch fir unsere Kernbranchen wie der Automo-
bilwirtschaft insbesondere mit der Automobilzulie-
ferindustrie oder auch der chemischen Industrie, die
derzeit eine besondere Transformationsleistung er-

bringen mussen. Es missen Ideen und Instrumente
entwickelt werden, um im laufenden und noch bevor-
stehenden Umbauprozess Arbeitsplatze und Stand-
orte zu erhalten und neue Arbeit auch an bestehen-
den Standorten anzusiedeln. Vor diesem Hintergrund
ist besonders wichtig, die dringend notwendigen In-
vestitionen der Unternehmen in nachhaltige Produk-
tionsanlagen und Geschaftsmodelle anzureizen, aber
auch nachdrticklich einzufordern. Neben den Unter-
nehmensinvestitionen kommt auch den 6ffentlichen
Investitionen ein besonderer Stellenwert zu, da sie in
verschiedener Hinsicht die notwendigen Rahmenbe-
dingungen fiir eine positive wirtschaftliche Entwick-
lung setzen. Die Energiewende wird beispielsweise
nicht ohne Investitionen in den Bereichen Netzaus-
bau, Speicher- oder Wasserstoffinfrastruktur gelin-
gen. Auch die sozial-6kologische Mobilitatswende
hangt direkt von Investitionen ab. Die Lade- und
Schnellladeinfrastruktur fir die Elektromobilitat so-
wie dieTankstelleninfrastruktur fir die Wasserstoff-
mobilitdt miissen ausgebaut werden. Ein zukunftsfa-
higer OPNV wird nur durch Investitionen in Material,
Infrastruktur und Personal geschaffen.

Deshalb missen fiir Niedersachsen, Bremen und
Sachsen-Anhalt umfassende Transformationsstrate-
gien aufgelegt werden, um nachhaltige Wertschop-
fung in Verbindung mit tarifgebundener und mitbe-
stimmter Arbeit zu schaffen und zu erhalten.

Mit Transformationsstrategien die Zukunft
gestalten

Die Lander unseres Bezirks missen zu Treibern der
sozial-6kologischen Transformation werden und
dazu im Austausch mit den Beschéftigten, den Be-
triebs- und Personalrdten und Gewerkschaften Trans-
formationsstrategien entwickeln und umsetzen.

Kernziele dieser Strategien miissen sein:

Wachstumsfelder erschlieBen und Wertschop-
fungsketten erhalten: Die Identifikation von Zu-
kunfts- und Innovationsbranchen verbunden mit dem
Ziel der Klimaneutralitat muss verstarktin den Mittel-
punkt riicken. Beispielsweise muss der Aufbau einer
griinen Wasserstoffwirtschaft durch massive Investi-
tionen in die Wertschopfungskette rund um Wasser-
stoff und in die Aus- und Weiterbildung der Beschaf-
tigten vorangetrieben werden. Gleichzeitig hat auch
die Corona-Krise nochmal gezeigt, wie wichtig der
Erhalt von zentralen Wertschopfungsketten und die
Produktion von zentralen Gutern in unserem Bezirk
ist. Deshalb miissen im Rahmen der Transformations-
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strategien sowohl Potentialanalysen fiir Wachstums-
felder als auch Risikoabschatzungen fiir bestehende
Wertschopfungsketten vorgenommen werden, auf
deren Basis dann entsprechende Mafinahmepakete
abgeleitet werden.

Arbeit der Zukunft schaffen: Fiir den Aufbau von Ar-
beitsplatzen in Industrie, Handwerk und Dienstleis-
tungen missen gesellschaftliche Bedarfsfelderin den
Blick genommen werden. Diese liegen etwa in Berei-
chen wie Regenerative Energien, Energetische Ge-
baudesanierung, Schaffung von Infrastruktur, Kreis-
laufwirtschaft und der griinen Wasserstoffwirtschaft.
Dazu braucht es eine strukturierte Folgenabschat-
zung und ein kontinuierliches Monitoring, das den
Transformationsprozess insbesondere auf Aspekte
wie Beschaftigungswirkung, Kriterien Guter Arbeit,
Sozialvertraglichkeit und strukturpolitische Folgen
hin tberprift.

Strukturwandel begleiten: Dazu braucht es eine
ambitionierte strukturpolitische Flankierung und
den Aufbau von Begleitstrukturen, Investitionen und
Modellprojekten, um die Unternehmen und ihre Be-
schéftigten beim Umbau der technologischen Basis
und der ggf. notwendigen Qualifizierungsprozesse
zu unterstiitzen. Angst vor Arbeitsplatzverlust ist
Gift fir einen progressiven Wandel. Deshalb muss
die Beschaftigungssicherung ein zentraler Faktor der
Transformation sein. Betriebliche Zukunftsvereinba-
rungen, Transformationskurzarbeitergeld, Beschaf-
tigungsbriicken und entsprechende Forderkriterien
konnen dabei Instrumente sein.

Aus- und Weiterbildung zukunftsfahig aufstellen:
Die Transformation wirdnur dann gelingen, wenn sie
von qualifizierten und engagierten Beschéftigten ge-
tragen wird. Deshalb braucht es sowohl eine Star-
kung der beruflichen Aus- und Weiterbildung als auch
eine deutliche Ausweitung von Bildungsinvestitio-
nen. An allen allgemeinbildenden und berufsbilden-
den Schulen missen Zukunftsthemen wie Digitali-
sierung und Transformation als Querschnittsthemen
in den Lehrplanen verankert werden. Die Erwachse-
nenbildung bildet eine zentrale Saule, die dringend
weiter gestarkt werden muss. Lebenslanges Lernen,
Mitsprache- und Mitgestaltungsrechte innerhalb der
Betriebsstrukturen fiihren zu einem harmonisieren-
den Veranderungsprozess und baut die Angste vor Er-
neuerung ab und wirkt als Verstarker fiir den Wandel
im Betrieb.

Innovationen férdern: Innovationen sind Motor des
Fortschritts. Deshalb miissen die Lander unseres Be-
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zirks Innovationsstrategien umsetzen, die eine zii-
gige Implementierung nachhaltiger und zukunftsfa-
higer Technologien, Produkte und Dienstleistungen
sicherstellen und damit neue Wertschépfung ermog-
lichen. Entsprechende Forschungsprogramme etwa
fur klimafreundliche und ressourcenschonende Pro-
duktion (Anlagen und Prozesse), im Bereich der Bat-
terie- als auch Wasserstoffforschung oder auch fiir
digitale Wachstumsfelder wie beispielsweise im Be-
reich des autonomen Fahrens miissen aufgelegt und
mit Fordermitteln ausgestattet werden. Pilot- und
Demonstrationsvorhaben miissen initiiert und bei
erfolgreicher Durchfiihrung schnell hochskaliert wer-
den. Vor diesem Hintergrund braucht unser Bezirk
auch moderne und gut ausgestattete Hochschulen.
Forschung und Entwicklung, Produktion und Lernen
mussen Hand in Hand gehen. Dariiber hinaus sind die
Unternehmen aufzufordern, in ihre Forschung und
Entwicklung hinsichtlich zukunftsfahiger Geschafts-
modelle, Technologien und Produkte massiv zu in-
tensivieren.

Auf Gute Arbeit, Tarifbindung und Mitbestimmung
setzen: Tarifbindung, Mitbestimmung und Gute Ar-
beit sind obligatorische Faktoren einer nachhalti-
gen Wirtschaftsstruktur. Beschaftigte, Personal- und
Betriebsrate sowie Gewerkschaften haben eine im-
mense Erfahrung bei der Gestaltung von strukturel-
len Wandlungsprozessen. Gerade die Mitbestimmung
kann in Innovations- und Transformationsprozes-
sen ihre Stédrken ausspielen, denn die Beschéftigten
sind kompetente Wissenstrager der betrieblichen
Prozesse. Mitbestimmungsakteure sind deshalb in
besonderer Weise einzubeziehen, Mitbestimmungs-
rechte sind zu starken und zu nutzen. Nur so werden
angesichts der bedeutenden Transformationsher-
ausforderungen tragfahige Losungen fiir die Bran-
chen gefunden.

Instrumente und MaBnahmen einer Transfor-
mationsstrategie

Das Erreichen der Klima- und Transformationsziele
wird im Wesentlichen von den konkreten Umsetzungs
instrumenten und MalRnahmen abhéngen. Dabei
muss die Ebene der reinen Willensbekundungen ver-
lassen und ein hoher Grad praktischer Umsetzung er-
reicht werden. Umfassende Mallnahmenpakete miis-
sen den landesspezifischen und regionalen Aspekten
Rechnung tragen und die jeweiligen Facetten durch
konkrete Transformationsschritte operationalisie-
ren. Insbesondere Malknahmen, die eine breite Ak-
zeptanz schaffen, sind dabei von grofRer Bedeutung.
Denn die sozial-6kologische Transformation wird nur
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zu einem Erfolg, wenn sie in unserem Bezirk gesell-
schaftlich getragen und gewollt ist. Dies erfordert u.
a. einen Fokus auf Aspekte wie Beschaftigungssiche-
rung oder auch die gerechte Finanzierung der Trans-
formation verbunden mit einem sozialen Ausgleich.
Gleichzeitig miissen insbesondere von der Arbeitge-
berseite betriebliche und branchenbezogene Trans-
formationsstrategien eingefordert werden, da der
Wandel der Wirtschaft vor allem durch die Wirtschaft
selbst vorgenommen werden muss.

Vor diesem Hintergrund sollten u. a. folgende Inst-
rumente und MaRBnahmen Teil der Transformations
strategien der Lander unseres Bezirks sein:

Transformationsbeirdte einsetzen: Wir brauchen
eine Politik, die den regionalen Strukturwandel ins-
besondere in den jeweiligen Branchen begleitet, um
den gesellschaftlichen Zusammenhalt und die

Akzeptanz zu sichern. Die Lander unseres Bezirks
sollten Transformationsbeirdte schaffen, die Politik,
Gesellschaft und Wirtschaft zusammenbringen. Die
Beschéftigten, ihre Interessenvertretungen und Ge-
werkschaften miissen dabei einbezogen werden und
mitentscheiden und mitgestalten kdnnen.

Transformationsfonds auflegen: Insbesondere in den
Branchen, die einem besonderen Transformations-
druck ausgesetzt sind, braucht es eine flankierende
Unterstltzung. Dabei hilft keine Férderung mit der
Giellkanne, wie sie teilweise im Zuge der Corona-Hilf-
spakete erfolgt ist. Es braucht zielgerichtete Impulse,
damit Unternehmen ihre Geschaftsmodelle anpas-
sen konnen. Dazu sollten die Lander unseres Bezirks
Transformationsfonds auflegen bzw. bereits beste-
hende Instrumente verstarkt nutzen und weiterent-
wickeln. Auf diesem Wege kdnnen sich die Lander an
den Unternehmen beteiligen, die zusatzliches Kapital
fur den Wandel brauchen. Dies lohnt sich doppelt: Es
werden Wertschopfung und Arbeitsplatze in unserem
Bezirk gehalten, zudem erhalten die Lander werthal-
tige Beteiligungen.

Impulse durch Forderprogramme setzen: Durch
eine entsprechende Forderkulisse missen die Lander
unseres Bezirks Zukunftsinvestitionen unterstiitzen,
indem beispielsweise innovative, klimafreundliche
Anlagen und Maschinenparks besonders gefordert
werden. Die Wirtschaftsférderung der Lander und ih-
rer Kommunen muss insbesondere die Zukunftsbran-
chen und Wachstumsfelder in den Blick nehmen und
entsprechende Ansiedlungen nach sozialen und 6ko-
logischen Kriterien férdern, damit die Arbeitsplatze

der Zukunftin unserem Bezirk entstehen. Zudem soll-
ten wichtige Zukunftsinvestitionen durch besondere
Landesprogramme etwa flir das Repowering von Win-
denergieanlagen oder auch fiir ,Photovoltaik- Batte-
riespeicher® beschleunigt werden. Kriterien Guter
Arbeit wie Tarifbindung und Mitbestimmung sowie
Aspekte wie Ausbildung und Beschéftigungssiche-
rung mussen damit obligatorisch verknlipft werden.

Landesbiirgschaften zielgerichtet einsetzen: Die
Lander sollten stdrker Landesbirgschaften zur Un-
terstlitzung in der Transformation einsetzen. Landes-
birgschaften missen dabei aber an Kriterien Guter
Arbeit und Nachhaltigkeitskriterien gebunden wer-
den sowie auf starkeres Eigentlimer- und Gesellschaf-
terengagement dringen.

Investitionsfonds einsetzen: So lange die investi-
tionsfeindliche Schuldenbremse in Kraft ist, miissen
die Lander neue, transparente Finanzierungsinstru-
mente in Form von landeseigenen Investitionsfonds
einsetzen, um die notwendigen Zukunftsinvestitio-
nen mittels Kapitalaufnahme zu Niedrigzinskonditi-
onen vorzunehmen. Im Zusammenspiel mit diesen
Investitionsfonds sollten die Lander eigene Investiti-
onsgesellschaften griinden. Uber Landesgesellschaf-
ten flr Klimaschutz und Energiewende kdnnen die
Lander dann beispielsweise die notwendige Energie-
wendeinfrastruktur aufbauen, alle geeigneten 6ffent-
lichen Gebaude kurzfristig mit PV-Anlagen ausriisten,
die energetische Sanierung von 6ffentlichen Gebau-
den oder die Umristung der 6ffentlichen Fuhrparks
mit CO2-neutralen Fahrzeugen vornehmen. Nach
gleichem Prinzip sollten die Lander mit landeseige-
nen Investitionsgesellschaften die Digitalisierung und
die flachendeckende Versorgung mit Breitbandan-
schliissen auf Glasfaserbasis forcieren sowie mit ei-
ner Hochschulentwicklungsgesellschaft die Rahmen-
bedingungen fiir eine starke Wissenschaftslandschaft
in unserem Bezirk schaffen.

Beratungs- und Unterstiitzungsstrukturen auf-
bauen: In allen Landern unseres Bezirks missen-
Beratungsstrukturen fiir einen betrieblichen Inno-
vations- und Transferprozess geschaffen werden,
welche die Beschaftigten und die Mitbestimmungs-
strukturen in der Ausgestaltung von Arbeit, der Ar-
beitsbeziehungen und Qualifizierung nachhaltig un-
terstlitzen. Die Landesregierungen miissen sich in
diesem Zuge auch fur tarifvertragliche Vereinbarun-
gen zur Gestaltung der Transformation einsetzen. Die
Lander sollten auch die Trager der Weiterbildung fur
die Bereitstellung und Installation der digitalen Inf-
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rastruktur sowie fur die Konzeption und Umsetzung
von innovativen Formaten unterstutzen.

Offentlichen Dienst stirken: Um ziigig die notwen-
digen Transformationsschritte zu ermdglichen, mus-
sen die Lander unseres Bezirks Planungs- und Geneh-
migungsbehdrden bis in die Kommunen hinein fir
eine zligige Bearbeitung und rechtssichere Geneh-
migung substantiell starken und die Gerichte perso-
nell in die Lage versetzen, tiber Einspriiche und Kla-
gen schnellstmoglich zu entscheiden. Darlber hinaus
mussen die Kontrollen der Sozial- und Umweltstan-
dards deutlich verschéarft werden. Insbesondere die
Gewerbeaufsichtsamter brauchen dafir eine bessere
Personalausstattung. Auflerdem muss mehr qualifi-
ziertes Personal eingestellt werden beispielsweise im
Forst- und Naturschutz,damit die Klimaziele erreicht
werden kénnen und der Zerstorung des Waldes und
der Natur entgegengewirkt wird.

Mit gutem Beispiel vorangehen: Die Landerin unse-
rem Bezirk miissen den sozial-6kologischen Wandel
nicht nur férdern, sie missen ihn in ihrem Wirkungs-
bereich auch selbst aktiv gestalten. Dies gilt unmit-
telbar fir alle 6ffentlichen Unternehmungen, die sich
ebenfalls zukunftsfahig und klimaneutral aufstellen
mussen. Doch auch die Verwaltungen von Kommu-
nen und Ladndern sowie die gesamte

offentliche Daseinsvorsorge in unserem Bezirk mus-
sen innovativ und klimaneutral modernisiert wer-
den. Darlber hinaus muss die 6ffentliche Hand die
enorme Impulswirkung der 6ffentlichen Beschaffung
und Auftragsvergabe einsetzen. Hier miissen 6kolo-
gische und soziale Kriterien verbindlich eingesetzt
werden, um der sozial-6kologischen Transformation
weiteren Schub zu verleihen. Umfassende Tariftreu-
eregelungen sowie konsequente Kontrollen miissen
dabei eine Selbstverstandlichkeit sein. Darliber hin-
aus mussen sich die Lander fir ein Lieferkettengesetz
einsetzen, das die Einhaltung von sozialen Kriterien,
Menschenrechts- und Umweltschutzvorgaben garan-
tiert.

6. Ordentliche DGB-Bezirkskonferenz Niedersachsen — Bremen - Sachsen-Anhalt
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ANTRAG B 01: WASSERSTOFFWIRTSCHAFT GESTALTEN

Antragstellerin:
Status:

Empfehlung der ABK:
Sachgebiet:

Deutschland und Europa sollen zum Vorreiter einer
industriellen Transformation gemacht werden, die
gute Arbeit schafft und sichert. Mit dem Aufbau ei-
ner grinen Wasserstoffwirtschaft soll das Funda-
ment flr eine moderne, klimaneutrale Industrie und
ein substanzieller Beitrag zu mehr Klimaschutz und
die Chance auf hohe Wertschépfung, Wohlstand und
gute Arbeit gelegt werden.

Fir eine erfolgreiche Energiewende gilt Wasserstoff
als Schliissel und Energietrager der Zukunft. Er bietet
vielfaltige Moglichkeiten, die Treibhausgasemissio-
nenin Industrie und Verkehr, bei der Stromerzeugung
und im Gebaudesektor zu senken und dadurch das
Ziel der Klimaneutralitat in Deutschland, Europa und
weltweit langfristig zu unterstiitzen.

Ziel muss die Entwicklung von sauberem, erneuerba-
rem Wasserstoff sein, bei dessen Erzeugung haupt-
sachlich Sonnen- und Windenergie zum Einsatz kom-
men. Dieser sogenannte ,griine“ Wasserstoff kann
stofflich in der Produktion sowie als Energietrager
und zur Energiespeicherung genutzt werden.

Die fortlaufende Weiterentwicklung einer Wasser-
stoffwirtschaft wird uns liber Jahrzehnte beschafti-
gen, fordern und antreiben. Der DGB-Bezirk setzt sich
fur den schnellstmoglichen Aufbau einer Wasserstoff-
wirtschaft ein, in die der Norden seine Starken fur
das Energiesystem der Zukunft einbringen kann. Der
Ausbau von Elektrolysekapazitaten, effiziente Trans-
port- und Speicher-Infrastrukturen sowie der Aufbau
geeigneter Import-Infrastrukturen in den norddeut-
schen Seehafen sind zwingend erforderlich, ebenso
die Verkiirzung von Planungs- und Bauzeiten und der
Reduzierung staatlich induzierter Bestandteile des
Strompreises, um griinen Wasserstoff dort einzuset-
zen, wo es volkswirtschaftlich am sinnvollsten ist.

Damit sich Investitionen in Offshore-Windenergie fiir
Unternehmen lohnen, miissen die Rahmenbedin-
gungen daflir weiterentwickelt werden. Wenn Was-
serstoff aus regenerativen Quellen Strahlkraft ent-
wickeln und weltweit verbreitet werden soll, dann
braucht es neben einer grenziiberschreitenden Stan-
dardisierung in Europa vor allem den gesicherten

IG BCE Landesbezirk Nord

angenommen in gednderter Fassung
Annahme in gednderter Fassung

B - Wirtschafts- und Arbeitsmarktpolitik

Ausbau von Offshore Windenergie. Hier darf es keine
Flaute geben.

Eine verlassliche, bezahlbare und nachhaltige Erzeu-
gung von Wasserstoff ist die Basis fiir dessen zukiinf-
tige Verwendung. Der Aufbau von Erzeugungsanla-
gen zur Technologiedemonstration im industriellen
Malstab und ein entsprechendes Wachstum bilden
die Basis fir einen grundlegenden Strukturwandel
unserer Energieversorgung, damit letztlich auch tat-
sachlich mit ,,griinem* Strom CO2 neutral produziert
werden kann.

Dazu gehort auch die ziigige Bereitstellung einer
Wasserstoffinfrastruktur, die in- und auslandisch er-
zeugten Wasserstoff zu den Verbrauchern transpor-
tiert. Auch fur diesem Zweck besteht ein Bedarf fiir
verldssliche Nachhaltigkeitsstandards sowie fir eine
anspruchsvolle Qualitatsinfrastruktur, (Herkunfts-)
Nachweise flir Strom aus erneuerbaren Energien so-
wie flr griinen Wasserstoff und seine Folgeprodukte,
um so den Aufbau eines internationalen Wasserstoff-
marktes zu ermoglichen.

Jetzt gilt es Nagel mit Kopfen zu machen. Von den
Unternehmen erwarten wir, jetzt von der Planungs-,
Projekt- und Demonstrationsphase in die Investiti-
onsphase zu kommen und die fiir die Wasserstoff-
wirtschaft vorgesehenen Foérdermittel der Europai-
schen Union, aus der Nationalen Wasserstoffstrategie
und dem Land Niedersachsen in vollem Umfang zu
nutzen, damit sich Deutschland als Leitanbieter fir
griine Wasserstofftechnologie am Weltmarkt posi-
tionieren und der Hochlauf der Wasserstoffwirtschaft
gelingt.

Aus Anwendungsszenarien leiten sich weiter For-
schungs- und Handlungsbedarfe ab. Zu diesem
Zweck ist die Unterstitzung und Weiterentwicklung
der beruflichen und wissenschaftlichen Aus- und Wei-
terbildung im Bereich der Wasserstofftechnologien
zur sicheren Handhabung und flir gute Arbeit uner-
[asslich und eine der Grundvoraussetzungen fiir den
Transformationserfolg.

Der Norden ist Vorreiter der Wasserstoffwirtschaft.
Damit das so bleibt, fordert der DGB Bezirk
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von der Politik, die Energiewende ambitioniert
voranzutreiben und Wasserstoff zum zentralen
Faktor einer klimagerechten Industrie auszu-
bauen.

von der Politik, die Mitbestimmung zu starken
und damit die Transformation sozial, 6konomisch
und 6kologisch nachhaltig zu gestalten.

von den Unternehmen, im Sinne der Energie-
wende proaktiv zu agieren, Chancen zu nutzen
und die

Energiewende gemeinsam mit den Beschaftigten
und ihren Interessenvertretern aktiv zu gestalten.
von der Politik, dass zu festigen und auszubauen,
was im Norden bereits erreicht wurde.

von der Politik, die europdische sowie interna-
tionale Dimension der Wasserstoffwirtschaft so
zu gestalten, dass die deutsche Wirtschaft unter
Wettbewerbsbedingungen erfolgreich bestehen
kann.

von der Politik, dass Innovationen und Investitio-
nen im Kontext einer zukunftsweisenden Wasser-
stoffwirtschaft geférdert werden und ein Abwan-
dern von Industrie verhindert wird.

von der Politik, Anreize fiir private Investitionen
in eine klimagerechte Transformation zu schaffen.
von der Politik, die Anwendungen zur Erzeugung,
Speicherung, Transport und Nutzung von Was-
serstoff sowie die Umsetzung entsprechender
Geschaftsmodelle zu férdern.

von Politik und Unternehmen, die Verzahnung
von Strom-, Warme- und Gasinfrastruktur weiter
voranzutreiben und die verschiedenen Infrastruk-
turen koordiniert und energiewendetauglich,
bedarfsgerecht sowie kosteneffizient weiterzu-
entwickeln.

von den Unternehmen, sich flr die europaische
und internationale Harmonisierung von Stan-
dards fiir Wasserstoff- und Brennstoffzellen-
systeme (z. B. Betankungsstandards, Wasser-
stoff-Qualitat, Eichung, Zulassung von Schiffen
etc.) zu engagieren.

von der Politik, die verstarkte Ausweisung von
Flachen, die fur die Offshore-Produktion von Was-
serstoff genutzt werden kénnen.

von der Politik, die geologischen Gegebenheiten
in Norddeutschland fiir die Speicherung von
Wasserstoff zu nutzen, Speicherméglichkeiten fiir
die wirtschaftliche Nutzung zuganglich zu machen
und weitere Speicherpotentiale zu erschlief3en.
Nur wer heute damit beginnt wird morgen Spei-
cher nutzen kénnen.

vom DGB und seinen Mitgliedsgewerkschaften,
einen geeigneten Prozess um die Wasserstoffak-
tivitaten aktiv zu begleiten.

6. Ordentliche DGB-Bezirkskonferenz Niedersachsen — Bremen - Sachsen-Anhalt
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ANTRAG B 02:

Antragsteller*in: IG BCE Landesbezirk Nord

Status:
Empfehlung der ABK:
Sachgebiet:

Die Raffinerien in Deutschland leisten einen siche-
ren und zuverlassigen Beitrag zur Energieversorgung.
Sie sind das Herzstilick der Mineraldlwirtschaft und
nehmen somit nicht nur fir den Industriestandort
Deutschland eine Schlusselstellung in der heutigen
Energieversorgung ein.

Der hohe CO2-Ausstol’ durch fossile Brennstoffe und
die Folgen fiir Klima und Umwelt zwingen zu immer
schnelleren Entwicklungspfaden hin zu einer weit-
gehend emissionsfreien Wirtschaft und Gesellschaft.
Neben den erforderlichen Rahmenbedingungen fiir
diesen Weg ist vor allem Technologieoffenheit zur
Erreichung der Treibhausgasziele bis 2030 und dar-
Uber hinaus unerlasslich. Auch die gemeinsame Ver-
arbeitung von Rohdl und alternativen Rohstoffen
in Raffinerien muss als auf die Treibhausgasminde-
rungs-Quote (THG-Quote) anrechnungsfahige Tech-
nologie zugelassen werden.

Zentrales Instrument zur Forderung erneuerbarer
Kraftstoffe und damit auch strombasierter Kraft-
stoffe aus erneuerbaren Energien ist die THG-Quote
des Bundes-Immissionsschutzgesetzes.

Die Mineraldlbranche in Deutschland steht unter gro-
Rem Veranderungsdruck, auch wenn die Auswirkun-
gen energiepolitischer Zielsetzungen nicht kurzfris-
tig zu Nachfrageriickgédngen im Markt fihren werden.
Die Branche muss sich in Zeiten des Klimawandels
neu orientieren, auch wenn Produkte von heute fir
Verkehr, Warme und die Chemische Industrie auch
morgen und ibermorgen benétigt werden, dann al-
lerdings treibhausneutral.

Die gleichzeitige Bewaltigung von Pandemie und
Strukturwandel eroffnet bei allem daraus entstehen-
den Druck auch neue Chancen fiirden Industriestand-
ort Deutschland. Hierzu braucht es gemeinsame Leit-
linien fir das Handeln von Unternehmen und Politik,
von Wirtschaft und Gewerkschaften. Diese miissen
sich immer wieder neu ausrichten an sozialen, 6ko-
logischen und 6konomischen Perspektiven fiir Be-
schéftigte, Industrie und Gesellschaft.

RAFFINERIEN MIT ZUKUNFT

angenommen in geanderter Fassung
Annahme in geanderter Fassung

B - Wirtschafts- und Arbeitsmarktpolitik

Statt Erdol kann an den Raffinerie-Standorten in Zu-
kunft treibhausgasneutral erzeugter Wasserstoff als
Rohstoff zur Produktion von synthetischem Methan,
synthetischen Kraftstoffen und Naphtha eingesetzt
werden. Strombasierte synthetische Kraftstoffe ha-
ben gegeniiber konventionellen Kraftstoffen nur ei-
nen Treibhausgasvorteil, wenn sie aus regenerativem
Strom erzeugt werden. Je mehr Strom aus erneuer-
baren Energien kostenglinstig zur Verfligung steht,
umso mehr Kapazitaten konnen aufgebaut werden.
Der schnelle Ausbau der Windenergie spielt hierfir
eine entscheidende Rolle.

Rund 20 Mio. Menschen in Deutschland sind in ihren
Wohnungen auf die Olheizung angewiesen. Ab 2026
ist der Einbau von Olkesseln nicht mehr erlaubt. Aller-
dings konnen bestehende Anlagen weiterbetrieben
werden. Mit der Lieferung klimaneutraler fliissiger
Brennstoff kann die Branche einen weiteren, wichti-
gen Beitrag zum Klimaschutz leisten.

Energiewende und Elektromobilitat werden zu einem
dramatischen Rilckgang des Mineraldlverbrauchs
fuhren. Die Vision einer ,griine Raffinerie“ die u. a.
synthetischen Kraftstoff erzeugt, ist ein gangbarer
Weg zum Erhalt der Raffineriestandorte und der Ar-
beitsplatze in Deutschland. Die Transformation be-
stehender Raffineriestrukturen wird aber nur mog-
lich sein mit klaren Zielvorgaben und steuernden
Eingriffen durch die (deutsche und européische) Po-
litik. Die politischen und 6konomischen Weichen sind
dafiir noch nicht abschliefend gestellt.

Die Zukunftsperspektive der Raffinerie-Standorte
liegt darin, dass dort vorhandene Know-how, das Ar-
beitskraftepotential und Teile der bestehenden Infra-
struktur flr die Herstellung synthetischer Kraftstoffe
zu nutzen. Ein Schlissel zur Sicherung von Personal
und guter Arbeit sind tragfahige Modelle zur Arbeits-
organisation und von Work Life Balance. Gerade an-
gesichts des hohen Anteils von Schichtarbeit in den
Raffinerien sind hier Losungen und attraktive Ange-
bote notwendig, die den Beschaftigten ein erhdhtes
MaR an Zeitsouveranitat ermdglichen. Die Unterneh-
men sind gefordert, eine mittelfristige strategische
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Personalplanung vorzulegen, um eine Uberlastung
der Beschéftigten zu vermeiden und qualifizierten
Nachwuchs zu gewinnen.

Die Erzeugung postfossiler Kraft- und Rohstoffe fur
die Chemische Industrie ist ein gangbarer Weg zum
Erhalt und zum Ausbau vorhandener Raffinerieka-
pazitaten und von Arbeitsplatzen. Die Sicherung von
Arbeitsplatzen in Deutschland wird letztlich an die
Frage gebunden sein, welche Raffineriestandorte
und -kapazitdten zukiinftig die Produktionsbasis fir
C0O2-arme und CO2-freie Produkte bilden werden. Die
Perspektiven fur Raffinerien und Mineraldlwirtschaft
sind weitgehend deutlich erkennbar. Jetzt gilt es Na-
gel mit Kopfen zu machen.

Deshalb fordern wir alle Verantwortlichen auf:

@® bei der Europadischen Union und der Bundesre-
gierung so Einfluss zu nehmen, dass E-Fuels in
der CO2-Flotten-Regulierung der EU fir PKW als
klimaschonend anerkannt werden.

@® sich im Kontext politischer Gesetzgebung dafir
einzusetzen, dass Produktionskapazitaten in

@ Deutschland erhalten bleiben und zukiinftig keine
Raffinerie in Deutschland mehr stillgelegt wird. an
einer nachhaltigen Konzeption zur Zukunftssiche-
rung und konkreten Perspektive fir die

@® Mineral6lindustrie weiter aktiv mitzuwirken und
sich fur die Entwicklung gemeinsamer industriel-
ler

@® Perspektiven flr die Branche im Kontext der Ener-
giewende und der Vision ,griiner Raffinerien“ ein-
zusetzen.

@ sich dafiir einzusetzen, dass Innovationen gefor-
dert, zukunftsfeste Leitmarkte definiert und die
industriellen Wertschopfungsketten im Sinne
einer nachhaltigen Entwicklung erhalten bleiben.

@® die politischen Rahmenbedingungen so mitzuge-
stalten, dass die Unternehmen mit verlasslichen
Rahmenbedingungen zur Sicherung der Raffine-
riestandorte in Deutschland umfassend investie-
ren. daflir Sorge zu tragen, dass die Unternehmen
vor dem Hintergrund klimapolitischer Rahmen-
bedingungen in die zukunftsfeste Gestaltung von
Arbeitsplatzen, in Aus- und Weiterbildung und die
Gesundheitsvorsorge investieren.
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ANTRAG B 03:

Antragsteller*in:

Status:

Empfehlung der ABK:

Sachgebiet:

PRIVATWIRTSCHAFTLICHER AUFBAU VON
ELEKTROLADESAULENINFRASTRUKTUR

DGB-Kreisverband Helmstedt

angenommen in gednderter Fassung als Material zu Antrag A 04

B - Wirtschafts- und Arbeitsmarktpolitik

Der DGB-Bezirk soll sich offensiv dafiir einsetzen, dass
u. a. die private Energie- und Mineral6lwirtschaft sich
am Aufbau einer flichendeckenden Elektroladesau-
leninfrastruktur beteiligt.

Begriindung

Der Erfolg der E-Mobilitat hangt wesentlich von einer
flaichendeckenden Elektro-Ladesaulen-Infrastruktur
ab. Gegenwartig wird in der Gesellschaft dartiber dis-
kutiert, wie diese Infrastruktur mit 6ffentlichen For-
derprogrammen und Investitionen auf- und ausge-
baut wird. Auf der anderen Seite stellte und stellt sich
beim Tankstellennetz die Forderung nach staatlicher

Unterstiitzung nicht.

Der DGB-Kreisverband Helmstedt regt vor diesem
Hintergrund an, dass der DGB den Gesetzgeber (Lan-
des- und/oder Bundesebene) auffordert, die private
Energie- und Mineraldlwirtschaft zu verpflichten, sich
am Aufbau einer flichendeckenden Elektro-Lades&u-
len-Infrastruktur zu beteiligen. Dies kann eine ange-
messene staatliche Forderung einschliefben.

Annahme in geanderter Fassung als Material zu Antrag A 04

ANHANG



ANTRAG B 04: STAATLICHE FORDERMITTEL NUR FUR GROSSERE BETRIEBE MIT

TARIFVERTRAGEN
Antragsteller*in: DGB-Kreisverband Gifhorn
Status: angenommen in geanderter Fassung als Material zu Antrag A 02
Empfehlung der ABK: Annahme in geanderter Fassung als Material zu Antrag A 02
Sachgebiet: B - Wirtschafts- und Arbeitsmarktpolitik

Der DGB-Bezirk soll sich auf allen politischen und ge-
sellschaftlichen Ebenen daflir einsetzen, dass zukinf-
tig bei einer Forderung von Investitionen flr grofere
Unternehmen nur noch dann staatliche Férdermittel
gewahrt werden, wenn in diesen Unternehmen Ta-
rifvertrage gelten sowie die Betriebe die Regelungen
des Betriebsverfassungsgesetzes achten und weder
Betriebsratswahl noch Betriebsratsarbeit behindern.

Begriindung

Derzeit werden viele Fordergelder und Investitions-
zuschiisse auch an groflere Unternehmen ausge-
zahlt, die keinerlei Tarifvertrage haben und auch
keine Mitbestimmung in ihrem Unternehmen dulden.
Diese Betriebe dirfen nicht durch staatliche Subven-
tionen belohnt werden!
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ANTRAG B 05: GLEICHWERTIGE LEBENSVERHALTNISSE IM GESAMTEN
BUNDESGEBIET. SANIERUNG DER OSTDEUTSCHEN BUNDESLANDER

FORTSCHREIBEN.

Antragsteller*in:
Status:

Empfehlung der ABK:
Sachgebiet:

Der DGB-Bezirk wird aufgefordert, sich gegeniiber
dem Gesetzgeber weiterhin dafiir einzusetzen, das
Ziel der Bundesrepublik, gleichwertige Lebensver-
haltnisse im gesamten Bundesgebiet umzusetzen,
anzustreben. Zum Erreichen dieses Ziels bleibt es
auch nach liber 30 Jahren Deutsche Einheit notwen-
dig, dass nach Auslaufen des Solidarpakts weiterhin
ausreichend Finanzmittel in die ostdeutschen Bun-
deslander flieRen. Hiermit missen wichtige Inves-
titionen in Bildung, Forschung, Infrastruktur und in
die Daseinsvorsorge getatigt werden, damit die an-
stehenden, tiefgreifenden Transformationsprozesse
in der Wirtschaft und in der Demografie im Sinne der
Beschéftigten und ihrer Familien gestaltet werden
kénnen.

Der DGB-Bezirk wird aufgefordert, die ostdeutschen
Organisationseinheiten innerhalb der Mitgliedsge-
werkschaften in ihrem Engagement zu unterstiitzen,
die Tarifstrategien konsequent umzusetzen. Unser
Ziel ist die Angleichung der Arbeitsbedingungen in
Ost und West auf allen Ebenen und in allen Tarifbe-
reichen.

Der DGB-Bezirk wird aufgefordert, die ostdeutschen
Organisationseinheiten innerhalb der Mitgliedsge-
werkschaften in ihrem Engagement zu unterstiitzen,
Potenzialbetriebe zu erschlieRen, um die weilRen
Flecken in der Mitbestimmungslandschaft in Ost-
deutschland zu schlielRen.

Der DGB-Bezirk wird aufgefordert, die ostdeut-
schen Organisationseinheiten innerhalb der Mit-
gliedsgewerkschaften in ihrem Engagement zu un-
terstlitzen, die Konflikt- und Mobilisierungsfahigkeit
auszubauen, um die Auseinandersetzung um die Ta-
rifbindung in Ostdeutschland mit den Arbeitgebern
zu unseren Gunsten aufzuldsen.

Begriindung

Als Gewerkschafterinnen und Gewerkschafter pragt
uns das Leitbild gleichwertiger Lebensverhaltnisse in

IG BCE Landesbezirk Nordost
angenommen in geanderter Fassung als Material an DGB-Bezirksvorstand
Annahme in geanderter Fassung als Material an DGB-Bezirksvorstand

B - Wirtschafts- und Arbeitsmarktpolitik

Deutschland und zwischen Ost und West. Mehr als 30
Jahre nach der friedlichen Revolution und der deut-
schen Einheit haben die Menschen in den ostdeut-
schen Bundeslandern viel erreicht. Es reicht aber
noch nicht. Ostdeutschland muss weiter aufholen,
denn noch immer liegt die ostdeutsche Wirtschafts-
kraft deutlich hinter der westdeutschen, die Arbeits-
bedingungen, Lohne und Renten sind niedriger. Und
noch immer bestehen tiefe strukturelle und soziale
Probleme.

Der DGB Berlin-Brandenburg will die Angleichung der
Bedingungen in allen Lebensbereichen und Tarifver-
tragen. Daflir muss die Wirtschafts- und Innovations-
kraft Ostdeutschlands weiter gestarkt und tiber die
anstehenden Transformationsprozesse zukunftsfest
gestaltet werden. Es gilt, die sozialen Spannungen
zu Uberwinden und die Arbeitslosigkeit, vor allem die
Langzeitarbeitslosigkeit, zu bekdmpfen. Die Politik
muss Antworten auf die demografischen Herausfor-
derungen geben und Perspektiven fir Jung und Alt
in den Regionen und Revieren schaffen. Daflir wer-
den auch nach dem Auslaufen des Landerfinanzaus-
gleichs ausreichend Finanzmittel in Ostdeutschland,
gemeinsame Anstrengungen und Ideen benétigt.

Wir werden unseren Beitrag als zuverlassiger Partner
leisten. Dabei ist unsere Hand zur Zusammenarbeit
gegenliber den Arbeitgebern ausgestreckt. Wer aber
Tarifflucht begeht oder Betriebsrats- und Gewerk-
schaftsarbeit behindert, gehort 6ffentlich angepran-
gert und mit allen Mitteln des Rechts und unserer ge-
werkschaftlichen Starke bekampft.

ANHANG




ANTRAG B 06: NACH DEM KOHLEAUSSTIEG: ZUKUNFTSPERSPEKTIVEN FUR
INDUSTRIELLE BESCHAFTIGUNG IN DEN REVIEREN

Antragsteller*in:
Status:

Empfehlung der ABK:
Sachgebiet:

Das Ende der Kohleverstromung in Deutschland ist
eine historische Wegmarke. Das Kohleverstromungs-
beendigungsgesetz (KVBG) schafft die dazu notwen-
digen gesetzlichen Grundlagen. Zur Sicherung des
Wohlstandes, der Wertschopfungsketten und letzt-
endlich von tarifgebundenen Industriearbeitsplat-
zen, ist zwingend ein Transformationsprozess der
Wirtschaft in den betroffenen Regionen notwen-
dig. Bei entsprechendem Erfolg kann dies zu einer
Blaupause fiir die gesamte Transformation des In-
dustriestandortes Deutschland werden. Der bis-
her positive Beitrag der Gewerkschaften, im Entste-
hungsprozess und in der Anwendung des KVBG, ist
in den Kohlerevieren deutlich spirbar. Seien es wei-
terfihrende Regelungen zum sozialen Stellenabbau
(APG) oder die Begleitung zu den Verhandlungen zu
Kompensationszahlungen, welche die Wandlung und
Zukunftsfahigkeit der Unternehmen sichern. Der ein-
geschlagene Kurs sowie der politische Einsatz der Ge-
werkschaften muss auf allen Ebenen weiterbeschrit-
ten werden.

Dazu ist es notwendig:

@® dass das Ende der Kohleverstromung zu einer
Erfolgsgeschichte fiir den Industriestandort
Deutschland wird.

@® dassin allen Kohlerevieren gute Ausbildungs- und
Industriearbeitsplatze fiir die Beschaftigten und
ihre Familien entstehen. Die umfangreichen Hil-
fen aus dem Strukturstarkungsgesetz missen fur
dieses Ziel eingesetzt werden.

@® dass die Unternehmen im Organisationsbereich
der DGB-Mitgliedsgewerkschaften zu Treibern
der klimagerechten Transformation werden. Es
bedarf noch mehr Anstrengungen fiir klimaf-
reundliche Lésungen, Innovationen und Investiti-
onen in Zukunftstechnologien.

@® dass die Politik im Bund und in den betroffenen
Bundeslandern gezielte Anreizsysteme entwi-
ckeln, Industrieansiedlungen in den Revieren und
Zukunftstechnologien zu fordern.

@® dass unter Beteiligung der Sozialpartner Trans-
formationsbeirdte im Bund und in allen Bundes-
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IG BCE Landesbezirk Nordost
angenommen in gednderter Fassung als Material zu Antrag A 04
Annahme in geanderter Fassung als Material zu Antrag A 04

B - Wirtschafts- und Arbeitsmarktpolitik

landern eingesetzt werden. Industriepolitik in der
Transformation geht nur mit einer starkeren Koor-
dinierung, Kooperation und Planung.

Begriindung

Der eingeleitete Strukturwandel im Mitteldeutschen
und Lausitzer Revier stellt die Branchen und Arbeits-
platze in unserem Landesbezirk vor bedeutende He-
rausforderungen. Mit den Tarifvertrdgen zum Kohle-
ausstieg bei der MIBRAG und LEAG sichern wir einen
sozialen und verantwortungsvollen Wandel ab, der
ohne betriebsbedingte Kiindigungen ablduft. Jetzt
muss der Ausbau der Stromnetze beschleunigt und
zugleich die Erneuerbaren Energien marktfahig und
grundlastfahig werden. Viele klimafreundliche L6-
sungen entstehen bereits heute in den Betrieben un-
seres Organisationsbereichs, aber wir brauchen noch
mehr klimaneutrale Innovationen. Denn es geht um
nichts weniger als darum, konkrete Perspektiven fiir
die Energiewirtschaft und alle Beschéftigten in den
Revieren zu schaffen.

Es gilt einen zweiten Strukturbruch, wie es die ost-
deutschen Bundesldander in den 90er Jahren erlebt
haben, zu verhindern.

Das Mitteldeutsche und Lausitzer Revier kdnnen zu-
klnftig Vorreiter bei Zukunftstechnologien und guter
neuer Arbeitsplatze werden. Damit dies gelingt, be-
darf es gemeinsamer Kraftanstrengungen aller Betei-
ligten.
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ANTRAG B 0T7:

EINSATZ VON STAATLICHEN FORDERMITTELN FUR

STRUKTURWANDEL UND KOHLEAUSSTIEG

Antragsteller*in:
Status:

Empfehlung der ABK:
Sachgebiet:

dass der DGB-Bezirksvorstand auf die Landes- und
Bundesregierung hinwirkt, dass Fordermittel, die fir
den Kohleausstieg bereitgesellt werden, in den be-
troffenen Regionen zweckgebunden investiert wer-
den sollen und die Wertschopfung vor Ort fordern
und halten sollen.

Die Mittel sollten eingesetzt werden fir Hoherquali-
fizierung, Weiterqualifizierung, Schaffung neuer und
Ersatz-Arbeitsplétze, die den vom Kohleausstieg be-
troffenen Beschaftigten zugutekommen und der be-
troffenen Region eine neue Attraktivitat geben.

Hierbei sollten bevorzugt Projekte von in der Infra-
struktur vorhandenen Unternehmen gefordert wer-
den. Bei der Umstellung auf alternative Energiefor-
men oder der Herstellung solcher sind es gerade
diese Unternehmen, die entscheidend vor Ort fiir den
Strukturwandel sind und daher einer besonderen
Forderung bedirfen.

Des Weiteren sollte die Ansiedelung neuer Unter-
nehmen vor Ort geférdert werden, sofern diese Un-
ternehmen nicht kontraproduktiv zur Energiewende
stehen, und die Mittel sollten nicht ausschlief3lich
dem Partikularinteresse einzelner Groftkonzerne die-
nen, die ihre Wertschopfung woanders als in der be-
troffenen Region generieren.

Die Férderung des OPNV gehért hier unbedingt dazu.
Arbeitnehmer*innen miissen eine gute Erreichbar-
keit ihrer Arbeitsstatten haben. Die Umstellung des
OPNV auf alternative Antriebsenergien muss voran-
getrieben werden. Ebenso sollte eine sinnvolle Ver-
kehrslenkung im Fokus stehen.

Als Leitfaden fiir den Einsatz von Struktur- und For-
dermitteln dient somit der Dreifachfaktor: Energie-
wende, Verkehr, Wertschopfung und Arbeitsplatze
durch alternative Energien vor Ort.

DGB-Stadtverband Wilhelmshaven
angenommen als Material zu Antrag A 04
Annahme als Material zu Antrag A 04

B - Wirtschafts- und Arbeitsmarktpolitik

Begriindung

Regionen, die bereits mit Strukturschwache zu
kdmpfen haben, verlieren durch die notwendige Ab-
schaltung von Kohlekraftwerken gut bezahlte Ar-
beitsplatze. Daher erhalten sie u.a. Bundes- und
Landesmittel fiir diesen Strukturwandel in teilweise
Millionenhdhe. Im Zuge der Energiewende wird ge-
rade auch in strukturschwachen Regionen eine
Chance fiir die Ansiedelung erneuerbarer Energien
gesehen, die genutzt werden muss. Dabei sollte je-
doch die Wertschopfung vor Ort als ein wesentlicher
Faktor im Fokus bleiben.

ANHANG




ANTRAG B 08:

Antragstellerin:
Status:

Empfehlung der ABK:
Sachgebiet:

Der DGB-Bezirk fordert den sofortigen Baustopp fiir
Schacht Konrad und schlief3t sich damit der Position
der Arbeitsgemeinschaft Schacht Konrad e.V. sowie
deren Bundnispartner*innen an. Hintergrund ist der
vom BUND und NABU am 27. Mai 2021 beim Nieder-
sachsischen Umweltministerium eingereichte An-
trag auf Riicknahme bzw. Widerruf des Planfeststel-
lungsbeschlusses, der Schacht Konrad zum ersten
genehmigten Atommiillendlager der Bundesrepublik
Deutschland erklért. Die Forderung nach dem sofor-
tigen Baustopp richtet sich auf den Zeitraum, der zur
Uberprifung des Antrags und zur Entscheidungsfin-
dung erforderlich ist. Durch die weitere Ertiichtigung
des Bergwerks dirfen keine Fakten geschaffen und
keine weiteren Steuergelder verschwendet werden.
Laut Schatzung der Bundesregierung wiirde der wei-
tere Umbau weitere 1,77 Mrd. Euro verschlingen. Ein
Schwarzbau wie in Gorleben darf sich nicht wieder-
holen.

Begriindung

Wahrend der Standort Gorleben endlich als kiinftiges
tiefengeologisches Lager fur radioaktive Abfalle auf-
gegebenwurde, wird in Salzgitter das alte Eisenerzbe-
rgwerk Schacht KONRAD weiter zu einem Atommuill-
lager umgebaut. Das Projekt, das ebenfalls aus den
1970er Jahren stammt und fir das es ebenfalls kein
Standortauswahlverfahren gegeben hat, wére heute
nicht mehr genehmigungsfahig. Bereits zum Zeit-
punkt der Genehmigung entsprach Schacht KONRAD
nicht dem damaligen Stand von Wissenschaft und
Technik. Allein die Summe aller Anderungsantrage
der Betreibergesellschaften nach der urspriinglichen
Genehmigung macht deutlich, dass fiir Schacht KON-
RAD eine grundlegend neue Eignungsiiberpriifung
langst Uberfallig ist, wie sie heute fiir jeden anderen
Endlagerstandort in Deutschland durchgefiihrt wer-
den muss. So ein gefahrliches Projekt auf Basis vol-
lig veralteter Daten und Anforderungen, mitten im in-
dustriellen Herzen Niedersachsens, in einem so dicht
besiedelten Raum wie in Slidostniedersachsen, in Be-
trieb zu nehmen, ist unverantwortlich.
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SOFORTIGER BAUSTOPP FUR SCHACHT KONRAD!

DGB-Stadtverband Salzgitter
angenommen in gednderter Fassung
Annahme in gednderter Fassung

B - Wirtschafts- und Arbeitsmarktpolitik

In den Verfahren gegen die Genehmigung und Inbe-
triebnahme des Atommiilllagers Schacht KONRAD
wurde bisher ein Klagerecht von einzelnen Birgern
abgewiesen und von der Kommune nicht zugelassen.
Einwendungen und in der Folge Gerichtsverfahren
gegen derartige Projekte sind in der Bundesrepub-
lik Deutschland nur anerkannten Umweltverbdnden
gestattet. Deshalb haben am 27. Mai 2021 der Bund
fur Umwelt und Naturschutz (BUND) und der Natur-
schutzbund Deutschland (NABU) einen Antrag auf
Ricknahme bzw. Widerruf des Planfeststellungsbe-
schlusses Schacht KONRAD beim Niedersachsischen
Umweltministerium eingereicht. Getragen wird die-
ser juristische Schritt vom Bilindnis Salzgitter gegen
KONRAD, in dem die Stadt Salzgitter, die Arbeitsge-
meinschaft Schacht KONRAD, das Landvolk Braun-
schweiger Land und die |G Metall Salzgitter-Peine seit
Jahren erfolgreich zusammenarbeiten.

Im Rahmen der Unterschriftenkampagne zur Unter-
stiitzung des Antrags von BUND und NABU auf Aufhe-
bung der Genehmigungvon Schacht KONRAD wurden
am 4. September in Hannover 21.013 Unterschriften
an den niedersachsischen Umweltminister Lies Gber-
geben. Bei der Ubergabe der Unterschriften fir die
Aufgabe des Projektes KONRAD beteuerte der nie-
dersachsische Umweltminister Olaf Lies, dass zwar
bei Schacht KONRAD weiter gebaut werde, dies aber
keine Fakten schaffen wiirde. Am Ende kdnnte trotz
Weiterbau nach fachlicher und juristischer Priifung
der Entzug der Genehmigung fiir Schacht KONRAD
stehen.

Matthias Wilhelm, 1. Bevollmachtigter der IG Me-
tall Salzgitter-Peine: ,Ein Endlager gegen den er-
klarten Willen der Beschaftigten durchsetzen zu wol-
len ist eine komplette Absurditat. Die Kolleginnen
und Kollegen werden sich weiterhin gegen die ge-
plante Atommiilllagerung in Schacht KONRAD weh-
ren, das zeigt auch, dass eine groRe Zahl Unterschrif-
ten aus unseren Betrieben kommt.“

Laut Schatzung der Bundesregierung wiirde der wei-
tere Umbau des Erzbergwerks KONRAD zum Atom-
mulllager weitere 1,77 Mrd. Euro verschlingen; Mit-
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tel, die dem offentlich-rechtlichen Entsorgungsfonds
entzogen wirden. ,Aber auch diese Mittel sind be-
grenzt und sollten nicht in einem am Ende doch nicht
zu realisierendes altes Projekt wie KONRAD sinnlos
versenkt werden®, so Ludwig Wasmus vom Vorstand
der Arbeitsgemeinschaft Schacht KONRAD. ,,Deshalb
fordern wir einen sofortigen Baustopp!“
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ANTRAG B 09: RUCKHOLUNG DES ATOMMULLS AUS DEM MARODEN
SALZBERGWERK ASSE SOWIE SICHERE ZWISCHEN- UND

ENDLAGERUNG

Antragsteller*in:
Status:

Empfehlung der ABK:
Sachgebiet:

1. Der DGB-Bezirk setzt sich mit all seinen Gremien
fur die Rlickholung des schwach- und mittelradi-
oaktiven Abfalls aus dem maroden Salzbergwerk
Asse Il in Remlingen/Landkreis Wolfenbdttel ein.
Er unterstiitzt alle Bemiihungen, diesen Riick-
holprozess zu beschleunigen.

2. Die Rickholung muss fiir die Mitarbeiter des
Bergwerks und die Anwohner des Bergwerks
sicher gestaltet werden. Dafiir ist eine Umge-
bungsuberwachung zu installieren, lGber deren
Ergebnisse die Bevolkerung stets zeitnah infor-
miert wird.

3. DieRiickholung muss spatestens 2030 beginnen.

4. Alle Mallnahmen furr die Riickholung missen vom
Asse-Betreiber BGE im Vorfeld transparent und
klar verstandlich der Offentlichkeit - und nicht
nur Vertreter*innen aus Politik und Verwaltung -
mitgeteilt werden.

5. Der aus dem Bergwerk herausgeholte Atommuill
muss vor Ort sicher in Transportbehalter ver-
packt werden.

6. Die Zwischenlagerung des Atommiills muss in
einem Lager erfolgen, das mindestens vier Kilo-
meter von einer Wohnbebauung entfernt ist.

7. In einem fairen Vergleich missen Asse-ferne
und Asse-nahe Standorte fiir ein Zwischenlager
untersucht werden. Das Ergebnis dieser Untersu-
chung ist der Bevolkerung auf einer Info-Veran-
staltung mitzuteilen.

8. In einem Asse-nahen Zwischenlager darf nur der
aus der Asse herausgeholte Atommiill fiir einen
Zeitraum von maximal 30 Jahren oder bis zur Fer-
tigstellung eines Endlagers eingelagert werden.
Andere Abfélle (zum Beispiel aus abgeschalteten
Atomkraftwerken) diirfen nicht eingelagert wer-
den. Das muss in einem offentlich-rechtlichen
Vertrag geregelt werden.

9. Atommiulltransporte von der Asse in ein Asse-fer-
nes Zwischenlager beziehungsweise spater in ein
Endlager diirfen nur per Bahn und nicht auf der
Stralle erfolgen. Die Bahngleise missen dafir
ertlichtigt werden.

6. Ordentliche DGB-Bezirkskonferenz Niedersachsen — Bremen - Sachsen-Anhalt

DGB-Kreisverband Wolfenbdittel
angenommen in geanderter Fassung
Annahme in geanderter Fassung

B - Wirtschafts- und Arbeitsmarktpolitik

10. Nach vollstandiger Bergung des Atommd{lls muss
das Bergwerk sicher verschlossen werden. Alle
oberirdischen Gebaude mussen zurlick gebaut
werden. Die Flache ist zu renaturieren. Nur die
Asse- Infostelle soll erhalten bleiben und weiter
Uber die Geschichte des Atommiilllagers infor-
mieren.

Begriindung

Die ehemals als Versuchseinlagerung deklarierte Ein-
lagerung von schwach- und mittelradioaktiven Ab-
fall aus ganz Deutschland im ehemaligen Salzberg-
werk Asse Il bei Remlingen/Landkreis Wolfenbuttel
gefahrdet die Menschen und die Umwelt nicht nur
im Landkreis Wolfenbittel, sondern in der gesamten
norddeutschen Tiefebene. Die vom Bund beschlos-
sene Rickholung des Atommiills zur sicheren ober-
irdischen Zwischenlagerung bis zur Ausweisung ei-
nes bundesweiten Endlagers geht nur sehr langsam
voran. Eine Beschleunigung von Genehmigungsver-
fahren und von MaRnahmen und Arbeitsschritten zur
Riuckholung ist dringend erforderlich, da das Berg-
werk volllaufen kann, wie das bei den benachbarten
Bergwerken bereits erfolgt ist, und somit auch ein-
sturzgefdhrdet ist. Die Auswirkungen fiir Menschen
und Umwelt waren in einem solchen Fall unkalkulier-
bar. Die Bevdlkerung im Landkreis Wolfenbiittel fiihlt
sich teilweise mit diesem Umweltproblem allein ge-
lassen und bendtigt Unterstiitzung bei den oben auf-
gelisteten Forderungen.
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ANTRAG C01: VERBESSERUNG DES NIEDERSACHSISCHEN GESETZES UBER
TAGESEINRICHTUNGEN FUR KINDER (NKITAG)

Antragsteller*in: DGB-Bezirksfrauenausschuss Niedersachsen - Bremen - Sachsen-Anhalt
Status: angenommen in geanderter Fassung als Material zu Antrag A 02
Empfehlung der ABK: Annahme in gedanderter Fassung als Material zu Antrag A 02

Sachgebiet: C - Bildung

Der DGB-Bezirksvorstand soll sich gegeniliber der
Landesregierung Niedersachsen dafiir einsetzen,
dassim Niedersachsischen Gesetz iiber Tageseinrich-
tungen fiir Kinder ab drei Jahren (NKiTaG) die dritte
Fachkraft ab drei Jahren fest verankert wird.

Begriindung

Der Betreuungsschliissel fir Kinder ab drei Jahren bis
zur Einschulung ist aktuell zu gering, um alle Kinder
angemessen zu fordern, sodass Recht auf Bildung in
unserer Gesellschaft gewéhrleistet werden kann.

Das Gesetz soll die verbindliche Steigerung des Be-
treuungsschliissels garantieren.

Gerade die Corona-Pandemie hat deutlich gemacht,
dass Kindertagesstatten systemrelevant sind. Hier
reicht aber kein Applaus. Es braucht einen echten
Ausbau sowie eine Qualitatsverbesserung der nieder-
sachsischen Kindertagesstatten. Dies darf nicht an
angeblich leeren Kassen scheitern.

ANHANG



ANTRAG C02: ARBEITSBEDINGUNGEN DER SCHULBEGLEITUNGEN

Antragstellerin: DGB-Kreisverband Cloppenburg

Status: angenommen als Material zu Antrag A 02
Empfehlung der ABK: Annahme als Material zu Antrag A 02
Sachgebiet: C - Bildung

dass der DGB-Bezirksvorstand darauf hinwirkt, dass
die niedersachsische Landesregierung Konzepte und
MaRnahmen entwickelt, um die Arbeit der Schulbe-
gleiter*innen vor Ort zu starken und daruber hinaus
Malnahmen initiiert, die Arbeitsmoglichkeiten der
Schulbegleiter*innen in den Schulen zu verbessern,
wie zum Beispiel durch:

@ Mehr Lohn;
@® Bessere Ausstattung und Materialien
@® mehr Riickzugsorte

Begriindung

Die Begleitung von Schiiler*innen ist eine wichtige so-
ziale Aufgabe mit viel Verantwortung. Da diese Perso-
nen mit dem Kind und an dem Kind arbeiten. Je nach
Arbeitgeber*in gibt es unterschiedliche Arbeitsver-
trage, z.B. mit Befristungen von 3 Monaten und unter-
schiedlichen Entgelten.

Fir Schulbegleiter*innen ist es schwierig sich auf die
Aufgabe zu konzentrieren, wenn sie nicht genau wis-
sen, ob sie in 3 Monaten noch ihrer Arbeit nachgehen
dirfen. Durch ihre Zeitvertrage sind sie sehr benach-
teiligt, obwohl sie sich zu 100% um unsere Kinder
klimmern.

Es gibt in den Schulen kaum Rickzugsorte und Mate-
rial, aber gerade im Zuge der Inklusion ist diese Be-
rufsgruppe unentbehrlich und wichtig. Die Riickzugs-
orte sind fiir die Schulbegleitung mit ihrem Klienten
ein wichtiger Bestandteil des taglichen Schulalltags.
In diesem Riickzugsort werden in aller Ruhe Klassen-
arbeiten geschrieben und iber Probleme geredet,
um beim Klienten den Schuldruck zu minimieren. Im-
mer mehr Forderschulen werden geschlossen und
immer mehr Schiler*innen werden an Regeschulen
inklusiv beschult.

6. Ordentliche DGB-Bezirkskonferenz Niedersachsen — Bremen - Sachsen-Anhalt
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ANTRAG C 03: ANDERUNG DES RAHMENPLANS AN WEITERFUHRENDEN SCHULEN

Antragstellerin:
Status:
Empfehlung der ABK:

Sachgebiet: C - Bildung

Der Bezirksvorstand soll sich gegeniiber den Landes-
regierungen von Niedersachsen, Bremen und Sach-
sen- Anhalt dafiir einzusetzen, dass die geschichtli-
chen Hintergrinde zum Internationalen Frauentag
und zur Entstehung des Kampfes um Gleichberechti-
gungin den Fachern Politik und Geschichte an weiter-
fuhrenden Schulen verbindlich in den Rahmenlehr-
plan aufgenommen werden.

Begriindung

Im Rahmen der Planung und Durchfiihrung der jahr-
lichen Aktionen rund um den Internationalen Frau-
entag fallt auf, dass das Wissen um seine geschicht-
lichen Hintergriinde in den Betrieben und in der
Gesellschaft allgemein zunehmend schwindet. Heute
geltende Rechte der Frauen in Deutschland, wie zum
Beispiel das Wahlrecht oder das Recht auf freie Be-
rufswahl, werden nicht als politische Errungenschaf-
ten bewertet, sondern als selbstverstandlich ange-
sehen. Es fehlt das Bewusstsein darlber, dass nur
durch die hartnackigen politischen Forderungen vo-
rangegangener Generationen von Frauen, der heu-
tige Stand der Gleichberechtigung erkampft werden
konnte. Der Anspruch diese weiter voranzutreiben
stolRt manchmal sogar auf Unverstandnis. Diejeni-
gen, die sich dafiir stark machen, werden schnell in
die Schublade ,radikale lila Latzhosen-Fraktion“ ge-
steckt.

Wir halten es deshalb fiir zwingend notwendig, das
Themenfeld verbindlich in den Lehrplan fiir weiter-
fuhrende Schulen (Gymnasien, Haupt-, Real-, und Ge-
samtschulen + Berufsschulen) und in den entspre-
chenden Fachern aufzunehmen. Dadurch konnte
sichergestellt werden, dass Basiswissen zur Entste-
hung der Bewegung der Frauenrechtlerinnen vermit-
telt wird.

Hinzu kame die Moglichkeit, auf aktuell bestehende
Ungerechtigkeiten in Sachen Gleichberechtigung
einzugehen und dadurch Menschen zu politischem
Handeln zu motivieren. Auch der globale Vergleich
der verschiedenen Grade der gleichberechtigten Ein-
beziehung von Frauen in alle Lebensbereiche ware

DGB-Bezirksfrauenausschuss Niedersachsen - Bremen - Sachsen-Anhalt
angenommen in gednderter Fassung als Material an DGB-Bezirksvorstand

Annahme in geanderter Fassung als Material an DGB-Bezirksvorstand

sinnvoll, um dem bereits Erreichten wertschatzend
zu begegnen und fiir eine Ausdehnung der Rechte
der Frauen ein Grundverstandnis, vielleicht sogar En-
gagement, zu entwickeln.

»,Nur wer die Vergangenheit kennt, kann die Gegen-

wart verstehen und die Zukunft gestalten“ August Be-
bel.

ANHANG




ANTRAG C 04: BEZIRKSWEITE KOOPERATIONSANGEBOTE DES DGB FUR ALLE
INSTITUTIONEN IM BEREICH DER BERUFSORIENTIERUNG/
AUSBILDUNGSPLATZSUCHE

Antragsteller*in: DGB-Kreisverband Heidekreis

Status: angenommen in geanderter Fassung als Material an DGB-Bezirksvorstand
Empfehlung der ABK: Annahme in gedanderter Fassung als Material an DGB-Bezirksvorstand
Sachgebiet: C - Bildung

Der DGB-Bezirk bietet einmal jahrlich bezirks-
weit die Kooperation an, und zwar allen Institu-
tionen im Bereich der Berufsorientierung/Ausbil-
dungsplatzsuche. Hierzu zahlen unter anderem
die Berufsbildenden Schulen, die Landkreise, die
Volkshochschulen, die Berufsschulmesse-Orga-
nisator*innen, die Industrie- und Handelskam-
mern, die Handwerkskammern, die regionalen
Netzwerke und Arbeitskreise des Zusammen-
schlusses SCHULEWIRTSCHAFT und die Arbeits-
agenturen. Die Kooperation erstreckt sich auf
Prasenz- und Digitalveranstaltungen, auf iber-
all neu entstehende digitale Plattformen, auch
solche, die sich speziell an Schiler*innen, ange-
hende Auszubildende bzw. junge Menschen, die
bereits in Ausbildung sind, richten und umfasst
auch Publikationen wie z. B. die Ausbildungsat-
lanten der Landkreise.

Das Angebot zur Kooperation beinhaltet

- neben schon bestehender, aber personell zu
vervielfachenden Angeboten der DGB Jugend
(Berufsschultouren; Angebote fir Lehrer*in-
nen)

- die zielgruppenorientierte Erarbeitung von
bis zu drei Seiten im Allgemeinen Teil der Aus-
bildungsatlanten oder ahnlicher Publikatio-
nen und

- mindestens 12 professionell angefertigte
(ggf. gezeichnete) peppige Erklar-Videos/
Clips zu folgenden Themen wie z. B.

- Deine Rechte in der Ausbildung mit jeweils
Unterthemen zu Ausbildungsvertrag, Arbeits-
zeit, Uberstunden, Urlaub, Ausbildungsmittel
etc.

- WiegehtMitbestimmung? Wasistein Betriebs-
rat, Personalrat? Was ist eine Jugend- und
Auszubildendenvertretung?

- Was sind Tarifvertrage und warum sind sie so
wichtig? Was ist ein Streik?

- Wer hilft mir bei Stress mit dem/der Chef/in?

- Was machen Gewerkschaften? Welche ist die
Richtige fiir mich?

6. Ordentliche DGB-Bezirkskonferenz Niedersachsen — Bremen - Sachsen-Anhalt

Die Erklar-Videos/Clips werden neben der Veroffent-
lichung auf regionalen und (iberregionalen Gewerk-
schaftsseiten und eigenen Social-Media-Kanalen
allen Kooperationspartnern zur Direkteinstellung
jahrlich angeboten, damit diese sie auf ihren Seiten
und Plattformen und ihren Social-Media-Kanalen zu
den jeweiligen Themen zum Anklicken einfligen. (Die
Verlinkung ist nur eine hilfsweise Option.)

3. Die Tatsache, dass den oben genannten Koope-
rationspartnern das oben beschriebene Ange-
bot gemacht wurde, ist jedes Jahr presse- und
medienwirksam regional und (berregional zu
veroffentlichen. Hierzu zahlen eigene Gewerk-
schafts-Webseiten/-Plattformen/-Kanale, Radio-
und Fernsehsender sowie samtliche Printme-
dien. Dabei ist darauf hinzuweisen, dass der DGB
und seine Einzelgewerkschaften Teil der Wirt-
schaft sind, weil sie die Interessen der abhéngig
Beschaftigten vertreten und damit schon bei der
Berufsorientierung und der Ausbildungsplatzsu-
che junger Menschen beginnen.

4. Sollten mogliche Kooperationspartner zu keiner
Kooperation bereit sein, ist das Angebot trotz-
dem jahrlich zu unterbreiten, dann in der Verof-
fentlichung (siehe Ziffer 3.) mit einem Hinweis,
wie sich der ablehnende Partner finanziert, ob
und ggf. von welchen o6ffentlichen Institutionen
er unterstiitzt wird bzw., ob und in welcher Héhe
er Offentliche Fordergelder empfangt. Diese
Information ist mit der Aufforderung zu verbin-
den, das verfassungsrechtlich verbriefte Recht
der Gewerkschaften mit umzusetzen, und zwar
dort, wo Jugendliche erste Kontakte zur Arbeits-
welt erhalten, um sie als selbstbewusste miin-
dige Individuen fur ihre neue Rolle bestmdglich
zu rusten.

5. Der DGB-Bezirk nimmt durchgangig Einfluss auf
politische und verwaltende Institutionen wie das
Kultusministerium und die Schulbehdérden, um
gewerkschaftliche Inhalte und deren Vermitt-
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lung durch gewerkschaftliche Teamer*innen in
Schulen, Berufsschulen, Jugendeinrichtungen
sowie in allen Fortbildungs-, Ausbildungs- und
Berufsersatzeinrichtungen und auf Berufsorien-
tierungsmessen regelhaft und flachendeckend
zu etablieren.

Begriindung

Obwohl die groRe Mehrheit der Jugendlichen nicht
Unternehmer*innen, Manager*innen oder Grofiak-
tionar*innen werden, sondern ihre Arbeitskraft ab-
hangig und nicht selten prekér beschéftigt verkau-
fen werden, lernen sie nur selten bis wenig dariiber,
wie sie organsiert ihre Lage verbessern kdnnen. Ge-
werkschaftliche Themen unter Jugendliche zu brin-
gen, erhoht den Organisationsgrad, sorgt fir mehr
Verteilungsgerechtigkeit und verbessert das gesell-
schaftliche Klima. Die Gewerkschaften erleiden seit
Jahrzehnten einen zunehmenden Mitgliederschwund
und bewegen sich vielfach in gesellschaftlichen Ni-
schen, obwohl sie unverzichtbarer Teil der Wirtschaft
sind. Im spateren Ausbildungsbetrieb findet die An-
sprache junger Menschen allenfalls bei groReren Be-
trieben statt. Daher miissen neue Orte der Ansprache
gefunden werden. Diese befinden sich dort, wohin
sich Jugendliche auf der Suche nach Berufsorientie-
rung und einem Ausbildungsplatz hinbewegen mus-
sen, um erfolgreich zu sein. Hierzu rechnen keine
Gewerkschafts-Webseiten/-Plattformen/-Kaniéle,
sondern die der oben genannten Kooperationspart-
ner, weil diese den Jugendlichen und ihren Eltern in
diesem Moment konkrete Hilfe bieten. Wenn der DGB
die Jugendansprache an den Ort verlagert, wo die
Bewerber*innen sich beruflich orientieren und ihren
Ausbildungsplatz suchen, erreicht er die jungen Men-
schen zuverlassig. Diese sind im Alter zwischen 15
und 17 Jahre und haben zu diesem Zeitpunkt in der
Regel noch nie mit Gewerkschaften Kontakt gehabt,
wissen nicht, was eine Gewerkschaft iberhaupt ist
und haben keinerlei Vorstellung von ihren Rechten
als Auszubildende oder Auszubildender. Um die ge-
werkschaftliche Ansprache in den Bereich Berufso-
rientierung/Ausbildungsplatzsuche zu verorten, ist
eine erhebliche Verstarkung der Jugendsekretar*in-
nen noétig. Dass die bisherige Anzahl ehrenamtlicher
Trainer*innen nicht reicht, ist schon seit Jahren un-
Ubersehbar. Die Antragsteller haben sich zudem zig
gewerkschaftseigene Clips angeschaut und nicht ei-
nen gefunden, der die oben beispielhaft aufgefiihrten
wichtigen Themen niederschwellig, peppig und leicht
erklart. Alle Clips setzen schon ein Bewusstsein flr
die eigenen Interessen voraus und die Fahigkeit For-
derungen zu formulieren. Diesen Stand erreichen die

jungen Menschen frithestens noch ca. zweijahriger
Ausbildung, aber auch nur dann, wenn sie den hierfiir
notwendigen Input bekommen haben!

ANHANG




ANTRAG C 05:
SCHULEN

Antragstellerin: DGB-Kreisverband Celle

Status:
Empfehlung der ABK:

Sachgebiet: C - Bildung

Der DGB-Bezirk und seine Untergliederungen etab-
lieren ein Bildungsangebot fiir junge Menschen der
Jahrgangsstufen 9/10. Das Angebot schafft eine erste
Vorstellung des DGB und seinen 8 Mitgliedsgewerk-
schaften in den allgemeinbildenden Schulen. Allen
Lehrenden und insbesondere den Fachbereichslei-
tungen wird das Angebot zur Verfligung gestellt.

Begriindung

Die DGB-Jugend ist seit Jahren sehr aktiv in den be-
rufsbildenden Schulen. Projekttage fiir junge Men-
schen bieten einen Einstieg in das Berufsleben. Aus-
zubildende und junge Menschen in der beruflichen
Vorbereitung erfahren erstmals durch die Gewerk-
schaften, welche Rechte und gesetzlichen Regelun-
gen es fir sie gibt. Zu Beginn der Ausbildung ist der
diesbeziigliche Wissensstand oftmals sehr gering.
Der Mut und das Selbstbewusstsein, die rechtlichen
Regelungen auch einzufordern, finden nur in grofe-
ren Betrieben Unterstltzung durch JAV‘en oder Be-
triebs- und Personalrate. An dieser Stelle ist es not-
wendig, bereits vor Beginn einer Ausbildung etwas
von den eigenen Rechten und Pflichten in der Ausbil-
dung gehort zu haben.

Lehrkréfte haben einen Lehrplan, den sie einhalten
mussen. Die Gestaltung der Inhalte ist individuell sehr
unterschiedlich. Zudem ist es nicht selbstverstand-
lich, dass wir auf Schulen und Lehrkrafte treffen, die
den gewerkschaftlichen Gedanken nahe stehen. Ein
Angebot, das die Anerkennung des Kultusministeri-
ums, der zustandigen Mitgliedsgewerkschaften wie
auch der Kammern und Verbande genielt, ist eine
gute Basis, um alle Mitwirkenden in diesem Bereich
des Bildungsbetriebes konstruktiv zu unterstiitzen.

Derzeit gelingt es uns nur an wenigen Stellen, ziel-
gerichtet junge Menschen fiir Gewerkschaften zu in-
teressieren. Nicht nur, dass sich Verbandsarbeit im
klassischen Sinne erheblichen Herausforderungen
stellen muss, ist es auch so, dass unsere Ansprachen
fur junge Menschen nicht immer funktioniert. Un-
sere Formate mussen sich erneuern und weiter ent-
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GEWERKSCHAFTLICHE ANSPRACHE IN ALLGEMEINBILDENDEN

angenommen in gednderter Fassung als Material an DGB-Bezirksvorstand

Annahme in gedanderter Fassung als Material an DGB-Bezirksvorstand

wickeln. Dazu braucht es die Ideen der DGB-Jugend
und ihr Knowhow, Mittel und Moglichkeiten junge
Menschen in der Altersgruppe zwischen 14 und 16 zu
erreichen.

Mediale Angebote der Gewerkschaft gibt es beispiel-
weise von der Hans-Bockler-Stiftung. Sie werden aber
zu wenig im Unterricht genutzt. Das Thema berufli-
che Orientierung ist in den Lehrpldnen vorgeschrie-
ben, im gewerkschaftlichen Sinne werden aber die
angebotenen Lerninhalte nicht umgesetzt. Eine L6-
sung konnte die verstérkte Ansprache der Lehrkrafte
als Multiplikatoren sein.

Die Kolleg*innen an den allgemeinbildenden Schu-
len sollten gefragt werden, was ihnen hilft, um die
~Gewerkschaft in die Schule zu tragen®. Zielfiihrend
ware eine Abfrage bei den zustandigen Mitgliedsge-
werkschaften. Welche Instrumente in der Schule und
im Unterricht, wie aber auch um das Umfeld (Eltern,
Freunde Vereine etc.) zu erreichen, benétigt werden.
Die Erfahrungen sollten an dieser Stelle unbedingt
einflieflen.

Berufsvorbereitung findet inzwischen in vielen allge-
mein bildenden Schulen, Berufsbildenden Schulen
und bei anderen Tragern statt. Durch Praktika, Schu-
ler*innenfirmen und mit anderen Methoden werden
berufspraktische Tatigkeiten und profitorientiertes
Unternehmerhandeln vermittelt und trainiert. Ko-
operationen zwischen Schulen und Wirtschaft sind
gangige Praxis.

Kooperationen mit Gewerkschaften gibt es ebenso
selten wie Erklarungen tber den Grundwiderspruch
zwischen Arbeit und Kapital. Themen wie Arbeits-
recht, betriebliche Interessenvertretung, Tarifver-
trag, Arbeitskampf und Gewerkschaft kommen in
Schulen, Berufsschulen und bei anderen Tragern und
Einrichtungen kaum vor. Obwohl die groRe Mehrheit
der Jugendlichen nicht Unternehmer*innen oder Ma-
nager*innen werden, sondern ihre Arbeitskraft auf
dem Arbeitsmarkt als abhangig Beschéftigte anbie-
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ten, lernen sie nur bedingt, wie sie ihre Lage gemein-
sam verbessern kdnnen.

Die gewerkschaftlichen Themen missen Anschluss
an junge Menschen finden. Es ist wichtig und notwen-
dig, nicht nur unsere Themen zu denken, sondern
vielmehr zu verstehen, was junge Menschen brau-
chen und erwarten. Die Mitgliedschaften in den Ge-
werkschaften sind seit Jahren nicht mehr signifikant
gestiegen. Junge Menschen zu binden, férdert den
Organisationsgrad und verbessert das gesellschaftli-
che Klima fiir Gewerkschaften.

ANHANG



ANTRAG C 06:

Antragstellerin:
Status:
Empfehlung der ABK:

Sachgebiet: C - Bildung

Der DGB-Bezirk soll sich mit seinen politischen Part-
ner*innen fiir eine starkere Inanspruchnahme des
Bildungsurlaubs einsetzen. Beschaftigte sollen min-
destens jahrlich Gber den Bildungsurlaub informiert
werden. Fiir etwaige Informationsveranstaltungen
sind die Beschaftigten fiir deren Dauer von der Arbeit
unter Fortzahlung der Verglitung freizustellen.

Des Weiteren soll eine Moglichkeit geschaffen wer-
den, den Bildungsurlaub nach der Anzahl der Tage,
welche fir den lizensierten Kurs benétigt werden, zu
nehmen. Dies kann beispielsweise verwendet wer-
den, wenn Bildungsurlaubsanspruch aus dem voran-
gegangenen Jahr mit in das aktuelle Jahr Gbertragen
wurde. Hierflr strebt der DGB-Bezirk bspw. fiir Nie-
dersachsen eine Anderung des § 2 VI des niederséch-
sischen Bildungsurlaubsgesetzes an. So verfallen un-
genutzte Bildungsurlaubstage nicht und konnen auf
mehrere Angebote aufgeteilt werden.

SchlieRlich setzt sich der DGB-Bezirk fiir eine Ver-
doppelung des gesetzlichen Bildungsurlaubsanspru-
ches in Niedersachsen, Bremen und Sachsen-Anhalt
von 5 auf 10 Tage pro Kalenderjahr ein. Hierfur wird
bspw. in Niedersachsen eine Anderung des § 2 Abs.
4 des niedersachsischen Gesetzes und entsprechend
den Gesetzen in den anderen Bundesldndern lber
den Bildungsurlaub fiir Arbeitnehmer und Arbeitneh-
merinnen angestrebt. Die Ubernahme ins Folgejahr
soll weiterhin gewahrleistet werden.

Begriindung

Deutschlandweit beanspruchen etwa 2-3% der Be-
schéftigten Bildungsurlaub. Wir sind der Auffassung,
dass diese Zahl erheblich gesteigert werden sollte.

Bildungsurlaub ist ein wichtiges Instrument insbe-
sondere zur politischen Bildung flr Arbeitnehmer*in-
nen, die sich nicht taglich mit politischen oder gesell-
schaftlichen Themen auseinandersetzen (kdnnen).
Eine vermehrtelnanspruchnahme des Bildungsur-
laubs kann auf Dauer das Vertrauen in Demokratie
und Rechtsstaatlichkeit stérken. Hierflr ist es not-
wendig, die Beschéftigten im Betrieb besser lber
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BILDUNGSURLAUB STARKEN

DGB-Bezirksjugendausschuss Niedersachsen - Bremen - Sachsen-Anhalt
angenommen in gednderter Fassung als Material an DGB-Bezirksvorstand

Annahme in gedanderter Fassung als Material an DGB-Bezirksvorstand

den Bildungsurlaub aufzukldren, damit sie ihren An-
spruch auf Bildungsurlaub kennen und nutzen.

Nach der aktuellen Rechtslage kann der gesammelte
Bildungsurlaubsanspruch nur fiir ein Angebot ver-
wendet werden. Mit einer Anderung kénnen so auch
zwei Angebote in einem Jahr wahrgenommen wer-
den.

Die Forderung nach mehr Bildungsurlaub ergibt sich
aus vielen Griinden. So wird der Druck auf die Arbeit-
nehmer_innen, durch ansteigende Anforderungen
der Arbeitspldtze, immer grofRer. Krankheitsbilder
wie Burnout oder Depressionen, welche aus einer
Uberforderung und Stress entstehen steigen dqui-
valent. Dort muss Abhilfe geschaffen werden. Durch
Bildungsurlaubangebote kdnnen Arbeitnehmer_in-
nen eine Fortbildung in Umgebungen, die nichts mit
ihrer normalen Tatigkeit zu tun haben, erfahren und
dadurch Stress abbauen. Zudem kann durch solch ei-
nen Bildungsurlaub auch Methoden zum Umgang mit
Stress oder Symptomen der Uberforderung gelehrt
werden.
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ANTRAG D 01: RECHTSEXTREMISMUS BEKAMPFEN. DEMOKRATIE VERTEIDIGEN.

Antragstellerin:
Status:
Empfehlung der ABK:

Sachgebiet: D - Gesellschaftspolitik

Der DGB-Bezirk setzt sich gegen Rassismus, Antise-
mitismus und jede Form von gruppenbezogener Men-
schenfeindlichkeit ein und verteidigt wehrhaft unsere
Demokratie.

Dafiir sind folgende MalRnahmen zu ergreifen:

@® Der DGB-Bezirk und seine Mitgliedsgewerkschaf-
ten bauen ihre Anstrengungen fiir die Demokra-
tieférderung und den Kampf gegen Rechts in den
Betrieben und Verwaltungen aus. Dabei unterstiit-
zen wir die Betriebsrat- und Personalrat*innen, zu
deutlich mehr Betriebs- und Dienstvereinbarun-
gen gegen Rassismus und fiir Zusammenhalt und
Demokratie zu kommen. Zudem sollen demo-
kratiepraventive Projekte und Aktivitaten in den
Belegschaften aktiv geférdert und weiterentwi-
ckelt werden, wie unter anderem das Projekt fir
Auszubildende und ihre Ausbilder*innen ,,Coole
Demokratie“ im IG BCE Landesbezirk Nordost in
der Zusammenarbeit mit dem QFC - Qualifizie-
rungsforderwerk Chemie GmbH und auch gesell-
schaftliche Projekte mitinitiiert werden.

@® Der DGB-Bezirk wird in allen gewerkschaftlichen
Gremien regelmallig Uber rechtspopulistische
und rechtsextreme Parteien, ihre Netzwerke und
rechte Arbeitnehmerinitiativen in Deutschland
informieren. Wir entwickeln spezifische Bildungs-
angebote fiir junge, aber auch altere Mitglieder,
zeigen Flagge und arbeiten mit demokratischen
Partner*innen in der Zivilgesellschaft und in Netz-
werken verlasslich zusammen.

@® Der DGB-Bezirk wird in den Reihen seiner Mit-
gliedsgewerkschaften fiir eine Mitgliedschaft im
gewerkschaftlichen Kumpelverein ,die Gelbe
Hand“ werben. Wir sind tiberzeugt, Deutschland
braucht in den anstehenden Wandlungsprozes-
sen mehr und nicht weniger Kumpelkultur. Die
Gelbe Hand ist unser Symbol.

@ Der DGB-Bezirk setzt sich dafiir ein, dass ein bun-
desweites Demokratieférderungsgesetz kommt.
Wir brauchen einen neuen gesellschaftlichen Kon-
sens, der antidemokratisches Verhalten und ras-
sistische Ausgrenzung zurlickweist und sanktio-
niert.

IG BCE Landesbezirk Nordost
angenommen in gednderter Fassung

Annahme in gednderter Fassung

@ Der DGB-Bezirk sieht in der Partei AfD einen poli-
tischen Gegner. Die AfD ist eine im Kern ihrer Mit-
gliedschaft und Programmatik rassistische, men-
schenverachtende und gewerkschaftsfeindliche
Partei. Rassismus und Menschenfeindlichkeit sind
aber mit Mitgliedschaften in freien Gewerkschaf-
ten unvereinbar. Darum grenzen wir uns als DGB
weiterhin konsequent und mit einer klaren Hal-
tung von dieser Partei ab. Die bundesweite Beob-
achtung der AfD als Verdachtsfall durch den Ver-
fassungsschutz ist Gberfallig.

Begriindung

Gewerkschaften streiten jeden Tag in den Betrieben
fur Demokratie, Zusammenhalt und gleichwertige Le-
bensverhaltnisse aller Menschen unabhangig von Al-
ter, Herkunft, Geschlecht oder sexueller Orientierung.
Rassismus und jeder Form von gruppenbezogener
Menschenfeindlichkeit erteilen wir eine klare Absage.
Wir sind bekennende Mitgestalter*innen, Netzwerk-
bauer*innen und Antifaschist*innen. Unsere Ziele
sind gute Arbeit, soziale Sicherheit und Zukunftspers-
pektiven fur alle Beschaftigten.

Wir sind lberzeugt, Gewerkschafterinnen und Ge-
werkschafter sind ein stabiler Pfeiler der sozialen De-
mokratie in unserem Land. Gemeinsam leisten wir
einen unverzichtbaren Beitrag flr den gesellschaftli-
chen Zusammenhalt, den 6konomischen Fortschritt
und eine demokratische Diskussions- und Entschei-
dungskultur. Alle Angriffe, die sich gegen unsere ge-
werkschaftlichen Werte und die demokratische
Grundordnung richten, wehren wir ab. Wir stehen so-
lidarisch in der Mitte unserer Gesellschaft zusammen.

ANHANG




ANTRAG D 02: FRAUEN GEGEN RECHTS

Antragstellerin: DGB-Bezirksfrauenausschuss Niedersachsen - Bremen - Sachsen-Anhalt
Status: angenommen in geanderter Fassung

Empfehlung der ABK: Annahme in gednderter Fassung

Sachgebiet: D - Gesellschaftspolitik

Der DGB-Bezirksvorstand wird damit beauftragt, sich
aktiver gegen Sexismus und Rassismus zu positionie-
ren. Es bedarf eines umfangreichen Konzeptes und
vor allem ,praktisches Handwerkszeug®, um gegen
rechte Hetze besonders in Bezug auf Frauenfeindlich-
keit aufzuklaren. Der DGB soll hierzu Material zur Ver-
fugung stellen, damit sich weibliche Mitglieder infor-
mieren und starken kénnen.

Darliber hinaus sollten z.B. Bildungsangebote, Ver-
anstaltungen vom DGB dazu genutzt werden, die be-
drohlichen Entwicklungen der Frauenfeindlichkeit zu
erkennen, klar zu benennen und im Konkreten muss
auch der politische Widerstand und die Bewusst-
seinsbildung organisiert werden.

Begriindung

Das Netzwerk zu Vereinen, Einzelpersonen und Ein-
richtungen, die bereits aktiv zu diesen Themen arbei-
ten (z.B. Omas gegen Rechts), muss weiter ausgebaut
und vertieft werden.

Frauen missen expliziert angesprochen, inhaltlich
geschult und vor allem mobilisiert werden und das
auch auf einem langfristigen und nachhaltigen Weg,
denn hinter den Parolen der rechten Parteien und
Gruppierungen verstecken sich in frauenpolitischen
Themen ein deutlicher Rickschritt.

Wir, der DGB (und seine Mitgliedsgewerkschaften),
setzen uns aktiv fur die tatsachliche Gleichstellung
der Geschlechter ein und dazu muss eine Kampagne
ins Leben gerufen werden, die sich genauestens mit
den Forderungen und Parolen des rechten Milieus
und der Gleichstellung der Frauen befasst.

Das Weltbild von Pegida, AfD und auch anderen rech-
ten Gruppierungen ist von Hass und Hetze gepragt, es
ist frauenfeindlich und antigewerkschaftlich.

Frauen missen gerade mit dem Hinblick der kom-
menden Bundestagswahl 2021 aufgekldrt werden,
was sich tatsachlich hinter den Aussagen und Parolen
von rechten Gruppierungen und Parteien versteckt.

6. Ordentliche DGB-Bezirkskonferenz Niedersachsen — Bremen - Sachsen-Anhalt
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ANTRAG D 03: VERBOT VON REICHS- UND REICHSKRIEGSFLAGGEN

Antragstellerin:

IG BCE Landesbezirk Nordost

Status: angenommen in gednderter Fassung

Empfehlung der ABK:

Sachgebiet: D - Gesellschaftspolitik

Der DGB-Bezirk wird aufgefordert, seinen Einfluss auf
Politik und Regierung dahingehend geltend zu ma-
chen, dass das Verwenden von Reichs- und Reichs-
kriegsflaggen bundesweit im 6ffentlichen Raum ver-
boten wird.

Begriindung

Reichsbiirger*innen, rechte Verschwérungstheore-
tiker*innen, aber auch manch sogenannte Corona-
Leugner*innen tragen auf Demonstrationen Reichs-
und Reichskriegsflaggen vor sich her oder hissen
diese auf privatem Grund.

Seit den PEGIDA-Demonstrationen riicken diese Flag-
gen verstarkt in den Fokus der Offentlichkeit, sie sind
weiterhin Symbol nationalsozialistischer und auslan-
derfeindlicher Anschauungen und werden von rech-
ten und rechtsextremen Gruppierungen verwendet.
Auch die Verwendung dieser Flaggen bei den seit Mai
2020 an der B 96 stattfindenden unangemeldeten De-
monstrationen driickt eine verfassungsfeindliche Ge-
sinnung der Verwender*innen aus. Die Symbolik soll
dort vor allem die Bundesrepublik Deutschland als
solche in Frage stellen.

Spatestens, als Demonstrierende mit Reichs- und
Reichskriegsflaggen versuchten, in das Reichstagsge-
baude in Berlin einzudringen, werden diese Flaggen
auch mit Gewaltbereitschaft verbunden. In der &f-
fentlichen Wahrnehmung stehen Reichs- und Reichs-
kriegsflaggen eindeutig fur rechtsextremes und
verfassungsfeindliches Gedankengut und zwar unab-
hangig davon, wie diese Flaggen historisch eingeord-
net werden.

Ihre Verwendung in der Offentlichkeit, insbesondere
wenn dort Reichs- und Reichskriegsflaggen in Mehr-
zahl gezeigt werden, ist regelmaRig geeignet, eine
einschiichternde Wirkung zu erzielen. Die Verwen-
der*innen demonstrieren damit ihre ablehnende de-
mokratische Haltung, sie treten fir die Abschaffung
unserer freiheitlich-demokratischen Grundordnung
ein. Die Verwendung stellt eine nachhaltige Beein-
trachtigung der Voraussetzungen flr ein geordne-

Annahme in gednderter Fassung

tes staatsbiirgerliches Zusammenleben und damit
eine Gefahr fir die 6ffentliche Ordnung dar. Dies gilt
auch fir auf Privatgrund gehisste Reichs- und Reichs-
kriegsflaggen, die erkennbar eine Wirkung auf die Of-
fentlichkeit erzielen sollen.

Wir nehmen es nicht hin, dass rechte Gruppen und
Personen mit Symbolen nationalsozialistischer An-
schauungen den 6ffentlichen Raum beanspruchen.

Die Verwendung dieser Flaggen sehen wir als Angriff
auf den gesellschaftlichen Zusammenhalt, unseres
demokratischen Zusammenlebens und als Gefahr fir
die 6ffentliche Ordnung.

ANHANG




ANTRAG D 04: BERECHNUNG DER ERFORDERLICHEN INVESTITIONEN DER
KOMMUNEN, LANDKREISE UND LAND NIEDERSACHSEN ANDERN

Antragsteller*in: DGB-Kreisverband Aurich

Status: angenommen als Material zu Antrag A 03
Empfehlung der ABK: Annahme als Material zu Antrag A 03
Sachgebiet: D - Gesellschaftspolitik

dass der DGB-Bezirksvorstand eine Initiative ergreift,
wonach im Land Niedersachsen zukiinftig Kommu-
nen, Landkreise und Gemeinden die Berechnung der
erforderlichen Investitionen und des Bedarfs zukiinf-
tig jahrlich ermitteln.

Im Moment werden z.B. StraRen, Kanale, Gebaude
etc. nach z.B. 25 Jahren als abgeschrieben verbucht
und mit einem Euro Wert bleiben diese im Haushalt
stehen. Dies entspricht aber nicht dem tatsachlichen
Marktwert und gibt auch nicht den jahrlichen Inves-
titionsbedarf der Instandhaltung wieder. Die Berech-
nungen derAbschreibungergeben sich zurzeitaus der
Abschreibungstabelle und Konten in der Kommunal-
verwaltung, Land Niedersachsen, Stand 29.05.2017.
Es wird nicht ermittelt was jedes Jahr als Investition
zur Instandhaltung der Infrastruktur bendtigt wird.
Aus diesem Grund ist es wichtig den genauen Wert
zu ermitteln. Dies ware moglich indem man den An-
schaffungs- oder Wiederherstellungswert durch die
Nutzungsdauer teilt. So kann der genaue jahrliche In-
vestitionsbedarf ermittelt werden.

Begriindung

Derreale Wertvon Gebduden, Kanalen und Infrastruk-
turist auch nach der Abschreibungszeit noch vorhan-
den und belauft sich nicht auf einen Euro. Aus diesem
Grund ist es wichtig das die Kommunen, Landkreise
und das Land Niedersachsen seine Haushaltsberech-
nungen andert. Nur so ist eine nachhaltige und 6ko-
logische Investitionsplanung flir die nachsten Gene-
rationen moglich.

Beispiele aus der Abschreibungstabelle und Konten
in der Kommunalverwaltung, Land Niedersachsen,
Stand 29.05.2017

Anhanger (PKW/LKW) - 9 Jahre
Anrufbeantworter - 6 Jahre

Briicken, Mauerwerk oder Beton - 90 Jahre
Briicken, Stahlkonstruktion - 75 Jahre
Straflen, bituminds - 25 Jahre

Schulen, massiv - 90 Jahre
Druckrohrleitungen, Abwasser - 40 Jahre

6. Ordentliche DGB-Bezirkskonferenz Niedersachsen — Bremen - Sachsen-Anhalt
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ANTRAG D 05: MEHR SOZIALER WOHNUNGSBAU UND BEGRENZUNG DER
UMWANDLUNG VON WOHNRAUM IN MONTEURS- ODER
WERKVERTRAGSARBEITER*INNEN-WOHNUNGEN

Antragsteller*in: DGB-Kreisverband Noérdliches Emsland

Status: angenommen in geanderter Fassung als Material zu Antrag A 02
Empfehlung der ABK: Annahme in gedanderter Fassung als Material zu Antrag A 02
Sachgebiet: D - Gesellschaftspolitik

dass der DGB-Bezirksvorstand auf die Landesregie-
rung hinwirkt das die Kommunen, Landkreise und
das Land Niedersachsen starker in den sozialen Woh-
nungsbau investieren, z.B. durch eine Landeswohn-
baugesellschaft. Des Weiteren ist die Umwandlung
von bestehenden Wohnraum in Monteurs- oder Werk-
vertragsarbeiter:innen Wohnungen zu begrenzen.

Im Moment werden Wohnungen und Hauser von In-
vestoren zu Uiberhohten Preisen aufgekauft. Dadurch
ist es jungen Familien aber auch alleinstehenden Per-
sonen nicht mehr moglich, Eigentum zu erwerben.
Sie werden oft nicht flr den Eigenbedarf sondern als
Spekulationsobjekt gekauft, abgerissen neugebaut
und hochpreisig verkauft. Dadurch wird die gewach-
sene Siedlungsstruktur zerstort. Viel Wohnraum wird
dann in Monteurs- oder Werkvertragsarbeiter*in-
nen-Wohnungen umgewandelt. Es muss in unserer
alter werdenden Gesellschaft moglich sein, andere
Modelle des Wohnens zu entwickeln. Dabei ist darauf
zu achten, dass Altere, Jiingere oder sozial Benachtei-
ligte diese Modelle nutzen konnen.

Begriindung

Die Wohnsituation hat sich in den letzten Jahren bei
den Werkvertragsarbeiter*innen nicht verbessert,
ehr verschlechtert. Die Missstande bei den Wohnun-
gen der Werkvertragsarbeiter*innen, die z.B. durch
den Brand 2013 mit zwei Toten ans Licht kamen,
haben nur kurzfristig bei der Politik fir ein Umden-
ken gesorgt. Wahrend der Corona-Pandamie und
der Quarantane einiger Werkvertragsarbeiter*innen
mussten in einigen Gemeinden ganze Strallenzlige
gesperrt werden, da in den Wohnungen nicht genug
Platz war und es sonst keine Ausweichmoglichkeiten
gab. Dieses Wohnen hat nichts mit Wiirde zu tun son-
dern mit Ausbeutung.

ANHANG



ANTRAG D 06: VERLANGERUNG DER SOZIALBINDUNGSFRIST VON GEFORDERTEM

WOHNRAUM

Antragsteller*in:

DGB-Kreisverband Gifhorn

Status: angenommen in geanderter Fassung als Material zu Antrag A 02

Empfehlung der ABK:

Sachgebiet: D - Gesellschaftspolitik

Der DGB-Bezirk soll sich auf allen politischen und
gesellschaftlichen Ebenen dafiir einsetzen, dass die
Sozialbindungsfrist von geférdertem Wohnraum
deutlich verléangert wird. Dies gilt fir bestehende
Wohneinheiten sowie fiir neu geschaffene Wohnun-
gen im sozialen Wohnungsbau.

Begriindung

Von 2006 bis 2019 ist die Zahl der Sozialwohnungen
in Deutschland von 2,1 Millionen auf 1,1 Millionen zu-
rickgegangen, hat sich also praktisch halbiert. Das
geht aus dem Armuts- und Reichtumsbericht der Bun-
desregierung hervor. Der rasante Abbau lasst sich an
den Zahlen von 2019 illustrieren, die das Bundesin-
nenministerium vorgelegt hat: Es fielen 64.456 Woh-
nungen aus der Sozialbindung, wahrend nur 25.565
neue Sozialwohnungen gebaut wurden. Der Deut-
sche Mieterbund sieht einen Bedarf von 80.000 bis
100.000 neuen Sozialwohnungen pro Jahr. Von der
letzten Bundesregierung wurden nach vier Jahren
Regierungszeit aber nur insgesamt etwa 100.000 fer-
tiggestellt. Neben massiv verstarktem Wohnungsbau
muss mindestens fiir den Sozialwohnungsbau eine
dauerhaftere Form der Sozialbindung gelten. Bisher
entfallt diese oft schon nach 12 bis 15 Jahren.

Das kann in zwei Schritten erfolgen:

1. Wohnungsbaugesellschaften auf kommunaler
und Landesebenen kdnnen Wohnungen in unter-
schiedlichen Preissegmenten schaffen, die dau-
erhaft im Eigentum der staatlichen bzw. kom-
munalen Wohnungsbaugesellschaften bleiben
und langfristige Sozialbindung sichern. Durch die
bezahlbaren Mieten bei den kommunalen und
landeseigenen Wohnungen kann die Preisent-
wicklung auf dem Wohnungsmarkt entscharft
werden.

2. Eine weitere MaRnahme sind langere Bindungs-
fristen fiir geférderten Wohnungsbau nach der
sogenannten einkommensorientierten Forde-
rung (EOF). Derzeit ist es so, dass die Sozialbin-

6. Ordentliche DGB-Bezirkskonferenz Niedersachsen — Bremen - Sachsen-Anhalt
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dung fir private Investoren, die sozialen Woh-
nungsbau betreiben, nach 10 bis 20 Jahren
auslduft und es dann ganz normale Eigentums-
wohnungen werden. Diese Frist soll auf 40 Jahre
verlangert werden.
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ANTRAG D 07: SOZIAL GERECHTE BODENNUTZUNG

Antragstellerin: DGB-Stadtverband Delmenhorst

Status: angenommen als Material zu Antrag A 02
Empfehlung der ABK: Annahme als Material zu Antrag A 02
Sachgebiet: D - Gesellschaftspolitik

dass der DGB-Bezirksvorstand auf die Landesregie-
rung darauf hinwirkt, dass die Kommunen in Nieder-
sachsen eine Bodenpolitik betreiben, die eine Sozial-
gerechte Bodennutzung beinhaltet.

Vorbild fiir eine solche Bodenpolitik sind die Grund-
satze der Stadt Miinchen fiir ,die Sozialgerechte Bo-
dennutzung®. Nach §1.Abs.5 BauGB ist eine dem All-
gemeinwohl dienende sozialgerechte Bodennutzung
unter Berlicksichtigung der Wohnbedrfnisse der Be-
vOlkerung zu gewahrleisten.

Begriindung

Bezahlbarer Wohnraum hangt im Wesentlichen auch
von einer Bodenpolitik ab, die das ermdglicht. Ge-
nauso wie Wohnraum keine gewodhnliche Ware ist,
ist auch der Boden keine normale Ware sondern ein
knappes nicht beliebig vermehrbares Gut. Seine Ver-
teilung und Nutzung muss am Gemeinwohl ausge-
richtet werden und darf nicht der Profitlogik weniger
Privateigentlimer tberlassen werden.

In dem DGB (Niedersachsen) Schlaglicht 30/2021 ist
folgendes zu lesen: In sechs Grofistadte mussen Mie-
ter Uber 30% ihres Einkommens fiir die Miete hinblat-
tern. In diesen sechs Stadten fehlen in der Summe
86000 bezahlbarer Wohnraum. Hohe Wohnkosten
sind daher auch ein Katalysator fir soziale Ungleich-
heit und Armut . Fir bundesweit etwa 2.1 Mill. Men-
schen bleibt nach Abzug von Miete und Nebenkosten
weniger als das Existenzminimum (brig. In Nieder-
sachsen. In zwei Dekaden hat sich der Bestand an So-
zialwohnungen von 132.024 auf nur noch 60.265 mehr
als halbiert. In Delmenhorst ist Zahl der 6ffentlich ge-
forderten Wohnungen, um eine giinstige Miete zu er-
reichen, von 5.433 (1995) auf 747 (2017) gesunken.

ANHANG



ANTRAG D 08: UNTERSTUTZUNG DER BUNDESWEITEN KAMPAGNE

»MIETENSTOPP*
Antragstellerin: DGB-Stadtverband Braunschweig
Status: angenommen in geanderter Fassung als Material zu Antrag A 02
Empfehlung der ABK: Annahme in geanderter Fassung als Material zu Antrag A 02
Sachgebiet: D - Gesellschaftspolitik

Der DGB-Bezirk soll weiterhin die bundesweite Kam-
pagne ,Mietenstopp“ unterstiitzen. Fir eine quali-
fizierte gewerkschaftsorientierte Mitarbeit in Initia-
tiven in den Kommunen kénnen die DGB-Kreis- und
Stadtverbande kommunale Arbeitsgruppen bilden,
die an die ,Wohnungspolitische Austauschrunde®
(Abteilung  Wohnungs- und Verbraucherpolitik,
DGB-Bundesvorstand) u. a. tiber Telekonferenzen an-
gebunden sind.

Begriindung

Mieterinnen und Mieter in deutschen GroRstadten
miissen im Schnitt 29,8 Prozent ihres Einkommens
fur die Miete ausgeben. Das zeigt eine aktuelle Stu-
die im Auftrag der Hans-Bockler-Stiftung. Auf Basis
der Mikrozensusdaten hat ein Team um den Berliner
Stadtsoziologen Andrej Holm die Entwicklung der
Mietbelastung in 77 GroRstadten von 2006 bis 2018
analysiert. Die Kampagne ,Mietenstopp“ ist langfris-
tig angelegt und beinhaltet Forderungen zur 6ffent-
lich geforderten Boden- und Wohnpolitik, wie sie u. a.
in den Broschiiren des DGB dargestellt wird (Dialog-
broschiire-,,Bezahlbar ist die halbe Miete“). Die Akti-
vitaten des DGB-Stadtverbandes vor Ort zum Thema
sangemessenes und bezahlbares Wohnen“ wie Be-
fragungen mit dem ,,DGB-Wohnzimmer* auf Markten
und dem 1. Mai, Filmveranstaltung mit Mieterverein
»Push - Fir das Grundrecht auf Wohnen“ sowie eine
Diskussionsveranstaltung mit Andrej Holm und der
TU Braunschweig stieRen auf grofRes Interesse bei
den Kolleg*innen. Besonders jiingere Gewerkschaf-
ter*innen der 1G-Metall und Rentner*innen wurden
zur DGB-Mitarbeit motiviert an diesem komplexen
Thema weiterzuarbeiten. Im Rahmen des DGB-Zu-
kunftsdialogs entstand eine ,Wohnungspolitische
Austauschrunde®, an der sich der DGB-Stadtverband
beteiligt. Hier werden u. a. gewerkschaftliche Hand-
lungsmoglichkeiten diskutiert sowie die Teilnahme
an Aktionen verabredet (zum Beispiel Aktionstag
»Mietenstopp“ 19.06.2021).

6. Ordentliche DGB-Bezirkskonferenz Niedersachsen — Bremen - Sachsen-Anhalt
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ANTRAG D 09: WOHNUNGSPOLITISCHE KONFERENZ FUR NIEDERSACHSEN -
BREMEN - SACHSEN-ANHALT

Antragsteller*in:

DGB-Stadtverband Wolfsburg

Status: angenommen in gednderter Fassung als Material an DGB-Bezirksvorstand

Empfehlung der ABK:

Sachgebiet: D - Gesellschaftspolitik

Der Bezirksvorstand soll die Ausrichtung einer woh-
nungspolitischen Konferenz auf Bezirksebene prifen.
Ziel der Konferenz ist die Erarbeitung von Losungen
zur Schaffung ausreichend bezahlbaren Wohnraums
fur alle Menschen. Die Mitgliedsgewerkschaften und
ihre Mitglieder sind aufgefordert, sich in die Konfe-
renz einzubringen. Fir die Umsetzung der Konferenz
sind geeignete Biindnispartner*innen, wie zum Bei-
spiel Mieter*inneninitiativen oder der Deutscher Mie-
terschutzbund, zu suchen.

Begriindung

Die Mietpreisentwicklung kennt seit Jahren nur eine
Richtung: nach oben. Bei vielen Mieter*innen muss
ein immer groRerer Anteil des Haushaltseinkommens
fur Miete verwendet werden. Zusatzlich hat die Co-
rona- Krise hier bei vielen zusatzliche groRe finanzi-
elle Locher gerissen. Die Grinde: Einerseits werden
zu wenige bezahlbare Wohnungen gebaut, gleichzei-
tig fallen viele Sozialwohnungen aus der Mietpreis-
bindung. Jeden Tag gehen so mehrals 100 bezahlbare
Wohnungen in Deutschland verloren. Andererseits
steigen die Preise flr Bauland immer weiter an. Allein
in Wolfsburg ist die Zahl der der Sozialwohnungen in
den letzten Jahren von urspriinglich 1.900 auf 1.200
geschrumpft. Neue finanzierbare Wohnungen stehen
nur wenige zur Verfligung. Im Stadtteil Vorsfelde hat
sich die stadtische Tochter Neuland jingst komplett
zuriickgezogen. Solche Probleme sind in der gesam-
ten Region bekannt und darauf braucht es soziale
Antworten.

Bundesweit fordert der DGB: Kommunale Woh-
nungsunternehmen mussen gestarkt und Kommu-
nen unterstltzt werden, eigene Wohnungsbaugesell-
schaften zu griinden. Zusammen mit einem breiten
Blindnis mit Mieterverbadnden, Mieterinitiativen und
Sozialverbanden besteht zudem die Forderung nach
einen bundesweiten Mietenstopp von sechs Jahren,
um den Mieter*innen etwas Luft zu verschaffen. Aus-
genommen vom Mietenstopp sind Vermieter*innen,
die weniger als 80 Prozent der ortsliblichen Miete ver-
langen und Neubauten.

Annahme in gednderter Fassung als Material an DGB-Bezirksvorstand

Der DGB Region SudOstNiedersachsen wird im Rah-
men einer wohnungspolitischen Konferenz die Si-
tuation in unserer Region beleuchten und mit ver-
schieden Akteur*innen Ldsungsansatze erarbeiten.
Zugleich wollen wir einen Diskurs zwischen Betroffe-
nen und Politik herstellen sowie Betroffene zu Wort
kommen lassen. Die Konferenz soll Betroffenen Mut
machen und Impulse in Richtung politischer Ent-
scheidungsgremien auf Kommunal- und Landese-
bene (zum Beispiel Stadtrate, Landtag) aussenden.

ANHANG




ANTRAG D 10: SCHUTZKONZEPTE GEGEN GEWALT AN FRAUEN AUSBAUEN

Antragstellerin:
Status:
Empfehlung der ABK:

Sachgebiet: D - Gesellschaftspolitik

Der Bezirksvorstand soll die Landesregierungen auf-
fordern:

@® den Ausbau von Frauenhausplatzen zu starken
und voranzutreiben.

@® den Aufbau eines Frauenschutznetzwerkes aus
schon bestehenden Einrichtungen, Initiativen
und anderen Hilfsangeboten zu koordinieren und
zu fordern.

@® die Reformierung und der Ausbau gesetzlicher
Regelungen beziiglich dem Schutz vor Gewalt an
Frauen in Familien, Partnerschaften, im offent-
lichen Raum sowie in Betrieben und der Verwal-
tung.

@ Mannerberatungsbiiros aufbauen, erhalten und
ausbauen.

Begriindung

Die Gewalt gegen Frauen hat in allen Bereichen, zum
Teil auch bedingt durch die derzeitige Situation (Co-
rona - Pandemie) zugenommen, sie zeigt sich immer
deutlicher.

Die Anzahl der Platze in Frauenhdusern sind unzu-
reichend,. Frauen - auch haufig mit Kindern - wer-
den mit ihren schlimmen Situationen allein gelassen.
Wartelisten sind keine Seltenheit.

Ausreichende Informationen (iber Unterstiitzungs-
und Hilfsangebote - auch in vielféltigen Sprachen
und speziell an Frauen mit Migrationshintergrund
gerichtet - sind kaum vorhanden. Die Ubersicht und
Koordinierung der Maflnahmen muss verbessert wer-
den.

Gewalt gegen Frauen findet auch in den Betrieben
und Verwaltungen statt. Gewalt wird sehr unter-
schiedlich wahrgenommen. Nicht nur korperliche,
sondern auch verbale Gewalt fihrt oft zu psychischen
Schaden. Nicht zu vergessen die sexuellen Belasti-
gungen unterschiedlichster Art, ausgetibt von Kolle-
gen Vorgesetzen. Betriebliche Regelungen sind um
Gewaltpraventionskonzepte zu erganzen. Dieses ist
gesetzlich zu verankern.

6. Ordentliche DGB-Bezirkskonferenz Niedersachsen — Bremen - Sachsen-Anhalt

DGB-Bezirksfrauenausschuss Niedersachsen - Bremen - Sachsen-Anhalt
angenommen in geanderter Fassung

Annahme in gednderter Fassung

Die Arbeit von Mdnnerberatungsbiiros mit den Tatern
starken den mittelbaren Schutz der Opfer vor hausli-
cher Gewalt, aber auch vor Gewalterfahrungen im Be-
trieb und in der Offentlichkeit. Ein respektvoller Um-
gang mit Frauen wird gefordert.

79
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ANTRAG D 11: DIGITALER GEWALT GEGEN FRAUEN ENTGEGENTRETEN UND DIESE

VERHINDERN

Antragsteller*in:
Status:
Empfehlung der ABK:

Sachgebiet: D - Gesellschaftspolitik

Der DGB-Bezirksvorstand soll sich fiir die Anpassung
der Gesetze an die aktuellen Entwicklungen in der di-
gitalen Medienwelt bei der Bundesregierung und den
Landesregierungen einsetzen.

Beispiele hierfir sind der § 1 des Gewaltschutzgeset-
zes um ,Cyberstalking” zu erweitert und den §185
StGB anzupassen. Der DGB-Bezirk unterstitzt den 6f-
fentlichen Diskurs zu diesem Thema.

AufRerdem sollen Organisationen wie ,,Dickstinction®
unterstiitzt werden, die es betroffenen Personen er-
moglichen, schnell und unkompliziert Strafftaten im
Bereich der Digitalen Gewalt anzuzeigen.

Um die Offentlichkeit mehr auf das Thema der Digi-
talen Gewalt aufmerksam zu machen, startet der
DGB-Bezirk eine Social Media Kampagne, die einer-
seits zur Aufkldrungszwecken genutzt wird und an-
dererseits betroffenen Personen Moglichkeiten auf-
zeigt, sich zu wehren.

Begriindung

Der DGB setzt sich flr ein gemeinsames Erarbeiten
von Schulungen fir Polizei und Staatsanwaltschaft,
mit der zustandigen Gewerkschaft (GdP), ein, damit
sie angemessen auf betroffene Personen von Digi-
taler Gewalt reagieren und Anzeigen weiterverfolgt
werden. AuRBerdem sollen Organisationen wie ,,Dicks-
tinction® unterstitzt werden, die es betroffenen Per-
sonen ermdglichen, schnell und unkompliziert Straff-
taten im Bereich der Digitalen Gewalt anzuzeigen.

Neben Hatespeech sind unter anderem auch sexu-
alisierte Beleidigungen und Bedrohungen (Mord-
drohungen/Vergewaltigungsdrohungen), Spiona-
ge-Apps, Cybermobbing, Online- Veroffentlichung
von gesammelten Informationen, um z.B. berufliche
Karrieren zu zerstoren. Auch die Verdffentlichung von
intimen Bildern, ist Teil von digitaler Gewalt.

Diese Form der Gewalt nimmt seit den letzten Jah-
ren immer mehr zu. Dabei sind vor allem Frauen und

DGB-Bezirksfrauenausschuss Niedersachsen - Bremen - Sachsen-Anhalt
angenommen in geanderter Fassung als Material an DGB-Bezirksvorstand

Annahme in gednderter Fassung als Material an DGB-Bezirksvorstand

Madchen davon betroffen. Wenn betroffene Perso-
nen Anzeige erstatten, werden sie haufig nicht ernst
genommen, denn nicht zuletzt wird digitale Gewalt
nicht als Form von Gewalt anerkannt. Dabei findet
haufig eine Tater-Opfer-Umkehr statt, indem zum
Beispiel der betroffenen Frau Mitschuld an der Verof-
fentlichung eines intimen Bildes gegeben wird, da sie
es Uberhaupt erst gemacht und verschickt hat.

Die Folgen von digitaler Gewalt kbnnen genauso mas-
siv sein, wie von physischer Gewalt.

Betroffene Personen leiden haufig unter Angst- und
Panikattacken, entwickeln Depressionen und Suizid-
gedanken. Da digitale Gewalt immer und Uberall im
Netz stattfinden kann, gibt es keinen geschiitzten
Raum, sie flhrt haufig zu sozialer Isolation und dem
Verzicht auf Medien.

Es ist wichtig die Offentlichkeit Gber digitale Gewalt
aufzuklaren und Moglichkeiten aufzuzeigen, wie man
ihr entgegentreten kann. Um digitale Gewalt anzuer-
kennen ist es wichtig, diese auch in Gesetzen zu ver-
ankern und dadurch eine Bekdmpfung zu ermégli-
chen.

ANHANG




ANTRAG D 12: INTERNATIONALER FRAUENTAG ALS GESETZLICHER FEIERTAG IN
DEN LANDERN NIEDERSACHSEN, SACHSEN-ANHALT UND BREMEN

Antragsteller*in:
Status:
Empfehlung der ABK:

Sachgebiet: D - Gesellschaftspolitik

Der DGB-Bezirksvorstand soll sich gegeniiber den
Landesregierungen von Niedersachsen, Bremen und
Sachsen-Anhalt fiir die Einflihrung des 08. Marz als
gesetzlichen Feiertag einsetzen.

Begriindung

Frauen werden immer noch benachteiligt und der in-
ternationale Frauentag dient dazu, das deutlich sicht-
barer zu machen.

Weltweit gehen Frauen auf die StralRe, um fiir bessere
Arbeits- und Lebensbedingungen zu demonstrieren.
Berlin ist das erste Bundesland Deutschlands, das
den internationalen Frauentag als gesetzlichen Fei-
ertag erklart hat. Zudem ist in mehr als 25 Staaten,
groRtenteils in Asien und Afrika der Welt, der Interna-
tionale Frauentag ein gesetzlicher Feiertag. In mehre-
ren Landern, unter anderem China, Nepal und Mada-
gaskar gilt der Feiertag allerdings nur fur Frauen.

Die Geschichte des internationalen Frauentages geht
bis in das Jahr 1909 zuriick. Damals veranstalteten
Frauen einen nationalen Kampftag, um das Frauen-
stimmrecht durchzusetzen. Dadurch lieRen sich eu-
ropdische Frauen inspirieren, ebenfalls Frauentage
zu veranstalten. Der Frauentag wurde zunachst auf
den 19. Marz gelegt und erst 1921 wurde der interna-
tionale Frauentag auf den 08. Marz gelegt.

Im Jahre 1919 wurde erstmals fiir Frauen das Wahl-
recht in Deutschland durchgesetzt.

Durch den gesetzlichen Feiertag kénnen die Forde-
rungen der Frauen offentlichkeitswirksam platziert
und wahrgenommen werden.

Frauen sind haufiger von Altersarmut betroffen als
Manner, werden ofter Opfer von hauslicher Gewalt,
erhalten bei gleicher Leistung durchschnittlich we-
niger Gehalt und haben weniger Filhrungspositionen
als Manner. Gerade in Zeiten der Pandemie zeigt sich,
dass erzielte Errungenschaften in Gefahr geraten
oder drohen wieder verloren zu gehen. Die Balance

6. Ordentliche DGB-Bezirkskonferenz Niedersachsen — Bremen - Sachsen-Anhalt

DGB-Bezirksfrauenausschuss Niedersachsen - Bremen - Sachsen-Anhalt
angenommen in geanderter Fassung als Material an DGB-Bezirksvorstand

Annahme in gednderter Fassung als Material an DGB-Bezirksvorstand

zwischen Kinderbetreuung, Home-Office und Haus-
halt aufrecht zu erhalten, stellt eine groRe Herausfor-
derung dar.

Der internationale Frauentag will auf Missstande auf-
merksam machen, daher setzen wir uns fiir diesen als
gesetzlichen Feiertag in Niedersachsen, Bremen und
Sachsen-Anhalt ein.
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ANTRAG D 13: MEHR FRAUEN IN LEITUNGS- UND ENTSCHEIDUNGSFUNKTIONEN

Antragstellerin: DGB-Bezirksfrauenausschuss Niedersachsen - Bremen - Sachsen-Anhalt
Status: angenommen in gedanderter Fassung als Material zu Antrag A 02
Empfehlung der ABK: Annahme in gednderter Fassung als Material zu Antrag A 02

Sachgebiet: D - Gesellschaftspolitik

Der DGB-Bezirksvorstand wird analog zur Beschluss-
lage des DGB-Bundesvorstandes damit beauftragt,
sich dafiir einzusetzen, dass der Anteil von Frauen in
Leitungs- und Entscheidungsfunktionen erhéht wird.

Damit sich auch Frauen erfolgreich auf Leitungs- und
Entscheidungsfunktionen bewerben, waren zum Bei-
spiel folgende Mallnahmen/Bedingungen erforder-
lich:

@® Die Rahmenbedingungen missen so sein, dass
Beruf und Familie gut vereinbart werden kdnnen.

@® Bei Novellierung des NGG muss die Unterrepra-
sentanz bei 50 % Frauenanteil gegeben sein.

@® Das Nichterreichen der Zielvorgaben des Gleich-
stellungsplans im offentlichen Dienst muss sank-
tioniert werden.- Frauen miissen angesprochen
und gestarkt werden.

@ Teilzeitbeschaftigung darf sich nicht (mehr) nega-
tiv auf eine dienstliche Beurteilung im offentli-
chen Dienst auswirken.

@® Fihrung muss auch in Teilzeit méglich und attrak-
tiv sein.

Begriindung
Nach wie vor sind Frauen in hoch dotierten Leitungs-

und Entscheidungspositionen im 6ffentlichen Dienst
unterreprasentiert.

ANHANG



ANTRAG D 14: FUHRUNG IN TEILZEIT ALS RICHTUNGSWEISENDES MODELL

FESTSCHREIBEN
Antragsteller*in: DGB-Bezirksfrauenausschuss Niedersachsen - Bremen - Sachsen-Anhalt
Status: angenommen in geanderter Fassung als Material zu Antrag A 02
Empfehlung der ABK: Annahme in geanderter Fassung als Material zu Antrag A 02
Sachgebiet: D - Gesellschaftspolitik

Der DGB-Bezirksvorstand wird analog zur Beschluss-
lage der DGB-Bundesvorstandsverwaltung beauf-
tragt, sich dafiir einzusetzen, dass Fiihrung in Teilzeit
gefordert und gefordert wird, um die Chancen einer
beruflichen Karriere von Frauen zu gewahrleisten.

Begriindung

Noch immer sind es hauptsachlich Frauen, die auf-
grund familidrer Aufgaben wie Kinderbetreuung und
Betreuung pflegebedirftiger Angehoriger ihre Ar-
beitszeit reduzieren und somit auf Karrieremoglich-
keiten verzichten mussen.

Familienbedingte Arbeitsreduzierungen diirfen sich
nicht auf die Karriere und berufliche Entwicklung
auswirken. Das Potential von gut ausgebildeten und
engagierten Frauen muss genutzt werden. Sie sollten
in Form von besonderer Férderung motiviert werden,
sich fiir Fihrungsaufgaben zu qualifizieren. Ihr beruf-
liches Wissen zum einen und ihre soziale Kompetenz
zum anderen konnten sie in ihre Fihrungsaufgaben
mit einbringen.

Teilzeitkrafte in Flihrung sind ein Aushangeschild fiir
alle Unternehmen, die Vereinbarkeit von Familie und
Beruf ernst nehmen. Gleichzeitig kann es eine Ent-
scheidungshilfe fiir Fachkréfte bei der Wahl ihres Ar-
beitsplatzes sein.

6. Ordentliche DGB-Bezirkskonferenz Niedersachsen — Bremen - Sachsen-Anhalt
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ANTRAG D 15:

Antragsteller*in:

Status:

Empfehlung der ABK:

Sachgebiet:

NOVELLIERUNG DES NIEDERSACHSISCHEN
GLEICHBERECHTIGUNGSGESETZES (NGG)

DGB-Bezirksfrauenausschuss Niedersachsen - Bremen - Sachsen-Anhalt

angenommen in geanderter Fassung als Material an DGB-Bezirksvorstand

D - Gesellschaftspolitik

Der DGB-Bezirksvorstand wird beauftragt, sich fur die
Novellierung des Niederséchsischen Gleichberechti-
gungsgesetzes einzusetzen.

Das NGG soll dahingehend novelliert werden, dass die
Position der Gleichstellungsbeauftragten gestarkt
und sie in die Lage versetzt werden, als zentrale Ak-
teur*innen den Verfassungsauftrag der Herstellung
von Gleichberechtigung umzusetzen.

Dafiir bendtigen sie die notwendigen zeitlichen Res-
sourcen sowie Mdoglichkeiten zur Qualifizierung.
Aufllerdem sollte denr Gleichstellungsbeauftrag-
ten ein Klagerecht eingeraumt werden. Nur so kann
dem Gesetz mehr Nachdruck verschafft werden.
Dabei sollten die bestehenden Regelungen in Bre-
men, Nordrhein-Westfalen, Rheinland-Pfalz, Schles-
wig-Holstein, Thiringen sowie im Bund als Orientie-

rung dienen

Begriindung

Nach wie vor ist es problematisch bis z.T. unmaéglich
fur die Gleichstellungsbeauftragten, die Aufgaben
gemalk NGG umzusetzen. Oft werden sie als ,lasti-
ges Ubel“ wahrgenommen. Stattdessen sollten die
Gleichstellungsbeauftragte und die Dienststellenlei-
tung ,,auf Augenhdhe“ zusammenarbeiten und die
Gleichstellungsbeauftragte in die Verwaltungsab-
laufe eingebunden werden.

Annahme in gednderter Fassung als Material an DGB-Bezirksvorstand

ANHANG



ANTRAG D 16:

ERGANZUNG DES NKOMVG ZUM SCHUTZ DER

GLEICHSTELLUNGSBEAUFTRAGTEN

Antragsteller*in:
Status:
Empfehlung der ABK:

Sachgebiet: D - Gesellschaftspolitik

Der DGB-Bezirksvorstand soll sich dafiir einsetzen,
dass das Amt der Gleichstellungsbeauftragten aus-
reichend durch eine Regelung im NKomVG geschutzt
wird.

Eine begriindete Abberufung der hauptberuflich be-
schaftigten Gleichstellungsbeauftragten darf nur mit
einer Mehrheit von zwei Dritteln erfolgen.

Begriindung

Im NKomVG § 8 (2) 1 soll entsprechend eingefligt wer-
den: ,Die Vertretung entscheidet Uber die Berufung
und Abberufung der hauptamtlich beschaftigten
Gleichstellungsbeauftragten; fiir die begriindete Ab-
berufung ist ein Beschluss der Vertretung mit einer
Mehrheit von zwei Dritteln seiner Mitglieder erforder-
lich.“

Bisher ist dies im vorliegenden Referent*inne-
nentwurf zur Uberarbeitung des Niederséchsi-
schen Kommunalverfassungsgesetzes noch nicht
beriicksichtigt. Die oben formulierte Anderung
ist jedoch unabdingbar. Gemeinden und Land-
kreise sind verfassungsrechtlich originar verpflich-
tet, den Verfassungsauftrag zur Verwirklichung der
Gleichberechtigung umzusetzen. Daflr bendtigen
Gleichstellungsbeauftragte Schutz und Sicherheit ,
nicht einfach abgewahlt werden zu kdnnen: es muss
ausgeschlossen werden, dass Gleichstellungsbeauf-
tragte mit einfacher Mehrheit ohne Begriindung ab-
gewdhlt werden kdnnen. Vielmehr ist es dringend ge-
boten, Gleichstellungsbeauftragte in ihren eigenen
Arbeitsbedingungen zu unterstitzen.

Die Novellierung des NKomVG in 2010 flhrte dazu,
dass in § 8 Abs. 2 die erforderliche Mehrheit von zwei
Dritteln zur Abwahl der Gleichstellungsbeauftragten
durch die einfache Mehrheit ersetzt wurde. Diese Re-
gelung konterkariert die urspriingliche Absicht des
Gesetzgebers bei der damaligen Einfihrung des Am-
tes von Frauenbeauftragten (heute Gleichstellungs-
beauftragte).Sie schrankt zudem die Wahrnehmung
der Weisungsunabhangigkeit dieses Amtes ein. Zu-

6. Ordentliche DGB-Bezirkskonferenz Niedersachsen — Bremen - Sachsen-Anhalt

DGB-Bezirksfrauenausschuss Niedersachsen - Bremen - Sachsen-Anhalt
angenommen in gednderter Fassung als Material an DGB-Bezirksvorstand

Annahme in gedanderter Fassung als Material an DGB-Bezirksvorstand

gleich gefahrdet die derzeit geplante Neuregelung
ohne den hier geforderten Zusatz die Weisungsun-
abhangigkeit von Gleichstellungsbeauftragten. In der
Begriindung zum Gesetzentwurf von 1992 (Druck-
sache 12/3260) hiel} es: ,Eine Abberufung der Frau-
enbeauftragten ist daher nur gerechtfertigt, wenn
das Vertrauensverhaltnis zwischen dem Rat und der
Frauenbeauftragten derart gestort ist, dass sich zwei
Drittel der Mitglieder des Rates fiir eine Abberufung
aussprechen.”

Das ist heute ebenso giiltig und umso wichtiger. Ge-
genwartige politische Stromungen und Konstellati-
onen konnten zu willkirlicher Abwahl fiihren. Daher
darf die einfache Mehrheit nicht ausreichend sein.

Die Gleichstellungsbeauftragte nimmt in ihrem Aus-
gabengebiet die Rolle der Wachterin ein. Dies ist auch
der Grund fiir ihre Weisungsunabhéngigkeit. Im vor-
liegenden Gesetzentwurf wird dies mit der Anderung
in § 9 unterstrichen. Hier soll geregelt werden, dass
die Gleichstellungsbeauftragte der Hauptverwal-
tungsbeamtin bzw. dem Hauptverwaltungsbeamten
»Zugeordnet“ und nicht ,unterstellt* ist. Diese An-
derung soll erfolgen, um ,keinen Eindruck einer hi-
erarchischen Unterstellung zu erwecken®, wie es in
der Begriindung des Referent*innenentwurfs heifit.
Damit wird die besondere, herausgehobene Stellung
der Gleichstellungsbeauftragten nochmals unterstri-
chen und die Stellung der Gleichstellungsbeauftrag-
ten gestarkt. Der Gesetzgeber erkennt an, dass die
Gleichstellungsbeauftragte unabhangig agieren kon-
nen muss, um ihre Aufgabe erfillen zu kénnen. Nur
so kann sie die umfangreichen Mitwirkungspflichten
und Beteiligungsrechte, die ihr der Gesetzgeber qua
Amt Ubertragen hat, erflillen bzw. ausiiben.




ANTRAG D 17: NOVELLIERUNG DES GLEICHSTELLUNGSGESETZES FUR FRAUEN UND
MANNER DES LANDES SACHSEN-ANHALT

Antragsteller*in: DGB-Bezirksfrauenausschuss Niedersachsen - Bremen - Sachsen-Anhalt
Status: angenommen in gednderter Fassung als Material an DGB-Bezirksvorstand
Empfehlung der ABK: Annahme in gednderter Fassung als Material an DGB-Bezirksvorstand
Sachgebiet: D - Gesellschaftspolitik

Der DGB-Bezirksvorstand soll sich fiir einen erneuten
Versuch der Novellierung des Frauenférdergesetzes
zu einem ,modernen” Gleichstellungsgesetz im Land
Sachsen-Anhalt einsetzen. Dies soll u.a. durch die Be-
ricksichtigung der Wirtschaft und der damit einher-
gehenden Erweiterung des Geltungsbereiches erfol-
gen. Grundsatzlich sollen zukiinftig Aufsichtsgremien
paritatisch besetzt werden, soweit die Entsendung in
das Gremium nicht an ein bestimmtes Amt gekoppelt
ist. Die Bestellung einer hauptamtlichen Gleichstel-
lungsbeauftragten muss verpflichtend geregelt, ihre
Beteiligungsrechte ausgebaut werden. In Ausschrei-
bungen soll die Teilzeiteignung mit aufgenommen
werden. Frauenforderung und Gleichstellungsplane
sollen fester Bestandteil von Personalentwicklungs-
konzepten sein.

Begriindung

Die Diskussion um die Verbesserung der Gleichstel-
lungsbedingungen und die damit einhergehende
dringende Novellierung des Landesgesetzes ist in der
vergangenen Legislaturperiode gescheitert.

Nach zahlreichen anderen Bundesldndern ist es not-
wendig, dass auch Sachsen-Anhalt veranderte wirt-
schaftliche und gesellschaftliche Rahmenbedingun-
gen in Bezug auf Gleichstellungsfragen analysiert und
Schlussfolgerungen als gesetzliche Grundlage zeitge-
mafd und nachhaltig neu formuliert.

Dies soll unter Beteiligung unserer Expertise gerade

im Blick auf gute Arbeitsbedingungen und Vereinbar-
keit von Familie und Beruf erfolgen.

ANHANG




ANTRAG D 18: PARITATISCHE BESETZUNG VON KRISEN- UND

EXPERT*INNENSTABEN
Antragsteller*in: DGB-Bezirksfrauenausschuss Niedersachsen - Bremen - Sachsen-Anhalt
Status: angenommen in geanderter Fassung als Material an DGB-Bezirksvorstand
Empfehlung der ABK: Annahme in gednderter Fassung als Material an DGB-Bezirksvorstand
Sachgebiet: D - Gesellschaftspolitik

Der DGB-Bezirksvorstand soll sich dafiir einsetzen,
dass Krisenstabe, Beratungs- und Entscheidungsgre-
mien paritatisch besetzt sind. Wo vorhanden, mis-
sen Frauen- und Gleichstellungsbeauftragte verbind-
lich beteiligt werden.

Begriindung

Gerade in einer Krise wie der jetzigen ist es wichtig,
die unterschiedlichen Lebens- und Arbeitsbedingun-
gen von Frauen und Mannern zu berutcksichtigen und
Frauen gleichermalien auf allen Entscheidungsebe-
nen zu beteiligen.

Geschlechtergerechtes Entscheidungsmanagement
wurde in der letzten Vergangenheit meist versaumt.
Diese Fehler dirfen nicht fortgesetzt werden. Die
Lander, Kommunen und Gemeinden missen gewahr-
leisten, dass Frauen in 6ffentlichen Krisenstaben und
anderen relevanten Entscheidungsgremien gleicher-
malen beteiligt werden.

Eingesetzte Mittel missen Frauen und Mannern glei-
chermalien zukommen.

Es muss gewdhrleistet sein, dass die Frauen- und
Gleichstellungsbeauftragten ihre Aufgaben umsetzen
konnen und auch in die Entscheidungsgremien ein-
bezogen werden.

6. Ordentliche DGB-Bezirkskonferenz Niedersachsen — Bremen - Sachsen-Anhalt




ANTRAG D 19: SICHERE KOMMUNIKATION

Antragstellerin: DGB-Kreisverband Uelzen

Status: angenommen in gednderter Fassung
Empfehlung der ABK: Annahme in gednderter Fassung
Sachgebiet: D - Gesellschaftspolitik

Der DGB-Bezirk sorgt flir eine klare Position fur sichere,
verschliisselte Kommunikation in der EU und setzt sich
entschieden gegen eine Aufweichung sicherer Kommu-
nikation fiir die Bevélkerung ein.

Begriindung

Ende 2020 haben sich die EU-Mitgliedsstaaten dazu
entschlossen, sichere Verschliisselung in der EU aus-
zuhebeln. Insbesondere bezieht sich dieses Vorhaben
auf Kommunikation tGiber Messengerdienste wie bei-
spielsweise WhatsApp, Signal oder Threema.

Diese Dienste ermoglichten vielen Menschen auf-
grund der einfachen Nutzbarkeit Gberhaupt erst den
Zugang zu Ende-zu-Ende-verschliisselter Kommuni-
kation. Es gibt selbstverstandlich von Anbietern un-
abhangige Verschlisselungslosungen (z. B. GnuPG).
Diese werden jedoch von vielen Mitmenschen nicht
genutzt, da sie nicht ,out of the box“ funktionieren
und man sich, wenn auch nicht lange, damit beschaf-
tigen muss um sie einzusetzen.

Wir erachten eine sichere, vertrauliche Kommunika-
tion nicht nur als essenziell fiir die Arbeit von Gewerk-
schafter*innen oder Personalvertrer*innen sondern
ein Garant flr den Schutz wesentlicher Grundrechte
unserer Gesellschaft.

Weiterfuhrende Informationen:

https://digitalcourage.de/blog/2020/crypto-wars-
regierungen-angriff-verschluesselung

https://www.heise.de/meinung/Warum-die-Versu-
che-der-EU-Verschluesselung-auszuhebeln-gefaehr-
lich-sind-6147092.html

https://netzpolitik.org/2021/ministerrat-und-
kommission-neuer-eu-fahrplan-fuer-zugang-zu-
verschluesselung/
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ANTRAG D 20: POLITISCHE TEILHABE DER SENIOR*INNEN AM ENTSCHEIDEN VON
RATEN UND PARLAMENTEN

Antragsteller*in: DGB-Kreisverband Osnabriick, DGB-Stadtverband Osnabriick

Status: angenommen in geanderter Fassung als Material an den Bezirksvorstand
Empfehlung der ABK: Annahme in gednderter Fassung als Material an den Bezirksvorstand
Sachgebiet: D - Gesellschaftspolitik

Der Bezirksvorstand wird beauftragt, sich auf den
Landerebenen fir gesetzliche Regelungen einzuset-
zen, die Senior*innen-Beirate in den Kommunen er-
moglichen und die Grundlagen regeln.

Bei dieser Gesetzgebung sollen alle Kommunen auf-
gefordert werden, Senior*innen-Beirate einzufiihren.
Dabeiist sicher zu stellen, dass die im Beirat entschie-
denen Themen und Forderungen der Senior*innen in
die entsprechenden kommunalen Ausschiisse zur Be-
fassung eingebracht werden kénnen.

Die endgiiltige Entscheidung soll dabei aber weiter-
hin bei den gewahlten Ausschussmitgliedern und den
kommunalen Parlamenten liegen.

Begriindung

Die Senior*innen sind ein Teil unserer Gesellschaft -
mit allen Rechten und Pflichten. Deswegen bleibt es
fir den demokratischen Zusammenhalt notwendig,
diese von Senior*innen selbst vertretenen Interessen
gemeinsam einzubeziehen.

Tatsachlich gibt es Senior*innen-Beirate. Manche
werden sogar angehdrt, weil handelnde Personen
oder ein Arrangement das zulasst. Doch ist gelegent-
licher ,guter Wille“ keine Teilhabe. Die muss aber ge-
schaffen und legitimiert werden, wo Mitwirkung nétig
ist.

Daher wird hier ein komplexer Auftrag erteilt, der in-
haltlich ausgerichtet Anforderungen skizziert. Es ist
dann Sache des beauftragten Gremiums, die Anforde-
rung auf den Weg zu bringen und Méglichkeiten, Tei-
lerfolge oder Fortschritte in die eigenen Strukturen
bis hin zu den Senior*innen zu kommunizieren bzw.
sich unterstltzen oder begleiten zu lassen.

6. Ordentliche DGB-Bezirkskonferenz Niedersachsen — Bremen - Sachsen-Anhalt
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ANTRAG E 01: ARBEITS- UND GESUNDHEITSSCHUTZ IN ZEITEN DER PANDEMIE IM

KONTEXT VON MOGLICHEN CORONA-SPATFOLGEN

Antragstellerin: IG BCE Landesbezirk Nordost

Status: angenommen

Empfehlung der ABK: Annahme

Sachgebiet: E - Sozialpolitik, Gesundheit, Pflege, Rente

Wir fordern die Berufsgenossenschaften, die Arbeit-
geber*innen und ihre Verbdnde dazu auf, dass Be-
schéftigte, die sich am Arbeitsplatz mit dem SARS-
Cov-2/Covid 19 und deren Mutationen infiziert haben,
die Infektion als Unfallmeldung zu erfassen und als
Arbeitsunfall zu bewerten.

In den Betrieben werden aufgrund ihrer Eigenart des
Betriebes die unterschiedlichsten Schutzmalnah-
men angewendet, da es bundesweit nur ansatzweise
verpflichtende einheitliche Regeln fiir Industrieunter-
nehmen gibt und die Betriebe diese im Rahmen ihrer
Moglichkeiten umzusetzen versuchen.

Aufgrund von aktuell noch nicht einschatzbaren
Langzeitfolgen einer Corona-Infektion sollen Be-
schéftigte, die sich am Arbeitsplatz infiziert haben,
auch bei auftretenden Langzeitfolgen abgesichert
sein. Die Absicherung muss wie bei einem Arbeitsun-
fall/Berufskrankheit bei Spatfolgen erfolgen.

Es ist nicht hinnehmbar, dass Betroffene dann mit ih-
ren privaten Versicherungen, sofern vorhanden, ihren
Lebensunterhalt absichern missen.

Begriindung

Der Schutz der Gesundheit am Arbeitsplatz und die
Erhaltung der Arbeitskraft ergibt sich aus der Fiirsor-
gepflicht des Arbeitgebers. Da diese Pandemie mit
seinen Auswirkungen und Spatfolgen aktuell nicht
abschlieRend bewertet werden kann und eine der-
artig weitreichende Pandemie in der Nachkriegsge-
schichte nie vorkam und somit auch nicht geregelt
worden ist, macht es notwendig die Beschaftigten,
die wahrend dieser Zeit keine Homeoffice-/Mobi-
les-Arbeiten-Option aufgrund ihrer Eigenart der Be-
schaftigung in Anspruch nehmen konnten und sich
am Arbeitsplatz infiziert haben, auch langfristig zu
schitzen.
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ANTRAG E 02: KRANKENHAUSER IN BURGER*INNEN-HAND

Antragstellerin: DGB-Kreisverband Liichow-Dannenberg
Status: angenommen in geanderter Fassung
Empfehlung der ABK: Annahme in gednderter Fassung
Sachgebiet: E - Sozialpolitik, Gesundheit, Pflege, Rente

Der DGB-Bezirk und seine Untergliederungen setzen
sich aktiv dafiir ein, dass die privaten Krankernhauser
in Niedersachsen, Bremen und Sachsen-Anhalt re-
kommunalisiert und in Biirger*innenhand ibernom-
men werden. Wo es Initiativen fiir dieses Ziel gibt,
werden diese unterstiitzt, woanders wird der Aufbau
solcher Biindnisse angestrebt.

Begriindung

Krankenhduser sind ein wesentlicher Bestandteil der
Daseinsvorsorge. Diese ist eine offentliche Aufgabe
und darf nicht privaten Konzernen liberlassen wer-
den. In der Vergangenheit wurden 6ffentliche Kran-
kenhduser oft privatisiert, da davon ausgegangen
wurde, dass dadurch die Defizite der Vergangenheit
angehoren. Durch die Privatisierung haben die Kom-
munen jedoch den Einfluss auf die Gesundheitsver-
sorgung verloren.

Seit den 1990er Jahren hat sich die Anzahl der priva-
ten Klinik stetig erhoht, die Zahl der 6ffentlichen und
freigemeinniitzigen nahm ab. In Niedersachsen sind
zurzeit von 174 Kliniken 75, in Bremen von 12 Klini-
ken 2, in Sachsen-Anhalt von 45 Kliniken 16 in priva-
ter Hand.

Gesundheitsversorgung wird von der Gesellschaft
Uber die Krankenkassen finanziert. Gewinne, die in
den Krankenhdusern erwirtschaftet werden, sol-
len wieder reinvestiert werden. Es ist nicht einzuse-
hen, dass diese in private Hande abflieRen, wahrend
gleichzeitig argumentiert wird, fir notwendige Ver-
besserungen ware kein Geld da. Die Ausrichtung an
Renditen, die mit Privatisierungen einhergeht, fihrt
nicht zu einer besseren Gesundheitsversorgung - im
Gegenteil. Dies haben die letzten Jahre gezeigt.

Krankenhduser in Birger*innen-Hand heiRt fir den
DGB

@® die Gesellschaft hat Einfluss auf die Gesundheits-
versorgung

@® ambulante Versorgungsstrukturen sind kein
Ersatz fiir die stationéare klinische Versorgung

6. Ordentliche DGB-Bezirkskonferenz Niedersachsen — Bremen - Sachsen-Anhalt

eine wohnortnahe Versorgung ist gewahrleistet
es gibt ausreichend Personal, dass mindestens
nach dem TvoD bezahlt wird

Arbeits- und Erholungszeiten, die sich an den
Bedirfnissen des Personals orientieren

die Ausstattung der Krankenhduser entspricht
den aktuellen Erfordernissen

Arbeitsbereiche wie Reinigung, Verpflegung sind
nicht ausgegliedert
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ANTRAGE 03:
(PPSG)

Antragsteller*in:
Status:

Empfehlung der ABK:
Sachgebiet:

dassder DGB-Bezirkssichfiir die Novellierung des Pfle-
gepersonal-Starkungsgesetzes (PpSG) einzusetzt.

Nachfolgende Punkte sind besonders zu beriicksich-
tigen:

@® Mehr Investitionen und Ausbildung in Fachper-
sonal durch Einstufung der Ausbildung als forde-
rungswirdig

@® Festlegung des Personalschlissels auf 1:5

@® Gerechte und einheitliche Entlohnung aller in der
Pflege beschéftigten Personen. Forderung zur
Flachentarifbindung und Wiederaufnahme der
Verhandlungen

Begriindung

Laut dem Institut der deutschen Wirtschaft in Koln
werden bis zum Jahr 2035 rund 500.000 Fachkréfte
fehlen, da wirken die kirzlich geschaffenen 13.000
Pflegestellen in stationdren Einrichtungen wie ein
Tropfen auf den heil3en Stein.

Durch Forderungswiirdigkeit dieses Berufes ist es
moglich, einen Zuschuss von der jeweiligen Landes-
regierung zum Ausbildungsgehalt zu gewahren.

Arbeitnehmer*innen in diesem Arbeitsbereich sollte
eine bessere Rentenanwartschaft nach mind. 7jah-
riger Tatigkeit in diesem Beruf gewahrt werden (z.B.
mehr Rentenpunkte).

Im Schnitt versorgt eine Pflegekraft in Deutschland
10 Menschen, bei hoheren Pflegegraden wie z.B. Pfle-
gegrad 1ist die Versorgung 1:8.

Eine Krankenschwester in Deutschland versorgt im
Durchschnitt 13 Patienten, die folgenden Beispiele
zeigen, dass es auch anders geht.

Schweiz: 1:8, Niederlande: 1:7, USA: 1:5,3. Ein unan-
gemessener Personalschlissel fiihrt zu hoher Belas-
tung der Arbeitnehmer*innen, Krankheit und Fluktu-
ation.

NOVELLIERUNG DES PFLEGEPERSONAL-STARKUNGSGESETZES

IG BCE Landesbezirk Nordost
angenommen in geanderter Fassung als Material zu Antrag A 02
Annahme in gedanderter Fassung als Material zu Antrag A 02

E - Sozialpolitik, Gesundheit, Pflege, Rente

Nach mehr als 30- jahriger Vereinigung beider deut-
scher Staaten ist die unterschiedliche Bezahlung in
Ost und West nicht akzeptabel und unsolidarisch.

Wir, die Mitglieder der IG BCE, fordern einen Tarifver-
trag mit dynamisierter Entlohnung und werden alle
Organisationen, die sich dafir einsetzen, mit unserer
Solidaritat unterstitzen.

Pflege geht uns alle an, ob jung oder alt! Pflegen und
gepflegt werden betrifft uns alle, Eltern hat jeder von
uns!

Unfélle und Krankheiten passieren und zu jeder Zeit
konnen auch wir Pflege bendtigen. Jeder Mensch
muss sich Pflege und pflegen menschenwirdig leis-
ten kénnen!

ANHANG




ANTRAG E 04:

REFORMIERUNG DES PFLEGEZEIT-, PFLEGESTARKUNGS- UND

FAMILIENPFLEGEZEITGESETZES, VEREINBARKEIT VON BERUF UND

PFLEGE STARKEN

Antragsteller*in:
Status:

Empfehlung der ABK:
Sachgebiet:

dass sich der DGB-Bezirk in all seinen Strukturen und
mit all seiner Energie dafiir einsetzt, dass das Pflege-
zeitgesetz, das Pflegestarkungsgesetz und das Fa-
milienpflegezeitgesetz den realen Bedirfnissen der
pflegenden Arbeitnehmer*innen angepasst und no-
velliert werden.

Nachfolgende Punkte sind zu beriicksichtigen:

@ Streichung der Betriebsgrofie als Anspruchsvor-
aussetzung, sodass alle Pflegenden die Regelun-
gen in Anspruch nehmen kénnen

@® Verlangerungen der Hochstdauer der Freistellun-
gen, Erweiterung und Flexibilisierung der Freistel-
lungsdauer, d.h.

@ finanzielle Verbesserungen in der Freistellungs-
zeit

@® AufhebungderBegrenzung auf nahe Angehérige -
Wir fordern die Erweiterung ohne die Begrenzung
des Begriffes ,naher Angehériger*.

@ Rechtsanspruch ab Pflegegrad | statt Pflegegrad
Il

Begriindung

Das 2008 eingefiihrte und zuletzt 2015 gednderte Pfle-
gezeitgesetz (PflegeZG) sowie das 2011 eingefiihrte
und zuletzt 2014 gednderte Familienpflegezeitgesetz
(FPfZG) spiegeln aktuell nicht die realen Bediirfnisse
pflegender Arbeitnehmer*innen wider.

Betriebsgrofie

Der Freistellungsanspruch gilt nicht fiir Kleinbetriebe
(unter 15 bzw. 25 Beschéftigten), wodurch insbeson-
dere viele weibliche Beschaftigte von vornherein aus-
geschlossen werden.

Es muss die Freistellung bereits flir Betriebe ab einer
Betriebsgrofie von 5 Mitarbeiter*innen/ Beschaftig-
ten ermoglicht werden.

6. Ordentliche DGB-Bezirkskonferenz Niedersachsen — Bremen - Sachsen-Anhalt

IG BCE Landesbezirk Nordost
angenommen in geanderter Fassung als Material zu Antrag A 02
Annahme in gedanderter Fassung als Material zu Antrag A 02

E - Sozialpolitik, Gesundheit, Pflege, Rente

Arbeitsfreistellung

Wird ein*e Angehdrige*r zum Pflegefall, ist dies eine
physische und psychische Belastungssituation, wel-
che mitvielen Fragen, Unsicherheiten und Problemen
verbunden ist. Der*Die Arbeitnehmer*in hat hier ne-
ben der Berufstatigkeit einen regelrechten Marathon
an Entscheidungen und Aufgaben zu bewaltigen:

@ der Pflegebedarfist zu erfassen,

@® cine geeignete Versorgungsform fir die*den
Angehdorige*n ist auszuwahlen,

@ der Pflegegrad ist mit Beibringung entsprechen-
der Nachweise zu beantragen und

@® die Finanzierung der Pflege ist sicherzustellen.

Diese Prozesse bendétigen Zeit, Kraft und Ausdauer.
Gesamtgesellschaftliche Entwicklungen, wie z.B. die
spate Entscheidung zur Familienplanung, aber auch
das steigende Renteneintrittsalter, verscharfen zu-
satzlich die hier skizzierte Situation eines Pflegefalls.
Der Gesetzgeber ermoglicht daher dem*der Arbeit-
nehmer*in eine Arbeitsfreistellung im Akutpflegefall
unter nachfolgenden Bedingungen:

Paragraph 2 Abs. 1 PflegeZG besagt zum Sachverhalt:
»Beschéftigte haben das Recht, bis zu zehn Arbeits-
tage der Arbeit fernzubleiben, wenn dies erforderlich
ist, um fur einen pflegebedurftigen nahen Angehéri-
gen in einer akut aufgetretenen Pflegesituation eine
bedarfsgerechte Pflege zu organisieren oder eine
pflegerische Versorgung in dieser Zeit sicherzustel-
len.”

Wir empfinden den gesetzlichen Zeitraum von 10 Ar-
beitstagen bei gemindertem Arbeitsentgelt als unzu-
reichend.

Eine beschrankte Leistung, die sich nur auf das erst-
malige Auftreten im Akutpflegefall begrenzt, fiihrt be-
reits jetzt zu Uberlastung und vorzeitigen krankheits-
bedingten Ausfallen von Beschéftigten. Des Weiteren
verschlechtert sich die Pflegesituation einer*s Ange-
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hérigen leiderin vielen Fallen, sodass in der Praxis die
erneute, dringliche Notwendigkeit gegeben ist, eine
bedarfsgerechte Pflege zu organisieren. Mehrmalig
pro Pflegefall eine kurzzeitige Arbeitsfreistellung ge-
setzlich festzuhalten und hierfir bis zu 20 Arbeitstage
zur Verfiigung zu stellen, wiirde insbesondere die
physische und psychische Belastungssituation der
Arbeitnehmer*in mildern. Diese zeitlichen Ressour-
cen helfen zudem bei der Organisation einer qualita-
tiv hochwertigen Pflege fiir die*den Angehérige*n.

Flexibilitat der Freistellung

Die einmal beantragte Freistellungszeit ist nicht flexi-
bel, sodass eine vorzeitige Riickkehr nicht in allen Fal-
len (z.B. bei freiwilligem Einzug ins Pflegeheim) ohne
Zustimmung des Arbeitgebers moglich ist.

Die Pflege von Angehdrigen lasst sich nicht in einem
Prozessschritt definieren, sondern muss dem Krank-
heitsverlauf bzw. dem Pflegebedarf individuell an-
zupassen sein. Eine elementare Hiirde davon ist das
einmalige Gestaltungsrecht der Pflegezeit. Gerade in
akuten Krankheitsphasen ist die flexible Nutzung von
Zeiten immens wichtig. Das nimmt nicht nur Druck
und Stress von dem pflegenden Angehdrigen, es ist
auch flr Arbeitgeber*innen sehr wertvoll, da ihre gu-
ten Fachkrafte weiter fiir die Arbeitsprozesse zur Ver-
fugung stehen.

Freistellungszeitrdume

Die Freistellungszeitraume reichen nicht aus, um der
Realitat der pflegenden Arbeitnehmer*innen gerecht
zu werden.

Nach dem Pflegezeitgesetz kann eine vollstdndige
bzw. teilweise Freistellung nur bis zu 6 Monaten be-
antragt werden. Nach dem Familienpflegezeitgesetz
ist dariiber hinaus eine teilweise Freistellung mit min-
destens 15 Wochenstunden Arbeitszeit nur bis zu 24
Monaten méglich. Dies reicht nicht aus, um die Pfle-
gebedurftigen langfristig zu versorgen.

Beispielsweise sind in Pflegegrad 1 nach 24 Monaten
immer noch 85,2% der Pflegebedirftigen auf Pflege
angewiesen. Fiir die anderen Pflegegrade gelten die
folgenden Werte: 75,1% bei Pflegegrad 2, 57,7% bei
Pflegegrad 3, 26,8% bei Pflegegrad 4 und 17,8 % bei
Pflegegrad 5. (Quelle: Barmer Krankenkasse Daten
2012-2018).

Finanzierung

Die pflegenden Arbeitnehmer*innen haben aktuell
nur einen Anspruch auf ein zinsloses Darlehen als
Ausgleich fur das entgangene Einkommen. Das staat-
liche Pflegegeld ist hierbei auch kein angemessener
finanzieller Ausgleich fiir die Pflegenden.

Immer wieder wird betont, dass das Ehrenamt die
dritte starke Saule der Gesellschaft darstellt. Wenn
dies so ist, dann braucht es auch die finanzielle Star-
kung aller pflegenden Angehérigen und Menschen,
die pflegen wollen. Hier darf keine Armutsfalle ent-
stehen.

Die Fortzahlung des Arbeitsentgelts in Form einer
Lohnersatzleistung durch die Pflegeversicherung ist
zwangslaufig erforderlich, um die Organisation der
Pflege einer*s Angehdrigen als Art der Care-Arbeit
(Pflegearbeit) endlich anzuerkennen und als solche
entsprechend zu entlohnen. Dies ist auch im Hin-
blick auf die Gleichbehandlung von erkrankten Kin-
dern und zu pflegenden nahen Angehdrigen eine
langst Uiberfallige Forderung. Ferner konnte diese Re-
gelung der Tatsache, dass Care-Arbeit immer noch
nicht gleichmaRig verteilt ist, sondern liberwiegend
von Frauen unbezahlt und kaum anerkannt erbracht
wird, positiv entgegenwirken.

Krankenversicherung

Wenn ein*e Angehdrige*r die Pflege Gbernimmt, dann
fallt er*sie aus der Krankenversicherung heraus.
Er*Sie muss sich selbst versichern, was wiederum
Kosten fiir die Personen sind, die sich ehrenamtlich
um die Pflege kimmern. Pflegende Angehorige diir-
fen keine Zusatzbelastung erfahren durch die Pflege
ihrer Angehorigen. Die vollstandige soziale Absiche-
rung muss flr pflegende Angehorige oder Pflegeper-
sonen gesichert sein.

Rechtsanspruch herabsetzen

Wenn die Pflege zu Hause stattfinden soll, dann muss
der Rechtsanspruch ab Pflegegrad | gelten und somit
die pflegenden Angehorigen in die Lage versetzen,
die Pflege Giberhaupt in Angriff nehmen zu kdnnen.

Gleichstellung von Frauen und Mannern

Das Pflegestarkungsgesetz und das Pflegezeitgesetz
sind weiterhin zu verbessern. Nach wie vor tGberneh-
men Frauen den groRten Anteil der Pflege. Der Ver-
such, die Vereinbarkeit von Beruf, Familie und Pflege
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zu bewerkstelligen, ist eine der groRen Herausforde-
rungen unserer Gesellschaft. Und immer noch sind es
im starkeren Mal3e die Frauen, die die Verantwortung
fur die Familie Gbernehmen. Sorgearbeit (Care-Ar-
beit) wie Pflege, Betreuung von Kindern werden zu
849% von Frauen erbracht. Die Entwicklung, dass die
Erwerbsarbeit der Frauen ansteigt, beruht auf der
Ausgliederung der Flrsorgearbeit an den Staat. Fallt
der Staat aus — wie in der Corona-Krise - dann fallt die
Aufgabe hauptsachlich an die Frauen zuriick. Das ist
nicht akzeptabel und vor allem nicht partnerschaft-
lich.

Care-Arbeit (Sorgearbeit) muss als Daseinsvorsorge
allgemeiner Rechtsanspruch werden. Um dieses Ziel
zu erreichen, muss der DGB als Vorreiter allen Men-
schen, die Care-Arbeit (Sorgearbeit) leisten, eine wir-
kungsvolle Unterstiitzung anbieten, um die Familien-
arbeit partnerschaftlich zu gestalten.

Die Corona-Krise hat uns gezeigt: Wir Frauen SIND
systemrelevant. Nur wenn diese Bereiche im Fokus
sind, finden sie Anerkennung und haben die Chance
auf gerechte Verteilung und somit Gleichstellung.
Dies ist Grundlage einer sozialen, gleichgestellten
und solidarischen Gesellschaft.

Wir fordern daher den DGB auf, fuir die Gleichstellung
von Frauen und Mannern bei der Care-Arbeit (Sorge-
arbeit) einzustehen und ein gesellschaftliches Um-
denken zu fordern.

Ehrenamt

Wir férdern das Ehrenamt, deshalb ist es wichtig,
dass Pflege nicht nur auf einen kleinen Personenkreis
begrenztist, sondern fiir jeden Menschen moglich ist.

Wertschatzung, Anerkennung und ebenfalls gleiche
Bezahlung sind in entsprechenden Gesetzen und Ta-
rifvertragen fest zu verankern.

Diese Rahmenbedingungen sind im Gesetz festzu-
legen. Wir fordern damit das Ehrenamt, die wichtige
Saule unserer Gesellschaft. Die Pflege von Menschen
ist eine gesellschaftliche Aufgabe. Im Zuge des de-
mografischen Wandels ist es notwendig, die Modelle
so zu gestalten, dass Fachkrafte in Firmen gebunden
werden kénnen und dennoch individuell so viel Flexi-
bilitat zur Verfligung steht, wie die pflegenden Ange-
hérigen bendtigen.

6. Ordentliche DGB-Bezirkskonferenz Niedersachsen — Bremen - Sachsen-Anhalt
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ANTRAG E 05:
DER PFLEGEKRAFTE

Antragsteller*in:
Status:

Empfehlung der ABK:
Sachgebiet:

sich mit Druck auf die Landes- und Bundesregie-
rung fir folgende Verbesserungen der Bedingungen
fur Pflegebedurftige, pflegende Angehorige und das
Pflegepersonal einzusetzen:

@® Eine Deckelung des Eigenanteils bei den anfallen-
den Heimkosten von 700€ mtl. sowie die jahrli-
che automatische Anpassung der Pflegeversiche-
rungsleistungen an die Kostensteigerungen in der
Pflege, damit nicht immer mehr Pflegebedirftige
auf Sozialhilfe angewiesen sind.

@® FEine aus Steuermitteln finanzierte Lohnersatz-
leistung flr Pflegezeiten analog zum Elterngeld.

@® Die Bereitstellung von mehr Mitteln fiir den
Umbau von Wohnungen.

@® Die Beschrankung des Rickgriffs auf Kinder, wenn
deren Einkommen jahrlich 100.000 Euro nicht
Uberschreitet.

@ Eine deutlich bessere Bezahlung und Wertschat-
zung der Pflegeberufe; der Mindestlohn in der
Pflege muss deutlich erhéht werden.

@® Fir die Ausbildung der Pflegeassistenz fordern
wir eine zweijdhrige Ausbildung im dualen System
mit Durchlassigkeit bei Eignung zur Héherqualifi-
zierung als examinierte Pflegekraft. Hierflr ist der
Hauptschulabschluss Mindestanforderung.

@ Die deutliche Erhéhung des Personalschliissels,
um die vorhandene personelle Unterdeckung
zu beseitigen. Dazu gehoren auch geregelte und
planbare Arbeitszeiten.

@® Die Privatisierung der Pflege zu beenden und
wieder der offentlichen Hand zu (ibertragen.
Gesundheit ist keine Ware. Die Gesundheits-/Pfle-
geleistungen sind am Bedarf der Menschen zu ori-
entieren und nicht einer marktgesteuerten Preis-
bildung zu unterwerfen.

Begriindung

Knapp 2,9 Millionen Menschen sind pflegebediirftig.
Die Anzahl der zu pflegenden Personen wird in Zu-
kunft stark ansteigen. Annahernd drei Viertel aller
Pflegebedirftigen werden zu Hause versorgt. 1,38
Millionen allein durch Angehorige. Die Last auf den

BEZAHLBARE PFLEGE, BESSERE BEZAHLUNG UND WERTSCHATZUNG

DGB-Stadtverband Wilhelmshaven
angenommen in geanderter Fassung als Material zu Antrag A 02
Annahme in gedanderter Fassung als Material zu Antrag A 02

E - Sozialpolitik, Gesundheit, Pflege, Rente

Pflegebedirftigen und ihren Angehorigen muss be-
sonders finanziell verringert werden. Die Last des
Pflegepersonals, die entsprechende Versorgung zu
gewahrleisten, muss ebenso wie die Last von Ange-
horigen, die ihre Verwandten zu Hause pflegen, po-
litisch gelost und verringert werden. Der gesamte
Gesundheitssektor muss wieder weg vom Trend der
Privatisierung, da durch die Marktorientierung nie-
mals die notwendige Firsorge fiir den Menschen er-
reicht werden kann.

ANHANG




ANTRAGE 06: UNTERSTUTZUNG PFLEGENDER ANGEHORIGER

Antragstellerin: DGB-Stadtverband Delmenhorst

Status: angenommen als Material an DGB-Bezirksvorstand
Empfehlung der ABK: Annahme als Material an DGB-Bezirksvorstand
Sachgebiet: E - Sozialpolitik, Gesundheit, Pflege, Rente

der Landesregierung aufzugeben, ein Modellprojekt
fur eine Landeseigene Service Gesellschaft zu entwi-
ckeln, bei der pflegende Angehdrige angestellt und
entlohnt ( mind. Pflegemindestlohn) werden; Ausbil-
dungen in hauslicher Pflege erhalten und diese ent-
sprechend jahrlich vertiefen kdnnen. Auch ist von
dieser Service Gesellschaft ein sechswdéchiger Ur-
laub zu gewahrleisten und ErholungsmalRnahmen
(Reha-MaRRnahmen) vorzusehen. Die Service Gesell-
schaft zahlt alle Sozialversicherungsbeitrage damit
dem pflegenden Angehorigen keine Nachteile bei den
Leistungen aus den Sozialversicherungen entstehen.
Fur die Wiedereingliederung in den Arbeitsmarkt ist
Sorge zu tragen.

Somit wird die Arbeit der pflegenden Angehdrigen
anerkannt.

Begriindung

Nach Aussagen des Deutschen Zentrums fiir Al-
tersfragen werden drei Viertel aller Pflegebedirfti-
gen von Angehdrigen zu Hause gepflegt. Vor allem die
Langzeitpflege bedeutet in Deutschland Pflege in der
Familie, deren Hauptlast meist weibliche Familien-
mitglieder tragen. Pflegende Angehdrige, die ihre Er-
werbstatigkeit einschranken oder gar aufgeben, ent-
lasten die Pflegeversicherung von hohen Kosten fiir
professionelle Pflegeleistung.

6. Ordentliche DGB-Bezirkskonferenz Niedersachsen — Bremen - Sachsen-Anhalt




ANTRAG E 07: RENTENNIVEAU ANHEBEN

Status: angenommen in gednderter Fassung als Material zu Antrag A 02

Antragstellerin: DGB-Kreisverband Gifhorn
Empfehlung der ABK: Annahme in gednderter Fassung als Material zu Antrag A 02
Sachgebiet: E - Sozialpolitik, Gesundheit, Pflege, Rente

Der DGB-Bezirk setzt sich auf allen politischen und
gesellschaftlichen Ebenen fiir eine dauerhaft armuts-
feste gesetzliche Rente ein, die dariliber hinaus den
Lebensstandard sichert.

Dazu gehort neben dem Rentenniveau vor allem auch
mehr Gute Arbeit. Daher setzt sich der DGB-Bezirk
auch in Zukunft dafiir ein, dass die Tarifbindung, und
damit faire Lohne, nachhaltig gestarkt werden.

Begriindung

Derzeit wird das Rentenniveau durch politische Mal3-
nahmen bei etwa 48 Prozent stabilisiert. Langfristig
sollte aber ein Rentenniveau von mindestens 53 Pro-
zent angestrebt werden. Dies ist auch die Forderung
von vielen DGB-Gewerkschaften.

ANHANG



ANTRAG F 01:
STELLENSTREICHUNGEN

Antragstellerin: DGB-Kreisverband Leer

Status:
Empfehlung der ABK:

Sachgebiet: F - Offentlicher Dienst

dass der DGB-Bezirksvorstand auf die Landesregie-
rung hinwirkt, dass die 2000 Stellenstreichungen zu-
rick genommen werden.

Niedersachsens Landesregierung hat am 12.07.2021
ihre Plane fiir den kommenden Doppelhaushalt
2022/2023 vorgestellt. Infolge der Pandemie soll Mil-
lionen eingespart werden. Dies soll unter anderem
durch Stellenabbau erfolgen. Einsparungen erhofft
sich das Land durch das Streichen von etwa 2.000
Stellen, die bislang nicht oder nicht dauerhaft besetzt
waren.

Zum Start des Schuljahres 2021/2022 nehmen in Nie-
dersachsen an den 6ffentlichen allgemeinbildenden
Schulen knapp 1.600 (1.576; Stand 31.08.2021) neue
Lehrkrafte ihren Dienst auf, insgesamt waren 1.996
Stellen ausgeschrieben, 420 Stellen blieben unbe-
setzt. Um den Bedarf an neuen Lehrkréften an allge-
meinbildenden Schulen zu decken wurden zusatzlich
rund 100 Vollzeitlehrereinheiten (VZLE) Studierende
und Pensiondrinnen und Pensionare bzw. Querein-
steigerinnen und Quereinsteiger befristet bis zum
Ende des Halbjahres eingestellt worden.

Wahrend die Landesregierung die Kirzungen nun
vornehmen moéchte, verweist die GAP bereits seit [an-
gerem auf die weitere Notwendigkeit der Stellen. Hin-
tergrund ist auch, dass die im Koalitionsvertrag von
2017 geplanten weiteren Personalverstarkungen bei
weitem nicht umgesetzt wurden.

Begriindung

Dies sind nur zwei Beispiele wie es aktuell bei der
Stellensituation im Land Niedersachsen aussieht.

Vor dem Hintergrund der Corona-Pandemie, dem
»Homeschooling“ und der damit verbundenen Ver-
schlechterung vieler Schiilerinnen und Schiler im
letzten Schuljahr, ist eine Streichung von 2000 Stellen
der falsche Weg.

6. Ordentliche DGB-Bezirkskonferenz Niedersachsen — Bremen - Sachsen-Anhalt

KEINE EINSPARUNGEN DES LANDES NIEDERSACHSEN DURCH

angenommen in geanderter Fassung

Annahme in gednderter Fassung

Im Moment schieben die Kolleginnen und Kollegen
von der Polizei unzéhlige Uberstunden durch die nor-
mal Arbeit aber auch durch Sondereisatzte bei De-
mos, Fullballspielen und zu wenig Stammpersonal
in der Wache vor sich her. Hier wird Personal verheizt
und das kann nicht der Weg sein
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ANTRAG F 02:

SONDERURLAUBSVORAUSSETZUNGEN IN NIEDERSACHSEN -

GLEICHKLANG ZWISCHEN BEAMT*INNEN UND TARIFBESCHAFTIGTEN

HERSTELLEN

Antragsteller*in:

Status: angenommen

Empfehlung der ABK: Annahme

Sachgebiet: F - Offentlicher Dienst

Die Niedersachsische Landesregierung wird aufgefor-
dert, die Sonderurlaubsverordnung zu andern:

§2 Urlaub flr Aus- und Fortbildung sowie fiir Sport-
veranstaltungen

Urlaub unter Weitergewahrung der Beziige kann,
wenn dringende dienstliche Griinde nicht entgegen-
stehen, erteilt werden fiir die Teilnahme

1. an wissenschaftlichen Tagungen sowie an beruf-
lichen Aus- und Fortbildungsveranstaltungen,
wenn die Teilnahme fir die dienstliche Tatigkeit
von Nutzen ist;

2. an Prifungen (Klausurarbeiten und miindliche
Prifungen) nach einer Aus- oder Fortbildung im
Sinne von Nummer 1;

3. anBildungsveranstaltungen, wenn

a) die Anerkennung nach dem Niedersachsischen
Bildungsurlaubsgesetz als Bildungsurlaub vor-
liegt oder

b) sie im Ausland stattfinden und mit Riicksicht auf
die politische Situation und die Beziehungen zu
dem jeweiligen Land besonders férderungswiir-
dig sind.

Begriindung

In der DGB-Kampagne zum Bildungsurlaub wurde
nochmal deutlich gemacht, dass der Bildungsurlaub
der gesetzlich verbriefte Anspruch auf Weiterbildung
fur Arbeitnehmerinnen wéhrend der Arbeitszeit ist.
Bei den Beamtinnen und Beamten kann dieser An-
spruch lediglich fir wissenschaftliche oder politi-
sche Themen genutzt werden. Der Grundgedanke
der Arbeitszufriedenheit und der allgemeinen, nicht
tatigkeitsgebundenen Weiterbildung durch einen
moglichen ,Blick Gber den Tellerrand®, ist hier als
Rechtsanspruch nicht gegeben.

ver.di Landesbezirk Niedersachsen-Bremen

Es ist ein Irrtum zu glauben, dass Beamtinnen und
Beamte keinen Bedarf flir entsprechende Bildung ha-
ben.

Weiterhin ist die bestehende Mdglichkeit einer ein-
fachen Ablehnung aus dienstlichen Griinden, bei de-
ren Findung Dienstherren mitunter erfinderisch sind,
nicht ausreichend um eine Absicherung des Weiter-
bildungsgedankens auch tatsachlich zu verankern.
Hier ist daher als Ablehnungsgrund auf das notwen-
dige Vorliegen dringender dienstlicher Griinde abzu-
stellen. Dies erhoht zudem auch die Rechtssicherheit,
da dann unstrittig gewichtige Griinde fiir eine Ableh-
nung vorliegen mussen.

Die Diskriminierung in Niedersachsen muss aufhoren
und der Bildungsurlaub sollte unabhéngig vom Be-
schéftigungsstatus etabliert werden. Der Bildungsur-
laub ist eine Errungenschaft fiir alle Kolleginnen und
Kollegen!

ANHANG




ANTRAG G 02:
MIT DER AFD

Antragsteller*in:
Status:

Empfehlung der ABK:
Sachgebiet:

1. dass eine Zusammenarbeit auf Ebene des
DGB-Bezirks mit der Partei ,Alternative fir
Deutschland“ (AfD) kategorisch ausgeschlossen
wird.

2. AfD-Funktionar*innen,  AfD-Mandatstrager*in-
nen, bekennende Mitglieder, Unterstiitzer*innen
und Sympathisant*innen der AfD werden nicht zu
Veranstaltungen des DGB-Bezirks eingeladen.

3. Die Wahrnehmung von DGB-Funktionen durch
AfD-Mitglieder ist nicht erwilinscht.

Begriindung

Die Partei ,Alternative flir Deutschland“ (AfD) ver-
folgt eindeutige rechtsextreme, rassistische und ge-
werkschaftsfeindliche Ziele. Sie ist fir den DGB keine
Blindnispartnerin und wir verwahren uns der Ein-
flussnahme durch die AfD im Rahmen politischer Aus-
einandersetzungen.

Wir sehen die dringende Notwendigkeit, Giber die po-
litischen Inhalte der AfD aufzuklaren und sie zu ent-
tarnen. Dazu ist es notwendig, weitere Anstrengun-
gen voranzutreiben. Die menschenverachtende und
volkisch-nationalistische Politik, widerspricht unse-
ren gewerkschaftlichen Grundwerten einer demokra-
tischen und solidarischen Gesellschaft.

Unsere Vorstellungen und Werte sind denen der AfD
offensiv entgegenzusetzen und bedirfen einer ver-
bindlichen Handlungsanleitung.

Der DGB fiihlt sich verpflichtet, die Demokratie zu
schitzen und eine klare Haltung gegen Hass, Hetze
und Gewalt einzunehmen. Wir fihlen uns zudem auch
den Opfern des NS-Regimes verbunden. Die lange de-
mokratische Tradition des DGB gebietet einen Aus-
schluss jeglicher Zusammenarbeit mit der AfD. Einige
im DGB organisierte Einzelgewerkschaften haben
diesen Weg bereits beschritten.

6. Ordentliche DGB-Bezirkskonferenz Niedersachsen — Bremen - Sachsen-Anhalt

UNVEREINBARKEITSBESCHLUSS DES DGB ZUR ZUSAMMENARBEIT

DGB-Kreisverband Northeim
angenommen in geanderter Fassung
Annahme in gednderter Fassung

G - Satzung und Organisation

Die AfD fiihlt sich weder der Demokratie noch der his-
torischen Verantwortung verpflichtet und ist auch
aus diesem Grund keine Blindnispartnerin des DGB.

Wir bitten um Zustimmung!
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ANTRAG G 03: DGB-BEZIRK UNTERSTUTZT LOKALE INTERNETAUFTRITTE VON
KREIS- UND STADTVERBANDEN

Antragsteller*in:
Status:

Empfehlung der ABK:
Sachgebiet:

dass der DGB-Bezirksvorstand eine Internet- und So-
cial-Media-Strategie umsetzt, die auch Unterstit-
zungsangebote fiir die Kreis- und Stadtverbande be-
inhaltet.

Begriindung

Um die eigene Arbeit sowohl den ortsnahen Gewerk-
schaftsmitgliedern als auch der Offentlichkeit vorzu-
stellen, ist die eigene selbstbestimmte Medienarbeit
unerlasslich.

Durch Aufrufe, dokumentierte Aktionen und dem
sichtbaren Zusammenhalt wird eine niederschwellige
Einladung zum Mitmachen transportiert. Die digitale
Prasentation und Darstellung der Gewerkschaftsar-
beit vor Ort zeugt davon, dass sich gesellschaftliches
Einmischen lohnt und dass Einflussnahme erfolg-
reich sein kann.

Nehmen wir die Darstellung unserer eigenen Pres-
seberichte in die Hand, erweitern wir unsere Offent-
lichkeitsarbeit und machen uns unabhéangig von
lokalen und regionalen Printmedien, die kommerzi-
ellen Verlagen unterstehen, die nicht zwingend unser
gewerkschaftliches Ringen um bessere Arbeitneh-
mer:innenrechte und unsere soziale Forderungen tei-
len. Uns nur auf Dritte zu verlassen und ihnen unsere
Pressemitteilungen anzubieten, heilt, dass wir nicht
selbst darliber entscheiden, was, wann, wie und wo
erscheint. Daher missen wir moderne digitale Me-
dien auch fiir lokale und regionale Bereiche selbstbe-
stimmt und aktuell betreiben und uns insbesondere
jene Medien zu Nutze machen, die eine bessere Ver-
breitung als bislang ermdglichen. Dafiir brauchen wir
eigene lokale und regionale Internetseiten/Blogs und
dazugehorige eigene Social-Media-Auftritte via Twit-
ter, Facebook, Instagram und ahnlich.

Sowohl bei den Einrichtungen als auch fir die stan-
dige Pflege brauchen wir - die Ehrenamtlichen - ver-
lasslich und durchgehend Unterstiitzung. Wir sind
entweder beruflich und/oder mit inhaltlicher Arbeit
so belastet, dass die notwendige Aktualitat anderen-

DGB-Kreisverband Heidekreis
angenommen in geanderter Fassung als Material an DGB-Bezirksvorstand
Annahme in gednderter Fassung als Material an DGB-Bezirksvorstand

G - Satzung und Organisation

falls nicht gewahrleistet ist. Die technische Wartung
ist auf Grund von Unkenntnis der meisten Mitglie-
der in keiner Weise aus den eigenen Reihen vor Ort
durchfiihrbar. Wir bendtigen Personen, die diese Auf-
gaben professionell nach unseren Vorstellungen aus-
fihren. Der DGB-Bezirk stellt fiir den oben genannten
Aufgabenbereich im Auftrag der jeweiligen Kreis- und
Stadtverbande sachverstandige Menschen ein und fi-
nanziert diese Tatigkeiten z. B. auf Honorarbasis.

ANHANG




ANTRAG G 04: ANTRAG FUR EINE GESCHLECHTERGERECHTE PARITATISCHE
DOPPELSPITZE IN KREIS- UND STADTVERBANDEN

Antragsteller*in:

DGB-Kreisverband Diepholz, DGB-Kreisverband Hameln-Pyrmont,

DGB-Stadtverband Hannover, DGB-Kreisverband Hildesheim,
DGB-Kreisverband Holzminden, DGB-Kreisverband Nienburg,
DGB-Kreisverband Region Hannover, DGB-Kreisverband Salzwedel

Status:
Empfehlung der ABK:
Sachgebiet:

dass sich der DGB-Bezirksvorstand dafiir einsetzt,
dass eine paritatische Doppelspitze im Vorsitz inner-
halb der Kreis- und Stadtverbande im Rahmen der
Organisationswahlen zukiinftig ermoglicht wird.”

Begriindung

Frauen sind in den DGB-Gremien unterreprasen-
tiert, obwohl die Mitgliedsgewerkschaften im DGB die
grofite Interessenvertretung erwerbstatiger Frauen
darstellen. Die Analyse der DGB-Kreis- und - Stadt-
verbande 2018 hat zudem ergeben, dass in der Re-
gel mannliche Kollegen den Vorsitz in den Kreis- und
Stadtverbanden Gibernehmen.

Die gleichberechtigte Teilhabe von Frauen ist ein po-
litisches Ziel des DGB. Die Paritat ist eines der Mittel,
um dieses Ziel zu erreichen. Neben mehr Geschlech-
tergerechtigkeit kann die Flhrungsverantwortung
und die Arbeitsbelastung auf mehr Schultern verteilt
werden. Das Amt des KV/SV-Vorsitzes ist eine ehren-
amtliche Arbeit, die mitunter viele Stunden in der Wo-
che einnimmt. Fir Vollzeitberufstatige insbesondere
Frauen ist diese Tatigkeit mit der haufigen Mehrfach-
belastung durch Familien- und Care- Arbeit kaum als
Vorsitzende allein zu leisten. Eine Doppelspitze ware
die Losung fur mehr Gleichberechtigung. Doppel-
spitzen erméglichen dariiber hinaus flieRende Uber-
gange bei der Besetzung des Vorsitzes.

Gleichberechtigung ist ein Grundrecht und ist auch
fur die Strukturen der DGB-Kreis- und -Stadtver-
bande zu Gbernehmen. Wir wissen, welche Hiirden
Frauen nehmen miissen, damit sie im Beruf eine Fiih-
rungsposition ibernehmen kdénnen. Dabei scheitern
Frauen sehr oft an der glasernen Decke. Die Einflih-
rung einer paritatischen Doppelspitze in den DGB-KV/
SV-Strukturen wirde ein deutliches Zeichen fiir mehr
Gleichbehandlung setzen.

6. Ordentliche DGB-Bezirkskonferenz Niedersachsen — Bremen - Sachsen-Anhalt

angenommen in gednderter Fassung als Material an DGB-Bezirksvorstand
Annahme in gednderter Fassung als Material an DGB-Bezirksvorstand

G - Satzung und Organisation

Wir setzen uns dafiir ein, dass Frauen die gleichen
Chancen haben wie Manner! Die Verankerung einer
paritatischen Doppelspitze in den Stadt- und Kreis-
verbanden ist der richtige Schritt in diese Richtung.

Durch die Moglichkeit in den KV/SV-Verbanden eine
paritatische Doppelspitze einzubringen, verankern
wir ein modernes Gleichstellungsdenken in den
Strukturen der 3. Ebene.
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ANTRAG G 05:

MIT DOPPELSPITZE DOPPELT STARK. SATZUNGSANDERUNG

EHRENAMTLICHER KREIS- UND STADTVERBANDE

Antragsteller*in:
Status:

Empfehlung der ABK:
Sachgebiet:

Die reprasentativen Wahlamter der ehrenamtlichen
DGB-Kreis- und -Stadtverbandsvorsitzenden werden
gemal §12 der Satzung fiir eine (moglichst) parita-
tisch besetzte Doppelspitze gedffnet. Die Stimmge-
wichtung der Doppelspitze verbleibt bei einerim Kon-
sens zwischen den Vorsitzenden getroffenen Stimme.

Kandidiert fiir das Amt des/der Vorsitzenden nur eine
Person, bleibt die Position des/der zweiten Vorsit-
zenden unbesetzt. Uber die unbesetzte Position ent-
scheidet der Kreisverband.

Begriindung

Der DGB und seine ehrenamtlichen Gliederungen
der Kreis- und Stadtverbande reprasentieren die Ge-
werkschaften der Region unter einem Dach. Dabei ist
die Geschlechterverteilung unter den Mitgliedern sei-
ner Gewerkschaften in der AuRenwirkung bislang un-
beriicksichtigt geblieben. Die bestehenden Gremien
der DGB-Frauen auf regionaler Verbandsebene é&n-
dern an dem Umstand nichts.

Die Analyse der DGB-Strukturen von 2018 hat erge-
ben, dass Kolleginnen lberproportional wenig in der
Rolle der Vorsitzenden sind. Das Bild des mannlichen
Reprasentanten dominiert. Unter den Gewerkschaf-
ten des DGB gibt es jene mit Uiberdurchschnittlich
hohem Frauenanteil, wahrend bei anderen mannli-
che Mitglieder iberwiegen. Eine paritatisch besetze
Doppelsitze der DGB Kreisverbande nivelliert diese
ungleiche Geschlechterverteilung im reprasentative
Amt der Vorsitzenden.

Fazit: Der DGB formuliert einen geschlechterparita-
tischen Anspruch an Politik und Parlamente. Dies
legt nahe diesen Anspruch starker in den eigenen
Wahlamtern zu berticksichtigen.

Gleichzeitig wird anhand der Altersstruktur der eh-
renamtlichen Verbande deutlich, dass junge Ak-
tive nur milhsam Eingang in die Gremien finden. Ein
Grund hierfir liegt in den fiir junge Mitglieder und fiir
Mitglieder jlingeren Dienstalters wenig ansprechen-

DGB-Kreisverband Gottingen
angenommen als Material zu Antrag G 04
Annahme als Material zu Antrag G 04

G - Satzung und Organisation

den Reprasentations- und verantwortungsvollen Ge-
staltungsoptionen. Als Vorsitzende sind sie unterre-
prasentiert, da sie angesichts der Aufgabenvielfalt
als ehrenamtliche Vorsitzende bei gleichzeitiger be-
ruflicher und anderweitiger Belastung allein das Amt
nicht auszufiillen bereit sind. Dartiber hinaus ist ein
zeitgemaler Team-Gedanke eines ehrenamtlichen
Verbandsvorstandes, wie er zunehmend in demokra-
tischen Parteien zu beobachten ist, bislang wenig of-
fiziell ausgepragt.

Fazit: DGB und seine ehrenamtliche Ebene kommen
in ihrem Wunsch nach einer jungen Generation nicht
vom Fleck, weil diese sich nichtin den Wahlamtern re-
prasentiert sieht.

Um die DGB-Gesamtorganisation und im ersten
Schritt den DGB-Bezirk NSB-SAN die Tiiren fiir eine
vielféltige, geschlechterparitatische, Zukunft ge-
wandte Mitgliederstérke zu 6ffnen, sind strukturelle
Veranderung der Reprasentation und Ausgestal-
tung der Amter der Vorsitzenden Kreis- und Stadt-
verband-Vorstdnde zu verandern. Wir wollen die
Stimmen der Gewerkschaften bindeln und offent-
lichkeitswirksam darstellen: dazu brauchen wir eine
ansprechende und vielfaltige Reprasentationsstruk-
tur, die fir die Amtsinhaber*innen zu bewaltigen ist.

Wir fordern die Bezirkskonferenz dazu auf, die gestal-
tungsmachtige Position der ehrenamtlichen ersten
und stellvertretenden Vorsitzenden der DGB-Kreis-
und -Stadtverbande aus der eines Einzelkampfers
zugunsten einer moglichst paritatisch besetzen
Team-Struktur von Doppelspitze und Stellvertretung
satzungsgemalt zu dndern.

ANHANG




ANTRAG G 06: ANBINDUNG EHRENAMTLICHER KREISVERBANDE

Antragstellerin: DGB-Kreisverband Uelzen

Status: angenommen in gednderter Fassung als Material an DGB-Bezirksvorstand
Empfehlung der ABK: Annahme in gedanderter Fassung als Material an DGB-Bezirksvorstand

Sachgebiet: G - Satzung und Organisation

eine Moglichkeit zum regelmafiigen Austausch von
Hauptamtlichkeit und aktiven Gewerkschafter*innen
(Betriebs-, Personalrate, Mitarbeitervertreter*innen
und Vertrauensleute etc.) der Mitgliedsgewerkschaf-
ten zu den ehrenamtlichen DGB-Kreisverbanden an-
zustreben.

Begriindung

Seit dem Wegfall der Regionsvorstande 2013 hat es
keine gemeinsamen Sitzungen gegeben.

Da die Mehrheit der Mitglieder von DGB-Kreisvorstan-
den schon aus dem Erwerbsleben ausgeschieden
sind, sind diese Zusammentreffen umso wichtiger ge-
worden.

Es ware auch als eine ,kleine Wertschatzung® der
Ehrenamtlichkeit zu sehen.

6. Ordentliche DGB-Bezirkskonferenz Niedersachsen — Bremen - Sachsen-Anhalt
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ANTRAG G 07:

STARKUNG GEWERKSCHAFTLICHER JUGENDSTRUKTUREN IN DER

DGB-REGION OSNABRUCK-EMSLAND-GRAFSCHAFT BENTHEIM

Antragsteller*in:

DGB-Kreisverband Osnabriick, DGB-Stadtverband Osnabriick,

DGB-Kreisverband Grafschaft Bentheim, DGB-Kreisverband Emsland

Status:
Empfehlung der ABK:
Sachgebiet:

Die Gewerkschaftsjugend bietet die entscheidende
Gelegenheit fir Engagement und Teilhabe von jun-
gen in Ausbildung und Arbeit befindlichen Menschen.
Zumindest dann, wenn dort solche Struktur vorge-
halten wird, die Mitwirkung eroffnet, unterstitzt und
entfaltet.

Das Ziel der Bemiihungen im DGB soll es sein, auch
in der DGB-Region Osnabriick-Emsland-Grafschaft
Bentheim gestarkte Jugendarbeit und -bildung
durch eine/n Jugendsekretédr*in (Jugendbildungsre-
ferent*in) zu etablieren und somit unserer satzungs-
gemalien Aufgabe nachkommen zu kénnen. Der Be-
zirksvorstand verpflichtet sich, dieses Anliegen aktiv
voran zu treiben und sich fiir die Erh6hung der 6ffent-
lichen Mittel des Landes fiir die Jugendarbeit einzu-
setzen.

Begriindung

Die DGB-Vorstande in der Region Osna-
briick-Emsland-Grafschaft Bentheim setzen sich fur
eine/n hauptamtlichen Jugendbildungsreferent*in
der DGB-Region ein. Dazu miissen regionale Forde-
rungen aus der offentlichen Jugendforderung ge-
schaffen und genutzt werden.

Fir junge Menschen in der Berufsausbildung oder auf
dem Weg in die Arbeitswelt bieten sich nur wenige
Optionen zu interessenpolitischem oder auch ge-
sellschaftlichem Engagement. Zum einen sind viele
Strukturen weder auf die Bedlrfnisse noch auf den
Zeitkorridor der betrieblichen und auferbetriebli-
chen Ausbildung ausgerichtet. Zum anderen sind die
Bezlige und Arbeitsweisen selten an der Lebensre-
alitat jugendlicher Arbeitnehmer*innen orientiert.
Solche strukturellen Hindernisse begrenzen gesell-
schaftliche Teilhabe und das Engagement flir Gewerk-
schaften.

Um die Prasenz der DGB-Jugend zu vergroRern, bie-
ten sich viele Moglichkeiten, z.B. die Unterstutzung
des Jugendbiindnisses Osnabriick, die Prasenz auf

angenommen in geanderter Fassung als Material an DGB-Bezirksvorstand
Annahme in gednderter Fassung als Material an DGB-Bezirksvorstand

G - Satzung und Organisation

den Jugendkulturtagen Osnabriick, zusatzliche Bil-
dungsmalnahmen an der Universitat und der Hoch-
schule in Osnabriick, die Berufsschularbeit und ein
verstarktes Wiederaufleben der Berufsschultou-
ren ,Demokratie und Mitbestimmung®, Antirassis-
musprojekte, sowie die Thematisierung der groRRen
Abwanderung in landlichen Gebieten des Emslandes
und der Grafschaft-Bentheim.

Es bleibt festzustellen, dass die DGB-Jugend in den
meisten Feldern des Engagements deutlich unterre-
prasentiert ist. Auf der anderen Seite bietet sich ein
enormes Potential, um junge Menschen liber gewerk-
schaftliche Bildungsmafinahmen zu politisieren und
fir Gewerkschaften zu begeistern. Ehrenamtliche
Strukturen kénnen besser wachsen, wenn sie durch
eine Jugendbildungsreferent*in unterstiitzt und ge-
fordert werden.

Die Gewerkschaftsjugenden sind die einzige Anlauf-
stelle fur junge Beschaftigte in ihrer ganzen gesell-
schaftlichen Vielfalt. In den meisten anderen Ju-
gendstrukturen finden vor allem junge Menschen
mit akademischen Arbeitsweisen, flexiblerem Zeit-
budget und Ressourcen ihre Handlungsfelder. Um
die Moglichkeiten des Engagements arbeitender Ju-
gendlicher zu verbreitern, bendétigen wir eine bes-
sere personelle Ausstattung im Bereich der Jugend-
bildungsreferent*innen. Um dies zu erreichen, ist es
notwendig, dass der DGB massiv politischen Einfluss
ausibt, neben bestehenden Stellen, flr weitere Fi-
nanzierungen zu schaffen. Bereits jetzt werden (viele)
Stellen anteilig auch mit offentlichen Mitteln finan-
ziert. Das ist notig und berechtigt. Das mussen und
kénnen wir auch an weiteren Orten schaffen, wenn
der DGB sich strukturell gestiitzte Jugendarbeit als
Schwerpunkt setzt.

ANHANG




ANTRAG G 08: WERBEMATERIAL

Antragstellerin: DGB-Kreisverband Uelzen

Status: angenommen in geanderter Fassung
Empfehlung der ABK: Annahme in gednderter Fassung
Sachgebiet: G - Satzung und Organisation

Der DGB-Bezirk und seine Untergliederungen verstar-
ken den jeweiligen effektiven Nutzen bei der Verwen-
dung von gedrucktem Infomaterial, von Werbe- und
Streuartikeln, so dass z.B. kein unnétiger ,,Give- away-
Mull“ entsteht oder Printmaterial ungelesen ins Alt-
papier wandert.

Bei verwendetem Material werden die Nachhaltig-
keit der Produkte (Herstellung, Transport) und die Ar-
beitsbedingungen bei der Herstellung geprdft.

Begriindung

Der DGB sollte daran interessiert sein, auch durch
sein Material mit glaubwiirdiger Auflenwirkung auf-
zutreten. Neben real gelebter Nachhaltigkeit und
Miillvermeidung reduzieren sich die Ausgaben fiir un-
nétiges, unsinniges und unwirksames Material.

6. Ordentliche DGB-Bezirkskonferenz Niedersachsen — Bremen - Sachsen-Anhalt

107



108 ANHANG




Impressum

Herausgeber:

Deutscher Gewerkschaftsbund

Bezirk Niedersachsen - Bremen - Sachsen-Anhalt
Otto-Brenner-Strale 1, 30159 Hannover
www.niedersachsen-bremen-sachsenanhalt.dgb.de

Verantwortlich: Dr. Mehrdad Payandeh,

Vorsitzender DGB-Bezirk Niedersachsen - Bremen - Sachsen-Anhalt
Redaktion: Heike Robrahn, Janina Mink

Text: Elke Spanner, Sandra Wilsdorf, Janina Mink

Gestaltung: www.s-design.media

November 2022






	_Hlk95669382
	_Hlk109652775
	1.	Eröffnung und Begrüßung
	2.	Grußwort 
	3.	Opening Talk
	4.	Konstituierung
	a)	Wahl des Präsidiums
	b)	Beschlussfassung über die Geschäfts- und Wahlordnung
	c)	Beschluss der Tagesordnung
	d)	Bestätigung der Antragsberatungskommission
	e)	Wahl der Mandatsprüfungs- und ­Wahl­kommission
	f)	Wahl der Schriftführer*innen

	5.	Geschäfts- und Kassenbericht
	6.	Bericht der Revisionskommission
	7.	Aussprache
	8.	Bericht der Mandats­prüfungs- und Wahlkommission
	9.	Entlastung
	10.	Wahlen
	a)	Bezirksvorsitzender
	b)	Wahl der stellvertretenden DGB-Bezirksvorsitzenden
	c)	Regionsgeschäftsführer*innen
	d)	Revisor*innen
	e)	Bekanntgabe der Bezirksvorstandsmitglieder

	11.	Antragsberatung
	12.	Schlusswort
	A – Leitanträge
	Antrag A 01:	Wir gestalten die Zukunft!
	Antrag A 02: 	Grundpfeiler einer solidarischen Zukunft
	Antrag A 03: 	Zukunftsinvestitionen jetzt!
	Antrag A 04: 	Zukunftsfähige Wirtschaft: Strukturwandel und ­sozial-ökologische Transformation gestalten

	B – Wirtschafts- und Arbeitsmarktpolitik
	Antrag B 01: 	Wasserstoffwirtschaft gestalten
	Antrag B 02: 	Raffinerien mit Zukunft
	Antrag B 03: 	Privatwirtschaftlicher Aufbau von Elektroladesäuleninfrastruktur
	Antrag B 04: 	Staatliche Fördermittel nur für größere Betriebe mit Tarifverträgen
	Antrag B 05: 	Gleichwertige Lebensverhältnisse im gesamten Bundesgebiet. Sanierung der ostdeutschen Bundesländer fortschreiben.
	Antrag B 06: 	Nach dem Kohleausstieg: Zukunftsperspektiven für industrielle Beschäftigung in den Revieren
	Antrag B 07: 	Einsatz von staatlichen Fördermitteln für Strukturwandel und Kohleausstieg
	Antrag B 08: 	Sofortiger Baustopp für Schacht KONRAD!
	Antrag B 09: 	Rückholung des Atommülls aus dem maroden Salzbergwerk Asse sowie sichere Zwischen- und Endlagerung

	C – Bildung
	Antrag C 01: 	Verbesserung des Niedersächsischen Gesetzes über Tageseinrichtungen für Kinder (NKiTaG)
	Antrag C 02: 	Arbeitsbedingungen der Schulbegleitungen
	Antrag C 03: 	Änderung des Rahmenplans an weiterführenden Schulen
	Antrag C 04: 	Bezirksweite Kooperationsangebote des DGB für alle Institutionen im Bereich der Berufsorientierung/ Ausbildungsplatzsuche
	Antrag C 05: 	Gewerkschaftliche Ansprache in allgemeinbildenden Schulen
	Antrag C 06: 	Bildungsurlaub stärken

	D – Gesellschaftspolitik
	Antrag D 01: 	Rechtsextremismus bekämpfen. Demokratie verteidigen.
	Antrag D 02: 	Frauen gegen Rechts
	Antrag D 03: 	Verbot von Reichs- und Reichskriegsflaggen
	Antrag D 04: 	Berechnung der erforderlichen Investitionen der Kommunen, Landkreise und Land Niedersachsen ändern
	Antrag D 05: 	Mehr sozialer Wohnungsbau und Begrenzung der Umwandlung von Wohnraum in Monteurs- oder Werkvertragsarbeiter*innen-Wohnungen
	Antrag D 06: 	Verlängerung der Sozialbindungsfrist von gefördertem Wohnraum
	Antrag D 07: 	Sozial gerechte Bodennutzung
	Antrag D 08: 	Unterstützung der bundesweiten Kampagne „Mietenstopp“
	Antrag D 09: 	Wohnungspolitische Konferenz für Niedersachsen – Bremen – Sachsen-Anhalt
	Antrag D 10: 	Schutzkonzepte gegen Gewalt an Frauen ausbauen
	Antrag D 11: 	Digitaler Gewalt gegen Frauen entgegentreten und diese verhindern
	Antrag D 12: 	Internationaler Frauentag als gesetzlicher Feiertag in den Ländern Niedersachsen, Sachsen-Anhalt und Bremen
	Antrag D 13: 	Mehr Frauen in Leitungs- und Entscheidungsfunktionen
	Antrag D 14: 	Führung in Teilzeit als richtungsweisendes Modell festschreiben
	Antrag D 15: 	Novellierung des niedersächsischen Gleichberechtigungsgesetzes (NGG)
	Antrag D 16: 	Ergänzung des NKomVG zum Schutz der Gleichstellungsbeauftragten
	Antrag D 17: 	Novellierung des Gleichstellungsgesetzes für Frauen und Männer des Landes Sachsen-Anhalt
	Antrag D 18: 	Paritätische Besetzung von Krisen- und Expert*innenstäben
	Antrag D 19: 	Sichere Kommunikation
	Antrag D 20: 	Politische Teilhabe der Senior*innen am Entscheiden von Räten und Parlamenten

	E – Sozialpolitik, Gesundheit, Pflege, Rente
	Antrag E 01: 	Arbeits- und Gesundheitsschutz in Zeiten der Pandemie im Kontext von möglichen Corona-Spätfolgen
	Antrag E 02: 	Krankenhäuser in Bürger*innen-Hand
	Antrag E 03: 	Novellierung des Pflegepersonal-Stärkungsgesetzes (PpSG)
	Antrag E 04: 	Reformierung des Pflegezeit-, Pflegestärkungs- und Familienpflegezeitgesetzes, Vereinbarkeit von Beruf und Pflege stärken
	Antrag E 05: 	Bezahlbare Pflege, bessere Bezahlung und Wertschätzung der Pflegekräfte
	Antrag E 06: 	Unterstützung pflegender Angehöriger
	Antrag E 07: 	Rentenniveau anheben

	F – Öffentlicher Dienst
	Antrag F 01: 	Keine Einsparungen des Landes Niedersachsen durch Stellenstreichungen
	Antrag F 02: 	Sonderurlaubsvoraussetzungen in Niedersachsen – Gleichklang zwischen Beamt*innen und Tarifbeschäftigten herstellen

	G – Satzung und Organisation
	Antrag G 02: 	Unvereinbarkeitsbeschluss des DGB zur Zusammenarbeit mit der AfD
	Antrag G 03: 	DGB-Bezirk unterstützt lokale Internetauftritte von Kreis- und Stadtverbänden
	Antrag G 04: 	Antrag für eine geschlechtergerechte paritätische Doppelspitze in Kreis- und Stadtverbänden
	Antrag G 05: 	Mit Doppelspitze doppelt stark. Satzungsänderung ehrenamtlicher Kreis- und Stadtverbände
	Antrag G 06: 	Anbindung ehrenamtlicher Kreisverbände
	Antrag G 07: 	Stärkung gewerkschaftlicher Jugendstrukturen in der DGB-Region Osnabrück-Emsland-Grafschaft Bentheim
	Antrag G 08: 	Werbematerial


